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Kurzzusammenfassung 

In diesem gemäß § 12 Bundes-Klimaschutzgesetz erstellten Bericht prüft und bewertet der Expertenrat für 
Klimafragen (ERK) die am 15. März 2022 vom Umweltbundesamt nach sieben Sektoren gegliederte 
Berechnung der Vorjahres-Treibhausgasemissionen von Deutschland. Kernstück des Berichts ist die Prüfung 
der komplexen Methodik der Berechnung der Vorjahresemissionen. Der Expertenrat hat sowohl umfassend 
als auch stichprobenartig die Zahlen nachvollzogen und findet keinen Anhaltspunkt dafür, dass das 
Umweltbundesamt bei den Punktwertschätzungen zu anderen Ergebnissen hätte kommen müssen. Die 
berichteten Emissionswerte lagen für den Verkehrs- und den Gebäudesektor oberhalb der jahresscharf im 
Klimaschutzgesetz vorgegebenen Zielwerte. Demnach müssen die für diese Sektoren zuständigen 
Ministerien innerhalb von drei Monaten ein Sofortprogramm vorlegen. Für die restlichen im Gesetz 
genannten Sektoren lagen die Emissionswerte unterhalb der Zielwerte.  

Im Jahr 2021 haben die gesamten Treibhausgasemissionen (ohne den Sektor Landnutzung, 
Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft) gegenüber dem Jahr 2020 um rund 4,5 % – von 729 auf 762 
Mt CO2-Äq. – zugenommen, nachdem im Jahr 2020 ein Rückgang gegenüber dem Jahr 2019 um knapp 9 % 
zu verzeichnen war. Dieser Anstieg im Vergleich zum Vorjahr stellt damit die größte prozentuale Zunahme 
der Treibhausgasemissionen seit 1990 dar. Dazu hat neben dem wieder gewachsenen Bruttoinlandsprodukt 
auch der erstmals seit dem Jahr 2013 wieder beobachtete Anstieg der Emissionsintensität, d. h. die auf das 
Bruttoinlandsprodukt bezogenen Treibhausgasemissionen, beigetragen. Mit Blick auf die Erreichung der 
mittel- bis langfristigen Treibhausgasminderungsziele ist daher zu prüfen, inwieweit sich diese Zunahme der 
Emissionsintensität, die über den gesamten Zeitraum seit 1990 einen substanziellen Beitrag zur Minderung 
der Treibhausgasemissionen leistete, als kritisch erweisen könnte. 

Die Betrachtung von Sondereffekten im Jahr 2021 (wie Preis- und Witterungseffekten, Lagereffekten von 
Heizöl oder den Auswirkungen der Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie) zeigt, dass die 
Werte der Vorjahresemissionen immer nur eine Momentaufnahme darstellen. Im Gebäudesektor spielen 
Lagerhaltungs- und Witterungseffekte, die von Jahr zu Jahr großen Schwankungen unterliegen, eine große 
Rolle. Dies erschwert die Interpretation des Punktwertes der Berechnung der Vorjahresemissionen. Im 
Verkehrssektor wäre die Zielüberschreitung ohne die Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie 
wahrscheinlich noch höher ausgefallen. Im Industriesektor, der sein Ziel nur knapp erreicht hat, ist der 
Einfluss der Sondereffekte weniger eindeutig. 

Anknüpfend an die Prüfberichte dieses und des vergangenen Jahres, sowie den Bericht zum Sofortprogramm 
für den Gebäudesektor im vergangenen Jahr sieht der Expertenrat eine Reihe von Handlungsfeldern zur 
Weiterentwicklung des Klimaschutzgesetzes. Diese beziehen sich beispielsweise auf die Interaktion mit der 
europäischen Ebene und den übergeordneten Instrumenten des europäischen und des nationalen 
Emissionshandels, die Aufteilung der Sektoren, sowie auf den Mechanismus der Auslösung und der 
Nachsteuerung über Sofortprogramme. Es werden eine Reihe von Gestaltungsoptionen aufgezeigt, wie auf 
Basis der beobachteten Daten der Mechanismus verbessert werden kann, beispielsweise über die 
Betrachtung längerer Zeiträume oder eine automatisierte Nachsteuerung über eine Preisanhebung im 
nationalen Emissionshandel. Zudem fehlt im Klimaschutzgesetz bisher eine vorausschauende Steuerung bei 
antizipierter Zielverfehlung. Auch hierzu werden Optionen für eine Erweiterung vorgelegt. Zudem wird die 
zusätzliche Betrachtung von weiteren Schlüsselindikatoren angeregt, um ein besseres Gesamtbild 
hinsichtlich der Entwicklung des Emissionsgeschehens zu erhalten. Im Kontext dieser Weiterentwicklung 
könnte zugleich eine Reihe technischer Verbesserungen erfolgen.  
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Zusammenfassung und Kernaussagen 

Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG, letzte Novelle am 18. August 2021) hat Deutschland seine 
Klimaziele auf sieben Sektoren heruntergebrochen, von denen fünf mit verbindlichen jährlichen Sektorzielen 
bis einschließlich des Jahres 2030 für die Absenkung der Treibhausgasemissionen versehen sind (zusätzlich 
Energiewirtschaft: 2022, 2030; LULUCF: 2030), sowie einen gesetzlichen Rahmen festgelegt, der das 
Erreichen dieser Ziele sicherstellen soll. Dafür ist im Gesetz ein Mechanismus mit einer genauen zeitlichen 
Abfolge definiert: Jeweils am 15. März des dem Berichtsjahr folgenden Jahres veröffentlicht das 
Umweltbundesamt die Emissionsdaten des Vorjahres1 und übersendet diese an den Expertenrat für 
Klimafragen (§ 5 Abs. 1 KSG). Innerhalb eines Monats nach Übersendung legt der Expertenrat für Klimafragen 
eine Bewertung der veröffentlichten Daten vor (§ 12 Abs. 1 KSG). Weisen die Emissionsdaten eine 
Überschreitung der zulässigen Jahresemissionsmenge in einem Sektor aus, so legt das zuständige 
Ministerium innerhalb von drei Monaten nach der Bewertung durch den Expertenrat für Klimafragen ein 
Sofortprogramm für den jeweiligen Sektor vor, mit dem die Einhaltung der Ziele für die folgenden Jahre 
sichergestellt werden soll (§ 8 Abs. 1 KSG). 

Für das Jahr 2021 legt der Expertenrat für Klimafragen mit diesem Prüfbericht zum zweiten Mal eine Prüfung 
und Bewertung der vom Umweltbundesamt übermittelten Emissionsdaten entsprechend § 12 Abs. 1 KSG 
vor. Der vorliegende Bericht bietet im ersten Teil eine detaillierte Analyse der Datenbasis und der Methode 
der Berechnung der Vorjahresemissionen sowie eine Einordnung. Darüber hinaus werden im zweiten Teil 
weiterführende Analysen zur Treibhausgasentwicklung in den Sektoren Gebäude, Verkehr und Industrie 
erbracht, sowie Vorschläge zur Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes vorgestellt. Der Bericht 
lässt sich anhand der nachstehenden Kernaussagen zusammenfassen.  

Teil I: Prüfung und Bewertung der Berechnung der Vorjahresemissionen 
Z1 Bei der Prüfung und Bewertung der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 ist der 

Expertenrat für Klimafragen wie im vergangenen Jahr vorgegangen und gelangt im Hinblick auf das 
methodische Vorgehen und dessen Randbedingungen zu grundsätzlich gleichen Erkenntnissen wie im 
Vorjahr:  

• Das methodische Vorgehen des Umweltbundesamtes zur Ermittlung der Emissionsdaten für die 
Berechnung der Vorjahresemissionen ist konsistent mit der Inventarberichterstattung der 
Treibhausgase.  

• Die Aussagekraft der Berechnung der Vorjahresemissionen ist durch die mangelnde Verfügbarkeit 
von Datenquellen zum frühen Zeitpunkt ihrer Erarbeitung gegenüber späteren Versionen des 
Treibhausgasinventars grundsätzlich eingeschränkt.  

• Die relativen Korrekturen der gesamten Treibhausgasemissionen in Summe über die Sektoren 
(Korrekturbedarf von der Berechnung der Vorjahresemissionen zu nachfolgenden 
Treibhausgasinventaren) waren über die Jahre gering (< 3 %). In einzelnen Sektoren lagen sie 

 

1 Bezeichnet als „Berechnung der Emissionsdaten des Vorjahres gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz“; im Weiteren dieses Berichts wird 
dafür die Bezeichnung „Berechnung der Vorjahresemissionen“ verwendet 
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allerdings teilweise in der Größenordnung der jährlichen im Bundes-Klimaschutzgesetz 
vorgesehenen Minderungsmengen oder darüber. 

• Der Korrekturbedarf für das erste vom Expertenrat für Klimafragen geprüfte Jahr 2020 hat sich im 
Folgejahr 2021 mit -10,8 Mt CO2-Äq. (-1,5%) in diesen allgemeinen Befund eingeordnet. Einen 
besonders großen Korrekturbedarf gab es in den Sektoren Industrie und Landwirtschaft. 

Z2 Die Auseinandersetzung mit der komplexen Methodik zur Erstellung der Berechnung der 
Vorjahresemissionen, einschließlich einer stichprobenartigen Prüfung, hat auf keine grundsätzlichen 
Konsistenzprobleme hingedeutet. Eine detaillierte Prüfung der Daten und Methoden erfolgte zum 
einem in dem Sektor, der im Jahr 2020 das im Bundes-Klimaschutzgesetz gesetzte Emissionsziel nicht 
erreicht hat (Sektor Gebäude), zum anderen in den Sektoren, die im Vorjahres-Prüfbericht für das Jahr 
2020 noch nicht eingehend geprüft wurden (Landwirtschaft und Industrie), sowie dem Verkehrssektor. 
Des Weiteren wurde das iterative Vorgehen zur sektoralen Aufteilung der Primärenergiemengen und 
die darauffolgende Anpassung der brennstoffbedingten Emissionsfaktoren überprüft. Zur 
stichprobenartigen Prüfung der Treibhausgasemissionen wurden unterschiedliche Ansätze verfolgt. Das 
Vorgehen des Umweltbundesamtes konnte in allen Fällen grundsätzlich nachvollzogen werden. 
Insbesondere ergeben sich bezüglich der Setzungen, die vom Umweltbundesamt im Rahmen der 
Schätzungen vorgenommen wurden, keine Anhaltspunkte für eine bewusste systematische Verzerrung. 
Allerdings basieren die Abschätzungen auf unterschiedlichen Datenquellen und -ständen, in die 
zusätzlich Erfahrungswissen eingeht, für das keine vollständige Dokumentation vorliegt. 

Z3 In Summe liefert die Prüfung und Bewertung der in der Berechnung der Vorjahresemissionen für das 
Jahr 2021 nach § 5 Abs. 1 KSG bereitgestellten Daten keinen Anhaltspunkt dafür, dass das 
Umweltbundesamt bei seiner Berechnung der Vorjahresemissionen zu einem anderen Ergebnis hätte 
kommen müssen. Es zeigt sich zugleich, dass die Unsicherheit, die mit dieser Berechnung verbunden 
ist, in einigen Sektoren groß ist.  

Z4 Die durch das Umweltbundesamt für den Industriesektor ausgewiesenen Unsicherheiten werden auf 
Basis einer statistischen Prüfung als zu niedrig erachtet. Das Umweltbundesamt weist im Einklang mit 
internationalen Standards, wie bereits in der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2020, 
Konfidenzintervalle für die tatsächlichen Emissionsdaten in den einzelnen Sektoren aus. Die 
Vorgehensweise zur Ermittlung der Unsicherheiten erfolgt im Einklang mit den IPCC-Richtlinien.2 Es 
konnte durch die Gegenüberstellung der historischen Korrekturbedarfe mit den Konfidenzintervallen 
der ausgewiesenen sektorspezifischen Unsicherheit des Umweltbundesamtes auf Ebene der 
Gesamtemissionen sowie in allen Sektoren außer der Industrie keine Inkonsistenz festgestellt werden. 
Für den Sektor Industrie sind jedoch die historischen Korrekturbedarfe statistisch gesehen größer als 
das entsprechende Konfidenzintervall. Dies deutet darauf hin, dass die Unsicherheit der Emissionen des 
Industriesektors im Rahmen der Emissionsberechnung des Vorjahres zu niedrig eingeschätzt wird. 

Z5 Die Punktwertschätzungen des Umweltbundesamtes bedeuten, dass die berichteten Emissionswerte 
für alle der in § 4 Abs. 1 KSG genannten Sektoren mit Ausnahme des Gebäudesektors und des 
Verkehrssektors unterhalb der Zielwerte lagen. Der Gebäudesektor lag 2,5 Mt CO2-Äq. über dem 

 

2 IPCC: Intergovernmental Panel on Climate Change 
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Sektorziel, der Verkehrssektor überschritt das Sektorziel mit 3,1 Mt CO2-Äq. Daraus leitet sich für beide 
Sektoren die Notwendigkeit zur Vorlage eines Sofortprogramms ab. 

Abbildung Z-1: Zielwertvergleich Berechnung der Vorjahresemissionen für das Emissionsjahr 2021 mit den 
zulässigen Jahresemissionsmengen des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

 
Eigene Darstellung basierend auf der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Emissionsjahr 2021 des Umweltbundesamtes 
und den ausgewiesenen Unsicherheiten, sowie eigenen Berechnungen bezüglich der Variabilität der Korrekturbedarfe für die 
Industrie für die Emissionsjahre 2010–2021 (siehe Kapitel 4.4). 

Teil II: Weiterführende Betrachtungen 
Z6 Im Jahr 2021 sind die gesamten Treibhausgasemissionen (ohne LULUCF) gegenüber 2020 um 4,5 % 

(33 Mt CO2-Äq.) angestiegen. Dies stellt den höchsten prozentualen Anstieg gegenüber dem Vorjahr seit 
1990 dar. Im Jahr 2020 war noch ein Rückgang um 9 % zu verzeichnen. Eine vergleichbare Entwicklung 
trat nur noch im Jahr 2010 auf, als die Emissionen in der Folge der Finanzkrise im Jahr 2009 zunächst 
deutlich zurückgingen, um im Folgejahr um 3,7 % zu steigen. Im gesamten Zeitraum 1990 bis 2021 sind 
die Treibhausgasemissionen um knapp 39 % (487 Mt CO2-Äq.) gesunken. 

Z7 Der Anstieg der Treibhausgasemissionen im Jahr 2021 um 33 Mt CO2-Äq. gegenüber 2020 kann - 
basierend auf einer Komponentenzerlegung - zu rund 60 % (19,5 Mt CO2-Äq.) der wieder angestiegenen 
Wirtschaftsleistung zugeordnet werden. Die übrige Zunahme ist durch den erstmals seit 2013 wieder 
beobachteten Anstieg der Emissionsintensität bedingt. Die Zunahme dieses Treibers im Jahr 2021 kann 
vor allem auf eine Erhöhung sowohl der Energieintensität (gemessen als Primärenergieverbrauch pro 
Einheit Bruttoinlandsprodukt) als auch der auf den Primärenergieverbrauch bezogenen Emissionen 
zurückgeführt werden. Dies ist darauf zurückzuführen, dass im Jahr 2021 das Wachstum des 
Bruttoinlandsproduktes mit 2,7 % unter der Wachstumsrate des Primärenergieverbrauchs lag, der 
gegenüber 2020 um 3,1 % zunahm. Außerdem ist es in der Zusammensetzung der Primärenergieträger 
zu Verschiebungen gekommen, die zu höheren Emissionen je Einheit Primärenergie geführt haben, 
nämlich unter anderem zu einer Abnahme des Anteils der erneuerbaren Energien und einem Anstieg 
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der Kohleverstromung im Vergleich zum Vorjahr. Vor diesem Hintergrund ist zu prüfen, inwieweit sich 
dieser im Jahr 2021 beobachtete Anstieg der Emissionsintensität, die über den gesamten Zeitraum seit 
1990 einen substanziellen Beitrag zur Minderung der Treibhausgasemissionen leistete, als kritisch für 
die mittel- bis langfristige Erreichung der Treibhausgasminderungsziele erweisen könnte. 

Abbildung Z-2: Dekomposition der Treibhausgasemissionen gesamt – Änderungen im Vergleich zum 
Vorjahr 

 
Die Abbildung zeigt eine Dekomposition der Änderung der gesamten jährlichen Treibhausgasemissionen (Kreis) in die 
Komponenten Bevölkerungsentwicklung (gemessen als Zahl der Einwohner), Wirtschaftsentwicklung (gemessen als 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf) und Emissionsintensität (gemessen als Treibhausgasemissionen pro Einheit Bruttoinlandsprodukt) 
in Bezug auf das jeweils vorhergehende Jahr.   
Eigene Darstellung. 

Z8 Bei der Betrachtung der Treibhausgasemissionen in einzelnen Sektoren unter Berücksichtigung von 
Sondereffekten wird deutlich, dass die Berechnung der Vorjahresemissionen nur eine 
Momentaufnahme darstellt. Die Betrachtung von Sondereffekten kann einen ersten Anhaltspunkt für 
eine qualifizierte Einordnung der Zielerreichung bzw. Zielverfehlung in den Sektoren liefern. Diese 
Betrachtung ist wichtig, um ein besseres Bild zu bekommen, wie die Politik auf mögliche 
Zielverfehlungen reagieren kann. Dabei müssen zwei Arten von Sondereffekten unterschieden werden: 
zum einen Effekte mit stochastischen Schwankungen rund um einen Mittelwert, wie es beispielsweise 
beim Einfluss der Lagerhaltung und Witterung der Fall ist. Und zum anderen Sondereffekte aufgrund 
von menschlichem oder wirtschaftlichem Einfluss, wie die Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-
Pandemie und Konjunkturentwicklungen. Insbesondere im Gebäudesektor spielen Lagerhaltungs- und 
Witterungseffekte eine große Rolle, die von Jahr zu Jahr großen Schwankungen unterliegen. Dies 
erschwert die Interpretation des Punktwertes der Berechnung der Vorjahresemissionen. Zudem hängt 
die Betrachtung vom gewählten Bezugsjahr bzw. der Berechnungsmethode ab. Beim Sondereffekt in 
Bezug auf die Covid-19-Pandemie stellt sich mit Blick auf die nächsten Jahre die Frage, welche dieser 
Effekte sich möglicherweise verstetigen (z. B. die Zunahme des Homeoffice) und welche lediglich der 
Pandemie geschuldete Einmaleffekte bleiben. 

Z9 Für die drei im Detail betrachteten Sektoren zeigt sich, dass vor allem der Gebäudesektor unter 
derartigen Sondereinflüssen stand, während solche Effekte im Verkehrs- und vor allem Industriesektor 



Zusammenfassung und Kernaussagen 

Prüfbericht zur Berechnung der deutschen Treibhausgasemissionen für das Jahr 2021 17 

weniger prononciert zu Tage getreten sind. Im Sektor Gebäude haben sowohl die Lagerhaltung als auch 
die Witterung einen wesentlichen Einfluss auf die Höhe der vom Umweltbundesamt berechneten 
Emissionen, der von Jahr zu Jahr unterschiedlich ausfallen kann. Im Jahr 2021 war eine gegenläufige 
Wirkung dieser beiden Effekte festzustellen. Während sich der Abbau der Lagerhaltung mindernd auf 
die berechneten Emissionen auswirkte, ging von der eher kalten Witterung ein emissionserhöhender 
Einfluss aus. Die Größenordnung dieser jährlich schwankenden Effekte lag im Jahr 2021 - wie auch schon 
im Jahr 2020 - über dem Wert der Überschreitung des jährlichen Emissionswertes im Gebäudesektor. 
Im Sektor Verkehr zeigt eine erste vorsichtige Abschätzung der emissionsmindernden Wirkung der 
Covid-19-Eindämmungsmaßnahmen auf den Treibstoffabsatz in den ersten zwei Monaten des Jahres, 
dass dieser Effekt im Jahr 2021 in der Größenordnung von mehreren Megatonnen CO2-Äq. lag. Daraus 
lässt sich ableiten, dass ohne den Covid-19-Effekt die Zielverfehlung im Sektor Verkehr tendenziell noch 
höher ausgefallen wäre. Die Wirkung wichtiger treibender Faktoren auf die Emissionsentwicklung in der 
Industrie, die im Jahr 2021 ihr Sektorziel nur knapp erreicht hat, ist nicht eindeutig. Zwar wirkten 
tendenziell emissionsmindernde Sondereffekte als Folge der Covid-19-Pandemie weiter fort und 
wurden durch Liefer- und Ressourcenengpässen noch verstärkt. Allerdings verlief die Entwicklung je 
nach Branche sehr unterschiedlich. Einige Branchen erreichten auch wieder das Produktionsniveau von 
vor der Pandemie, darunter auch emissionsintensive wie die Stahlindustrie. Wie sich die Emissionen in 
der Industrie im Jahr 2021 ohne diese Sondereinflüsse entwickelt hätten, lässt sich daher an dieser Stelle 
nicht eindeutig bewerten. 

Z10 Der Expertenrat für Klimafragen sieht den Bedarf einer wesentlichen Weiterentwicklung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes. Als wesentliche Handlungsfelder werden identifiziert: i) mangelnde Kongruenz 
zwischen dem Bundes-Klimaschutzgesetz und dem europäischen Emissionshandel (EU-ETS) sowie den 
europäischen Zielvorgaben im Rahmen der ESR; ii) mangelnde Kongruenz zwischen dem Bundes-
Klimaschutzgesetz und dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG); iii) der Auslösemechanismus 
für Sofortprogramme u.a. in Bezug auf die Unsicherheit der Datengrundlage, die Nichtberücksichtigung 
von jahresspezifischen Sondereffekten, die ausschließliche Betrachtung von Emissionswerten ohne 
Einbeziehung weiterer relevanter Entwicklungen; iv) die ausschließliche Berücksichtigung vergangener 
Entwicklungen (ex-post) und entsprechend keine vorausschauende Perspektive (ex-ante) sowie v) 
Klärungsbedarf bei den Handlungsanforderungen, die sich aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz ergeben 
im Hinblick auf die in § 8 Abs. 1 KSG formulierte Anforderung an ein Sofortprogramm zur Einhaltung der 
künftigen Jahresemissionsmengen. 

Z11 Der Tatbestand zur Auslösung eines Sofortprogrammes weist auf Seiten des Steuerungssignals Mängel 
auf und ist zu mechanistisch in seiner Anwendung. Der Expertenrat für Klimafragen sieht zahlreiche 
Optionen zur Verbesserung des Steuerungsmechanismus. Dafür werden eine Reihe von 
Gestaltungsoptionen aufgezeigt, wie auf Basis der beobachteten Daten der Mechanismus verbessert 
werden kann, beispielsweise über die Betrachtung längerer Zeiträume oder eine automatisierte 
Nachsteuerung über eine Preisanhebung im nationalen Emissionshandel. Eine grundsätzliche 
Alternative zu einem regelbasierten Mechanismus, der eine Rechtsfolge bei gegebenem 
Auslösetatbestand impliziert, wäre eine Beurteilung auf Basis einer qualifizierten Bewertung der 
Emissionsdaten. Dabei könnten zugleich weitere Indikatoren einbezogen werden, die weitergehenden 
Aufschluss über zugrundliegende Entwicklungen geben. Zudem könnte eine Betrachtung im Rückblick 
(ex-post), die sich auf Werte in der Vergangenheit stützt, durch eine Betrachtung in der Projektion (ex-
ante) ergänzt oder auch ersetzt werden. Darüber hinaus werden eine Reihe konkreter Optionen zur 
Verbesserung der Monitoring-Funktion des Bundes-Klimaschutzgesetzes aufgezeigt. 
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Z12 Für die jährlich stattfindende Aktualisierung der sektorspezifischen Jahresemissionsmengen (Anlage 2 
KSG) aufgrund von Über- und Unterschreitungen sollte das angewandte Verfahren eindeutig geklärt 
und nachvollziehbar geregelt werden. Bei dieser Aktualisierung der Sektorziele, die aufgrund der 
Berechnung der Emissionsdaten durch das Umweltbundesamt jährlich erforderlich ist, sollte immer auf 
die jüngsten verfügbaren Emissionsdaten aller Vorjahre zurückgegriffen werden. 

Z13 Der Expertenrat für Klimafragen empfiehlt einen koordinierten Prozess zur Weiterentwicklung des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes im laufenden Jahr. Damit sollte minimal der Anspruch verfolgt werden, den 
derzeitigen Handlungsmechanismus durch Nutzung zusätzlicher bzw. angepasster Steuerungssignale 
zu verbessern. Im Kontext dieser Weiterentwicklung könnte zugleich eine Reihe weiterer technischer 
Verbesserungen und Ergänzungen im Bereich der betrachteten Sektoren und Daten erfolgen. Zudem 
gibt es erheblichen Spielraum für eine grundsätzliche Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetz 
mit dem Ziel, dass i) das Bundes-Klimaschutzgesetz passgenau in den europäischen Rahmen 
eingebettet wird, ii) sich das Bundes-Klimaschutzgesetz sowohl im Hinblick auf das Monitoring der 
Zielerreichung als auch auf die Steuerungslogik zusätzlich an den übergeordneten, mehrere Sektoren 
betreffenden Instrumenten des EU-ETS, und Brennstoffemissionshandelsgesetz orientiert und iii) die 
grundlegenden Fragen zur Zielstellung und der Rolle des intertemporalen Ausgleichsmechanismus 
geklärt werden. 
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1 Auftrag und Herangehensweise 

1 Am 12. Dezember 2019 hat der Deutsche Bundestag das Bundes-Klimaschutzgesetz beschlossen (KSG 
2019), das am 18. Dezember 2019 in Kraft trat und am 18. August 2021 novelliert wurde (KSG 2021). 
Zweck des Gesetzes ist es, „zum Schutz vor den Auswirkungen des weltweiten Klimawandels die 
Erfüllung der nationalen Klimaschutzziele sowie die Einhaltung der europäischen Zielvorgaben zu 
gewährleisten. Die ökologischen, sozialen und ökonomischen Folgen werden berücksichtigt. Grundlage 
bildet die Verpflichtung nach dem Übereinkommen von Paris aufgrund der Klimarahmenkonvention der 
Vereinten Nationen, wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich unter 2 
Grad Celsius und möglichst auf 1,5 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen 
ist, um die Auswirkungen des weltweiten Klimawandels so gering wie möglich zu halten, sowie das 
Bekenntnis der Bundesrepublik Deutschland auf dem Klimagipfel der Vereinten Nationen am 23. 
September 2019 in New York, Treibhausgasneutralität bis 2050 als langfristiges Ziel zu verfolgen.“ (KSG 
2019).  

2 Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz hat Deutschland seine Klimaziele auf sechs verbindliche jährliche 
Sektorziele bis einschließlich des Jahres 2030 für die Absenkung der Treibhausgasemissionen 
heruntergebrochen sowie einen gesetzlichen Rahmen festgelegt, der das Erreichen dieser Ziele 
sicherstellen soll. Für die Jahre 2031 bis 2040 wurden jährliche Minderungsziele festgelegt. Das Bundes-
Klimaschutzgesetz definiert des Weiteren die Rolle des unabhängigen Expertenrates für Klimafragen, 
der seit dem Jahr 2021 die jährlich durch das Umweltbundesamt berichteten Emissionsdaten prüft. 
Diese Prüfung findet im vorliegenden Bericht zum zweiten Mal statt, weshalb teils auf Informationen aus 
dem letztjährigen Bericht zurückgegriffen wird. Für die Prüfung ist im Gesetz ein Mechanismus mit einer 
genauen zeitlichen Abfolge definiert (Abbildung 1): 

i) Jeweils am 15. März des dem Emissionsjahr folgenden Jahres veröffentlicht das Umweltbundesamt 
die Emissionsdaten des Vorjahres (§ 5 Abs. 1 KSG). Aus dieser zeitnahen Berichterstattung resultiert 
eine schnelle Erkennung von Abweichungen zwischen den sektorenscharfen Berichtswerten des 
Umweltbundesamtes und den im Bundes-Klimaschutzgesetz festgelegten zulässigen 
Jahresemissionsmengen für die einzelnen Sektoren. Erstmals enthält diese Tabelle auch gemäß 
Bundes-Klimaschutzgesetz § 5 Abs. 2 eine Auflistung der Emissionsanteile, die der Europäischen 
Klimaschutzverordnung unterliegen. 

ii) Innerhalb von einem Monat nach Übersendung durch das Umweltbundesamt, zum 15. April, legt 
der Expertenrat für Klimafragen eine Bewertung der veröffentlichten Daten vor (§ 12 Abs. 1 KSG). 
Bestätigt der Expertenrat für Klimafragen die Überschreitung der zulässigen Emissionsmenge in 
einem oder mehreren Sektoren, greifen Punkte iii und iv. 

iii) „Weisen die Emissionsdaten eine Überschreitung der zulässigen Jahresemissionsmenge für einen 
Sektor in einem Berichtsjahr aus, so legt das […] zuständige Bundesministerium der 
Bundesregierung innerhalb von drei Monaten nach der Vorlage der Bewertung der Emissionsdaten 
durch den Expertenrat für Klimafragen […] ein Sofortprogramm für den jeweiligen Sektor vor, dass 
die Einhaltung der Jahresemissionsmengen des Sektors für die folgenden Jahre sicherstellt“ 
(§ 8 Abs. 1 KSG). 

iv) „Die Bundesregierung berät über die zu ergreifenden Maßnahmen im betroffenen Sektor oder in 
anderen Sektoren oder über sektorenübergreifende Maßnahmen und beschließt diese 
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schnellstmöglich. […] Vor Erstellung der Beschlussvorlage über die Maßnahmen sind dem 
Expertenrat für Klimafragen die den Maßnahmen zugrunde gelegten Annahmen zur 
Treibhausgasreduktion zur Prüfung zu übermitteln. Das Prüfungsergebnis wird der 
Beschlussvorlage beigefügt.“ (§ 8 Abs. 2 KSG). 

Abbildung 1: Zeitliche Abfolge des Mechanismus entsprechend Bundes-Klimaschutzgesetz 

 
Eigene Darstellung. 

3 Der vorliegende Bericht nimmt eine Bewertung der am 15. März 2022 durch das Umweltbundesamt 
vorgelegten und veröffentlichten Daten der Treibhausgasemissionen für das Jahr 2021 vor (UBA 2022d).  

4 Dem Expertenrat für Klimafragen wurden am 15. März 2022 die folgenden Unterlagen durch das 
Umweltbundesamt übermittelt: 

• Zeitreihen der Emissionsdaten von 1990 bis 2021, aufgeschlüsselt nach den Sektoren und Sub-
Sektoren entsprechend den Quellkategorien des gemeinsamen Berichtsformats (Common 
Reporting Format – CRF) nach der Europäischen Klimaberichterstattungsverordnung oder 
entsprechend einer auf der Grundlage von Artikel 26 Absatz 7 der Europäischen Governance-
Verordnung erlassenen Nachfolgeregelung. Erstmals enthält diese Tabelle auch gemäß Bundes-
Klimaschutzgesetz § 5 Abs. 2 eine Auflistung der Emissionsanteile, die der Europäischen 
Klimaschutzverordnung unterliegen (UBA 2022d). 

• Eine bisher unveröffentlichte Version der Trendtabelle mit Auszügen der Daten der CRF-Kategorien 
des Sektors Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft (Land Use, Land Use Change, 
and Forestry/LULUCF), aus der die Quellen und Senken des Sektors hervorgehen. Diese Information 
ist ab dem Emissionsjahr 2021 laut Bundes-Klimaschutzgesetz § 5 Abs. 2 vorgeschrieben. 

• Ein begleitender Bericht mit dem Titel »Berechnung der Treibhausgasemissionsdaten für das Jahr 
2021 gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz« (UBA 2022b).  
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• Ein unveröffentlichter Methodenbericht mit dem Titel »Berechnung der Emissionsdaten des 
Vorjahres gemäß Bundes-Klimaschutzgesetz, allgemeiner Methodenband« (UBA 2022a). 

• Der finale Entwurf (Stand 14.03.2022) des Nationalen Inventarberichts zum Deutschen 
Treibhausgasinventar 1990–2020 (UBA 2022c). 

• Weitere sektorspezifische Informationen, die auf Anfrage zur Verfügung gestellt wurden und zur 
Prüfung und Plausibilisierung genutzt wurden.  

5 Zusätzlich standen Mitarbeitende des Umweltbundesamtes, des Thünen-Instituts und des Instituts für 
Energie- und Umweltforschung Heidelberg (ifeu) für ausführliche Gespräche und Rückfragen zur 
Emissionsberechnung in den Sektoren Landwirtschaft, LULUCF und Verkehr zur Verfügung. Der 
Expertenrat für Klimafragen dankt für die wertvollen Diskussionen. Des Weiteren bedankt sich der 
Expertenrat für Klimafragen bei Sabine Gores (Öko-Institut e.V.), Hans Georg Buttermann 
(Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V.), Dr. Thorsten Müller und Hannah Scheuing (beide Stiftung 
Umweltenergierecht), die während der Erstellung dieses Prüfberichts für Fachfragen zur Verfügung 
standen. 

6 Der vorliegende Prüfbericht ist wie folgt aufgebaut:  

• Teil I dieses Berichts enthält die Prüfung und Bewertung der vorgelegten Emissionsdaten. Die vom 
Umweltbundesamt verwendete Datenbasis und die Vorgehensweise zur Ermittlung der 
Emissionsdaten wurden dafür soweit möglich nachvollzogen. Änderungen bezüglich Daten und 
Methoden gegenüber der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2020 werden in Kapitel 
2 dargestellt. Dabei wird erstmals detailliert auf den Sektor LULUCF eingegangen, da für diesen laut 
Bundes-Klimaschutzgesetz § 5 Abs. 2 ab dem Emissionsjahr 2021 die Treibhausgasquellen und -
senken ausgewiesen werden sollen. Für die Sektoren Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft und 
Industrie wurde zusätzlich eine Prüfung der Berechnung der Vorjahresemissionen einzelner CRF-
Kategorien durchgeführt (Kapitel 3). In den Sektoren Gebäude und Verkehr wurde dafür eine eigene 
Nachrechnung gemäß der Methode des Umweltbundesamtes vorgenommen, während in den 
Sektoren Industrie und Landwirtschaft ein gemeinsamer Nachvollzug mit den Expert:innen des 
Umweltbundesamtes und des Thünen-Institutes erfolgte. Das Vorgehen bei der iterativen 
Fehlerkorrektur impliziter brennstoffbedingter Emissionsfaktoren wurde gemeinsam mit den 
Expert:innen des Umweltbundesamtes nachvollzogen. Eine Aussage zur Güte (Kapitel 4) der 
Berechnung der Vorjahresemissionen erfolgt einerseits auf Basis der durch das Umweltbundesamt 
übermittelten Angabe zur Unsicherheit der vorgelegten Daten. Außerdem basiert die Aussage zur 
Güte wie im Prüfbericht des Vorjahrs (ERK 2021b) auf einer aktualisierten Analyse der nachträglichen 
historischen Korrekturbedarfe, einschließlich der neuen Korrekturen für das Emissionsjahr 2020. Auf 
Basis der durchgeführten Prüfung und Bewertung der vorgelegten Emissionsdaten und der 
vorgelegten Unterlagen zur Methodik erfolgt die Feststellung in Bezug auf die Einhaltung der 
Zielwerte entsprechend § 4 Abs. 1 KSG sowie Anlage 2 KSG (Kapitel 7).  

• Teil II dieses Berichts enthält weiterführende Betrachtungen, die unter anderem einer Einordnung 
der vorgelegten Emissionsdaten dienen. In Kapitel 6 wird eine erste qualifizierte Einschätzung der 
Treibhausgasemissionen im Jahr 2021 vorgenommen. Diese basiert auf einer Dekomposition auf 
sektorenübergreifender Ebene Sektoren Gebäude, Verkehr und Industrie hinsichtlich besonderer 
Effekte wie Lagerhaltung, Witterung oder der Covid-19-Pandemie im Jahr 2021. Anschließend werden 
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verschiedene Treiber dieser Entwicklung diskutiert, getrennt nach strukturellen Entwicklungen wie 
Lagereffekten oder Effekten ausgelöst durch die Covid-19-Pandemie. In Kapitel 7 werden Ansätze 
zur Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes vorgestellt und diskutiert.  

7 Als Ergänzung zu diesem Prüfbericht wird ein Technisches Begleitdokument (ERK 2022) veröffentlicht, 
welches weiterführende Details zu einigen Kapiteln dieses Prüfberichts enthält. An den entsprechenden 
Stellen in diesem Bericht wird darauf verwiesen.  
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Teil I: Prüfung und Bewertung der Berechnung der 
Vorjahresemissionen 

2 Die Nationale Berichterstattung der Treibhausgasemissionen 

2.1 Grundlagen der Emissionsberichterstattung 

8 In der Emissionsberechnung für die Nationalen Treibhausgasinventare berichtet das Umweltbundesamt 
für zahlreiche Quellgruppen die Höhe der Emissionen der Treibhausgase Kohlendioxid (CO2), Lachgas 
(N2O), Methan (CH4) sowie die fluorierten Treibhausgase (F-Gase) Perfluorcarbone (PFCs), 
Fluorkohlenwasserstoffe (FKWs), Schwefelhexafluorid (SF6) und Stickstofftrifluorid (NF3). Diese ergeben 
sich aus dem Common Reporting Format (CRF), der nach UNFCCC etablierten Systematik der 
Klimaberichterstattung (siehe Abbildung 2). Die Berechnung der Emissionen erfolgt für jede CRF-
Kategorie nach dem Grundprinzip Aktivitätsdaten*Emissionsfaktor = Emissionen. Dabei bezeichnen 
Aktivitätsdaten die jeweils relevante Größe, die zu den damit verbundenen Emissionen als proportional 
vermutet werden kann, z. B. die Anzahl der Energieeinheiten für Wärme-Emissionswerte und Brennstoff-
Emissionswerte (DEHSt 2019). Der Emissionsfaktor wiederum ist ein Proportionalitätsfaktor. Er drückt 
aus, wie viel Menge Treibhausgas in CO2-Äquivalenten pro emissionserzeugende Größe in die 
Atmosphäre freigesetzt wird, also z. B. die ausgestoßene Menge an CO2 pro Liter Kraftstoff. Die in den 
Treibhausgasinventaren ausgewiesenen Emissionen sind also grundsätzlich keine gemessenen Größen, 
sondern werden anhand der Aktivitätsdaten und der zugehörigen Emissionsfaktoren hochgerechnet. 
Die Aktivitätsdaten und Emissionsfaktoren beruhen teilweise auf Berechnungen, teilweise auf 
Schätzungen. Die Treibhausgasinventare werden jeweils für das Vorvorjahr am 15. Januar veröffentlicht. 
Die beschriebene Methodik zur Berechnung der Nationalen Treibhausgasinventare stellt auch die 
Grundlage für die Berechnung der Vorjahresemissionen dar, welche jedes Jahr am 15. März 
veröffentlicht und im Rahmen dieses Berichtes geprüft wird.  

9 Die Summe der Emissionen aller Treibhausgase werden in CO2-Äquivalenten (CO2-Äq.) angegeben. Zur 
Ermittlung der jeweiligen Emissionsfaktoren werden die ermittelten Emissionen je Treibhausgas 
(Kohlenstoffdioxid, Methan, Lachgas und fluorierte Treibhausgase) mit den jeweiligen 
Treibhausgaspotenzialen, basierend auf ihrer Wirkung auf die Emissionsentwicklung über einen 
Zeithorizont von 100 Jahren, multipliziert. Das Treibhausgaspotenzial von CO2 ist definitionsgemäß eins. 
Die übrigen derzeit verwendeten Treibhausgaspotenziale sind im Vierten Sachstandsbericht des IPCC 
veröffentlicht (UNFCCC 2014). Treibhausgaspotentiale werden bei neuen Erkenntnissen oder auf Basis 
sich ändernder Definition des Zeitintervalls3 angepasst. Nach dem Übereinkommen von Paris werden 
für Veröffentlichungen ab dem Jahr 2023 die Treibausgaspotenziale auf Basis des Fünften 
Sachstandsberichts des IPCC berechnet (IPCC 2014). Der Wert des Treibhausgaspotenzials für Methan 
steigt durch diese Anpassung um 12 %, wohingegen der Wert für Lachgas um 11 % sinkt. Diese 

 

3 Das Treibhausgaspotenzial der einzelnen Treibhausgase im Vergleich zu Kohlenstoffdioxid hängt vom Zeithorizont ab. Würde statt des 
100-jährigen Zeithorizonts ein kürzerer oder längerer Zeithorizont verwendet, würde dies auch die Treibhausgaspotenziale von 
Methan, Lachgas und F-Gasen beeinflussen. 
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Veränderungen wirken sich auf die gesamte Zeitreihe der Emissionsdaten seit 1990 aus, einschließlich 
der in diesem Bericht geprüften Emissionsberechnung. Die größten Änderungen ergeben sich hierdurch 
in Sektoren mit einem hohen Anteil an Methan- und Lachgas-Emissionen (z. B. Landwirtschaft sowie 
Abfallwirtschaft und Sonstiges). Weiterführende Ausführungen zu den Prinzipien der 
Emissionsberichterstattung können dem Technischen Begleitdokument, Kapitel A.1.2, entnommen 
werden (ERK 2022). 

Abbildung 2: Nomenklatur der CRF-Kategorien nach Sektoren des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

 
Eigene Darstellung (LULUCF = Land Use, Land Use Change and Forestry). 

2.2 Daten und Methoden zur Berechnung der Vorjahresemissionen 

10 Die verwendeten Daten für die Emissionsberichterstattung lassen sich in zwei Kategorien aufteilen: 
Emissionsfaktoren und Aktivitätsdaten (siehe RZ 9). Die Emissionsfaktoren werden für die Berechnung 
der Vorjahresemissionen aus der vorgelagerten Inventarberichterstattung der Treibhausgase 
übernommen (siehe Technisches Begleitdokument, Kapitel A.1.2.1). Die Quellen der Aktivitätsdaten sind 
zum Teil ebenfalls dieselben, welche auch für die Erstellung des Nationalen Treibhausgasinventars 
genutzt werden. Viele Aktivitätsdaten, welche für das Nationale Treibhausgasinventar genutzt werden, 
stehen jedoch zum frühen Zeitpunkt der Berechnung der Vorjahresemissionen noch nicht (oder nur 
vorläufig) zur Verfügung, weswegen auf andere Datenquellen zurückgegriffen wird oder die 
Aktivitätsdaten des Vorjahres oder einzelner Monate fortgeschrieben oder geschätzt werden. Manche 
Datenquellen werden in mehreren Sektoren genutzt, da sie übergreifende Informationen über genutzte 
Brennstoffmengen enthalten (Amtliche Mineralöldaten, Primärenergieverbrauch der 
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AGEB) und sektorale Energiebilanz (siehe Technisches 
Begleitdokument, Kapitel A.1.2.2)). Neben Destatis-Daten werden in manchen Sektoren zusätzlich 

Sektor Energiewirtschaft Sektor Gebäude Sektor Abfallwirtschaft und 
Sonstige

CRF 1.A.1 Energiewirtschaft CRF 1.A.4 a/b i Stationäre Verbraucher in 
Haushalten und 
Gewerbe/Handel/Dienstleistung

CRF 5.A Abfalldeponierung

CRF 1.A.3.e Pipelinetransport CRF 1.A.4 a/b ii Mobile Verbraucher in Haushalten 
und 
Gewerbe/Handel/Dienstleistung

CRF 5.B Biologische 
Abfallbehandlung

CRF 1.B Diffuse Emissionen aus der 
Gewinnung und Verteilung 
fossiler Brennstoffe

CRF 1.A.5 Militär CRF 5.D Abwasserbehandlung
1: kommunal
2: industriell

Sektor Industrie Sektor Verkehr CRF 5.E.1 Mechanisch-biologische 
Abfallbehandlung

CRF 1.A.2 Verarbeitendes Gewerbe/
Industrielle Feuerungen

CRF 1.A.3.a Flugverkehr Sektor LULUCF

CRF 2.A Mineralische Industrie CRF 1.A.3.b Straßenverkehr CRF 4.A Wald

CRF 2.B Chemische Industrie CRF 1.A.3.c Schienenverkehr CRF 4.B Ackerland

CRF 2.C Metallindustrie CRF 1.A.3.d Schiffsverkehr CRF 4.C Grünland

CRF 2.D Emissionen aus 
Produktverwendungen

Sektor Landwirtschaft CRF 4.D Feuchtgebiete

CRF 2.E/F/G Emissionen fluorierter 
Treibhausgase

CRF 1.A.4. c Stationäre und mobile 
Feuerungsanlagen in der 
Landwirtschaft

CRF 4.E Siedlungen

CRF 3 Landwirtschaft CRF 4.G Holzprodukte
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Verbandsdaten und Herstellerangaben genutzt. Ferner verwendet das Umweltbundesamt weitere 
Datenquellen wie beispielsweise wissenschaftliche Studien, aus denen Werte entnommen werden, die 
über Jahre hinweg konstant bleiben oder lediglich fortgeschrieben werden. Auf derartige Primärdaten 
geht der Prüfbericht nicht näher ein. Eine ausführlichere Darstellung aller Datenquellen für die 
Aktivitätsdaten ist im Technischen Begleitdokument in Kapitel A.1.2.3 (ERK 2022) aufgeführt. 

11 In den folgenden Abschnitten werden für alle Sektoren die genutzten Datenquellen und Methoden für 
die Aktivitätsdaten kurz tabellarisch dargestellt (Tabelle 1 – Tabelle 7). Die genutzten Datenquellen 
werden allgemein für die Sektoren genannt, die Methoden werden zusätzlich nach CRF-Kategorien 
aufgeschlüsselt dargestellt. Dafür werden die Methoden zu sechs wesentlichen Vorgehensweisen 
aggregiert. Zum einen werden Werte aus dem aktuellen Treibhausgasinventar (Emissionsjahr 2020) 
übernommen und fortgeschrieben, dies wird vor allem für emissionstechnisch weniger relevante CRF-
(Sub)Kategorien getan. Wo es möglich ist, werden Daten aus dem Emissionsjahr 2021 direkt verwendet. 
Außerdem werden Modelle zur Berechnung von Aktivitätsdaten genutzt, Korrelationen zu anderen 
Aktivitätsdaten hergestellt, für die Daten für das Emissionsjahr 2021 vorliegen, oder es erfolgen 
Extrapolationen auf Basis von Daten bis zum Jahr 2020. Zusätzlich stellen die Tabellen die Änderungen 
der Methoden und Datenquellen für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Emissionsjahr 2020 dar, 
welche in den Abschnitten weiter erläutert werden. Für detaillierte Informationen zu den genutzten 
Daten und Methoden in allen Sektoren wird auf das Technische Begleitdokument Kapitel A.1.2 
verwiesen. 

12 Tabelle 1 zeigt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten im 
Energiewirtschaftssektor. Im Sektor Energiewirtschaft gab es keine Änderungen in den genutzten Daten 
und Methoden gegenüber dem Vorjahr. 
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Tabelle 1: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr im Energiewirtschaftssektor 

Energiewirtschaftssektor 

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Bafa Amtl. Mineralöldaten (BAFA 
2022) 

Destatis Monatserhebung über die 
Elektrizitäts- und 
Wärmeerzeugung (Destatis 
2021c) 

Verbände, Hersteller, 
Sonstiges 

Statistik der Kohlenwirtschaft – 
Braunkohle Informationen 
(Kohlenstatistik e.V. 2022) 

Verbandsdaten 
Wirtschaftsvereinigung Stahl 
(Wirtschaftsvereinigung Stahl 
2022) 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Keine Änderungen 
 

Methoden zur Bestimmung der  
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF-Kategorien 

rnahme aus dem 
Treibhausgasinventar des 
Vorjahres  

CRF 1.A.1 

CRF 1.B 

Verwendung von Daten 
aus 2021 

CRF 1.A.1 

CRF 1.B 

Modellberechnung CRF 1.B 

Korrelation mit anderen 
Aktivitätsdaten 

CRF 1.A.3.e 

CRF 1.B 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Keine Änderungen 
 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 

13 Tabelle 2 stellt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten 
im Industriesektor dar, sowie die Änderungen, welche sich in Methoden und Daten in der Berechnung 
der Vorjahresemissionen gegenüber dem Emissionsjahr 2020 ergeben haben. Aus dem begleitenden 
Bericht des Umweltbundesamtes (UBA 2022b) ergaben sich folgende Änderungen in den Datenquellen 
zur Bestimmung der Emissionsmengen des Industriesektors für das Jahr 2021. Für die 
Aluminiumproduktion wurden Verbandszahlen genutzt und nicht wie üblich Prognoseanalysen. Für die 
Adipinsäureproduktion wurden statt Expertenschätzungen Herstellerangaben verwendet. Wie sich 
diese umfangreichere Datengrundlage im Vergleich zum Vorjahr auf die Güte der Berechnung der 
Vorjahresemissionen auswirkt, kann an dieser Stelle nicht bewertet werden. Für petrochemische 
Produkte konnte für die Emissionsdaten 2021 kein (qualitativer) Vergleich zwischen der amtlichen 
Statistik für petrochemische Produkte mit der Veröffentlichung des Verbandes der Chemischen 
Industrie durchgeführt werden, da die Daten des Verbandes der Chemischen Industrie erst zum 
16.03.2022 veröffentlicht wurden. Welchen Einfluss das auf die Berechnung hat kann an dieser Stelle 
nicht bewertet werden. Dieses Jahr wurden die spezifischen Verbräuche von Harnstoff in SCR 
Katalysatoren der Euro 6 Fahrzeuge durch das Modell TREMOD quantifiziert.  
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Tabelle 2: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr im Industriesektor 

Industriesektor 

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Bafa Amtliche Mineralöldaten (BAFA 
2022) 

AGEB Sektorale Energiebilanz 2020 
(AGEB 2022a) 

Destatis 

 

Destatis Vierteljährliche 
Produktionserhebung 
i.Verarb.Gew. (GP 2019) 
(Destatis 2022a) 

Verbandsdaten 
Stahl/Metalle/Chemie 
(Wirtschaftsvereinigung Stahl 
2022) 
 

Verbände, 
Hersteller, 
Sonstiges 

Herstellerangaben 

Gasabsatz sektoren-spezifisch 
(BDEW) (BDEW 2022) 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Verbandszahlen Aluminiumproduktion 

• Herstellerangaben Adipinsäureproduktion 

• Übernahme der Schmierstoffe aus amtlichen 
Mineralöldaten 

• Daten des Verbandes der chemischen Industrie 
lagen noch nicht vor  

• Spezifizierung der Harnstoffmengen in SCR 
Katalysatoren der Euro 6 Fahrzeuge durch TREMOD 

 

Methoden zur Bestimmung der 
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF-Kategorien 

Übernahme aus dem 
Treibhausgasinventar des 
Vorjahres 

CRF 2.C 

CRF 2.D 

CRF 1.A.2 

Expert:innenschätzung CRF 2.E/F/G 

CRF 2.A 

CRF 2.B 

CRF 1.A.2 

Verwendung von Daten 
aus 2021 

CRF 1.A.2 

CRF 2.B 

CRF 2.C 

CRF 2.D 

CRF 2. G 

Extrapolation historischer 
Daten  

CRF 2.D 

Korrelation mit anderen 
Aktivitätsdaten 

CRF 1.A.2 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Direkte Verwendung der BDEW-Daten des 
Gasverbrauchs  

 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 

14 In der Methodik der Berechnung der Vorjahresemissionen gab es eine Abweichung vom Vorgehen im 
Vergleich zum letzten Bericht. Generell ist anzumerken, dass nach Aussage des Umweltbundesamtes 
die Methode je nach Datenverfügbarkeit angepasst wird und es kein definiertes „Standardvorgehen“ 
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gibt (siehe Kapitel 3.2.1). In den Berechnungen der Vorjahresemissionen für das Emissionsjahr 2020 
wurde die prozentuale Änderung des Verbrauchs von Erdgas in der Industrie vom Vorjahr zum aktuellen 
Emissionsjahr aus den Daten des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) (BDEW 
2022) auf den Gasabsatz aus dem Nationalen Treibhausgasinventar für das Vorjahr übertragen. Für die 
Berechnung der Emissionsdaten des Jahres 2021 wurden hingegen die absoluten Werte der 
Erdgasabsätze an die Industrie des BDEW (BDEW 2022) direkt übernommen. Dieses Vorgehen ist 
begründet in Rückrechnungen zwischen der vorläufigen und der finalen sektoralen Energiebilanz der 
AGEB für das Jahr 2020. Diese resultieren daraus, dass der tatsächliche Gasabsatz im Jahr 2020 im 
Industriesektor deutlich oberhalb des Wertes der vorläufigen Bilanz lag (siehe Kapitel 4.2.2). Diese 
großen Abweichungen zwischen vorläufiger und endgültiger Energiebilanz 2020 können durch 
Sondereffekte in diesem Jahr erklärt werden, die eine Zuordnung der Energiemengen zu den einzelnen 
Sektoren erschweren. Da die vorläufige Energiebilanz für das Jahr 2020 jedoch Grundlage für das 
Nationale Treibhausgasinventar 2022 (Emissionsjahr 2020) war und der Korrekturbedarf zum Zeitpunkt 
der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 bekannt war, wäre die reine prozentuale 
Übertragung der BDEW-Werte (BDEW 2022) auf die Energiebilanz nicht sinnvoll gewesen. Denn es war 
bereits bekannt, dass die absolute Höhe zu niedrig war.4 Diese Änderung ist nachvollziehbar und 
plausibel unter den spezifischen Bedingungen der zum Berichtsdatum vorliegenden Primärdaten. 
Aufgrund der geringen Änderungen zwischen vorläufiger und endgültiger Energiebilanz für das Jahr 
2019 haben letztes Jahr beide Methoden ein sehr ähnliches Ergebnis erzielt und können deswegen in 
Jahren mit geringer Änderung zwischen vorläufiger und endgültiger Energiebilanz als gleichwertig 
angesehen werden. 

15 Tabelle 3 zeigt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten im 
Gebäudesektor sowie die Änderungen, welche sich in Methoden und Daten für das Emissionsjahr 2021 
gegenüber dem Vorjahr 2020 ergeben haben. Im Gebäudesektor gab es keine Änderungen bei den 
genutzten Datenquellen und kleinere methodische Anpassungen. Zum einen wurden die Gasabsätze 
für Haushalte direkt aus dem BDEW-Jahresbericht (BDEW 2022) übernommen. Zuvor wurde die 
Änderungsrate aus dem BDEW-Jahresbericht gegenüber dem Vorjahr übernommen und auf die 
Gasabsätze aus dem aktuellen Treibhausgasinventar für das Emissionsjahr 2020 angewendet. Dies ist 
kongruent zum Vorgehen zur Bestimmung des Gasabsatzes in der Industrie und wird auch hier mit 
Änderungen zwischen vorläufiger und finaler Energiebilanz für das Jahr 2020 begründet (siehe dazu 
RZ 14). Für Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD) wurde die Änderungsrate des Gasabsatzes aus dem 
BDEW-Jahresbericht auf den Gasabsatz im Jahr 2020 aus einer Bilanz des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung5 übertragen.  

16 Die Änderung der Mineralölabsätze für Haushalte und Gewerbe, Handel, Dienstleistung wurde nicht wie 
sonst üblich zwischen Vorjahr und aktuellem Jahr bestimmt, sondern aufgrund von Bunkereffekten in 
den Jahren 2019 und 2020 wurde das Jahr 2018 als Basisjahr gewählt. Das bedeutet, dass das Verhältnis 
von abgesetztem Heizöl zwischen Haushalten und Gewerbe, Handel, Dienstleistung für das 

 

4 Für das Emissionsjahr 2019 lag der Unterschied im Gasabsatz an die Industrie zwischen vorläufiger und endgültiger sektoraler 
Energiebilanz bei -1,6 %, für das Emissionsjahr 2020 lag die Änderung des Gasabsatzes zwischen vorläufiger und endgültiger 
Energiebilanz bei 8 %. 

5 Die Bilanz des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung wurde nach der Methode berechnet, welche bis Mitte des Jahres 2021 
auch für die sektorale Energiebilanz der AGEB angewendet wurde. Durch einen Bearbeiterwechsel wird für die sektorale 
Energiebilanz der AGEB seit Mitte des Jahres 2021 eine neue Methode verwendet, wodurch der Gasabsatz sich in den beiden 
Datenquellen leicht unterscheidet. 
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Emissionsjahr 2021 gleich zum Emissionsjahr 2018 gesetzt wurde und nicht wie sonst üblich zum 
Vorjahr (2020). 

Tabelle 3: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr im Gebäudesektor 

Gebäudesektor 

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Bafa Amtliche Mineralöldaten 
(BAFA 2022) 

AGEB Sektorale Energiebilanz 
2020 
(AGEB 2022a) 

Verbände, Hersteller, 
Sonstiges 

BDEW-Jahresbericht 
(BDEW 2022) 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

Keine Änderungen 

 

Methoden zur Bestimmung der 
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF- Kategorien 

Übernahme aus dem 
Treibhausgasinventar des 
Vorjahres 

CRF 1.A.4 a/b i 

CRF 1.A.4 a/b ii 

Verwendung von Daten 
aus 2021 

CRF 1.A.4 a/b i 

CRF 1.A.5 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Direkte Übernahme der Gasabsätze aus dem 
BDEW-Jahresbericht für Haushalte 

• Änderung Mineralölabsatz für Haushalte und 
Gewerbe, Handel, Dienstleistung zwischen 2018 
und 2021 bestimmt und darüber Absätze für 2021 
berechnet 

 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 

17 Tabelle 4 zeigt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten im 
Verkehrssektor, sowie die Änderungen, welche sich in Methoden und Daten im Jahr 2022 gegenüber 
dem Vorjahr 2021 ergeben haben. Im Verkehrssektor gingen im Vergleich zum Vorjahr einige neue 
Datensätze in die Berechnung der Emissionen für 2021 ein. Die Gesamtbilanz basiert allerdings 
weiterhin auf dem innerdeutschen Kraftstoffabsatz gemäß der Amtlichen Mineralölstatistik. Im 
Flugverkehr (CRF-Kategorie 1.A.3.a) konnten dieses Jahr, analog zum Vorgehen des Nationalen 
Treibhausgasinventars, erstmals jahresspezifische Flugbewegungsdaten von Destatis (Destatis 2022g) 
verwendet werden. Im Straßenverkehr (CRF-Kategorie 1.A.3.b) wurden für die Aufteilung auf die 
einzelnen Verkehrsträger im Modell TREMOD zusätzliche Realdaten verwendet. Diese umfassen Daten 
zu Kfz-Neuzulassungen (Kraftfahrtbundesamt) (Kraftfahrtbundesamt 2022), zur Effizienzentwicklung im 
Pkw-Bereich, das Verkehrsbarometer der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt 2022), die Mautstatistik 
des Bundesamts für Güterverkehr (BAG 2022) und Daten der Flixmobility GmbH. Darüber hinaus 
wurden zu Verifikationszwecken und zur Plausibilisierung weitere Daten herangezogen (Mobilfunkdaten 
von Inrix, Unfallstatistik von Destatis, Deutsches Mobilitätspanel). Diese Neuerungen spielen für die 
Treibhausgasemissionsbilanz des Straßenverkehrs jedoch eine geringe Rolle, da von der Modellierung 
und Aufteilung innerhalb des TREMOD Modells nur die geringfügigen Mengen der Methan- und 
Lachgasemissionen beeinflusst werden. Im Schienenverkehr (CRF-Kategorie 1.A.3.c) wurden die in 
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historischen Dampfbahnen eingesetzten Festbrennstoff-Mengen anhand einer Betreiberbefragung 
korrigiert. Da der weit überwiegende Teil der Emissionen hier aber aus der Dieseltraktion resultiert, ist 
der Einfluss dieser Korrektur vernachlässigbar gering. Bei der Schifffahrt (CRF-Kategorie 1.A.3.d) wurden 
Inventar-seitig sowohl die der Binnenschifffahrt als auch die dem nationalen Seeverkehr (Modellrevision 
beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)) zugewiesenen Energieeinsätze korrigiert. 
Somit wurde jeweils die Berechnungsgrundlage für 2021 verändert. 

Tabelle 4: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr im Verkehrssektor 

Verkehrssektor 

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Bafa Amtl. Mineralöldaten 

 

Destatis Sonderauswertung 
Flugbewegungsdaten 

Verbände, 
Hersteller, 
Sonstiges 

 

Diverse Realdatenquellen 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Neue Realdaten wurden verwendet, um die 
Aktivitätsdaten nach Verkehrsträger im Modell 
TREMOD einzuordnen und die Berechnungen zu 
verifizieren und zu plausibilisieren.  

• Nutzung aktueller Flugbewegungsdaten (Destatis 
2022g) 

 

Methoden zur Bestimmung der 
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF- Kategorien 

Verwendung von Daten aus 2021 CRF 1.A.3.b 
(Indirekt als 
Restmenge) 

CRF 1.A.3.a 

Übernahme aus dem 
Treibhausgasinventar des Vorjahres 

CRF 1.A.3.d 

CRF 1.A.3.c 

Expert:innenschätzung CRF 1.A.3.b 

CRF 1.A.3.c 

CRF 1.A.3.d 

Modellberechnung CRF 1.A.3.a 

CRF 1.A.3.b 

CRF 1.A.3.d 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

Keine Änderungen  

 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 
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18 Es gab keine grundlegenden Änderungen der Methode gegenüber dem Vorjahr. Während die 
Emissionen im Schienenverkehr für die Berechnung der Emissionen des Jahres 2020 auf Basis von 
Expert:innenschätzungen angepasst wurden, erfolgte für das Jahr 2021 eine vollständige Übernahme 
der Energiemengen aus dem aktuellen Treibhausgasinventar.  

19 Insgesamt waren die Änderungen der Datenquellen und Methoden im Verkehrssektor im Vergleich zum 
Vorjahr gering. Die zusätzlichen Datenquellen, die vor allem zu Verifikationszwecken herangezogen 
wurden, und die methodische Anpassung im Schiffsverkehr führen zu einer weiteren Angleichung der 
Methodik der Berechnung der Vorjahresemissionen an die Methodik in der nationalen 
Inventarberichterstattung der Treibhausgase und verringern somit tendenziell die Unsicherheit der 
Berechnung der Vorjahresemissionen im Verkehrssektor. 

20 Tabelle 5 zeigt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten 
im Landwirtschaftssektor, sowie die Änderungen, welche sich in Methoden und Daten in der 
Emissionsberichterstattung des Jahres 2022 gegenüber dem Vorjahr 2021 ergeben haben. Im 
Landwirtschaftssektor gingen einige aktualisierte Datensätze erstmals in die Berechnung der 
Emissionen des Vorjahres ein. Diese betreffen die CRF-Kategorien 3.A, 3.B und 3.D. Die größte Änderung 
entstand durch die Verwendung von nationalen Emissionsfaktoren für direkte Lachgasemissionen aus 
der Ausbringung von Mineraldüngern, Wirtschaftsdüngern, Klärschlamm und Gärresten aus 
Ernterückständen (Mathivanan et al. 2021), die nun für Deutschland im Mittel bei 0,62 % anstelle des 
zuvor genutzten Default-Werts von 1 % (IPCC 2006) liegen. Auch wurden zum ersten Mal die Daten der 
Landwirtschaftszählung 2020 (Destatis 2021b) verwendet. Da diese Daten nicht jährlich erhoben 
werden, wurden zuvor Zahlen aus der Agrarstrukturerhebung 2016 verwendet. Weitere 
Aktualisierungen in den Daten sind in Tabelle 5 aufgeführt. Insgesamt sind die Aktualisierungen als 
Verbesserung der Datenlage einzuordnen. 

21 Die größte methodische Änderung stellt die Umstellung der Modellierung des Energiebedarfs und der 
Futteraufnahme der Mutterkühe dar, die basierend auf Empfehlungen von Expert:innen gegenüber dem 
Vorjahr für Deutschland angepasst wurde. Weitere Änderungen in der Methodik sind Tabelle 5 zu 
entnehmen.  

22 Die Änderungen der Datenquellen und Methoden im Landwirtschaftssektor waren im Vergleich zum 
Vorjahr in Bezug auf die Datenlage umfangreich und lassen sich auf die neuen Daten der 
Landwirtschaftszählung des Jahres 2020 zurückführen. Diese Aktualisierungen der Daten tragen zu 
Verbesserungen der Berechnung der Vorjahresemissionen bei. Auch die methodischen Anpassungen 
in der Modellierung sowie die Anbringung neuer nationaler Emissionsfaktoren für direkte 
Lachgasemissionen führt zu einer verbesserten Berichterstattung der nationalen Emissionen in der 
Landwirtschaft. 
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Tabelle 5: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr im Landwirtschaftssektor 

Landwirtschaftssektor 

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Destatis 

 

FS 3 R 4.1 Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei. 
Viehbestand 

FS 4 R 8.2 Produzierendes 
Gewerbe. Düngemittelversorgung 

FS 3 R 3.2.1 Land- und 
Forstwirtschaft, Fischerei. 
Wachstum und Ernte - Feldfrüchte 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Verwendung von Daten aus der Landwirtschafts-
zählung 2020 für die Verteilung von Haltungs-, 
Lagerungs-, und Ausbringungsverfahren in der 
Tierhaltung, zum Weidegang bei Rindern, sowie für 
die Tierzahlen von Geflügel, Pferden und Ziegen 
(3.A, 3.B, 3.D) 

• Mutterkühe: Anpassung von Anfangsgewicht, 
Energiebedarf und Fütterung (3.A, 3.B, 3.D)  

• Neue Daten mit Bezug zum Futter für Färsen, 
Mastschweine und Masthähnchen (3.A, 3.B, 3.D) 

• Puten: Aktualisierung Schlachtgewicht, 
Gewichtszunahme und 
Futterverwertungskoeffizienten (3.A, 3.B, 3.D) 

• Jung und Legehennen: Revision Start- und 
Endgewichte (3.A, 3.B, 3.D)  

• Neue nationale Emissionsfaktoren für direkte N2O-
Emissionen aus Ausbringung von Mineraldüngern, 
Wirtschaftsdüngern, Klärschlamm und Gärresten 
und aus Ernterückständen (3.D) 

• Vergärung von Wirtschaftsdünger: Revision 
Aktivitätsdaten (3.B, 3.D)  

• Mineralisierung organischer Bodensubstanz 
(Ackerland): Aktualisierung N-Mengen (3.D) 

• Bewirtschaftete organische Böden: Aktualisierung 
Flächen u. Emissionen (3.D) 

• Gänse: Anpassungen N-Ausscheidung (3.A, 3.B, 
3.D) 

 

 Methoden zur Bestimmung der 
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF-Kategorien 

Übernahme aus dem 
Treibhausgasinventar 
des Vorjahres 

CRF 1.A.4.c 
(Gesamtenergiemengen) 

Verwendung von Daten 
aus 2021 

CRF 3 

Modellberechnung CRF 3 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Für Mutterkühe Anpassung der Modellierung des 
Energiebedarfs und der Futteraufnahme 
basierend auf Empfehlungen von Expert:innen  

• Anpassung der Methode zur nun zeitlich 
gewichteten Mittelung der Daten zur Ausbringung 
von synthetischem Dünger, Kalkung und 
Harnstoffanwendung.  

 

 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 
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23 Tabelle 6 zeigt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten im 
Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges, sowie die Änderungen, welche sich in Methoden und Daten in der 
Emissionsberichterstattung im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 2021 ergeben haben. Im Sektor 
Abfallwirtschaft und Sonstiges ergaben sich gegenüber dem Vorjahr keine Änderungen der genutzten 
Datenquellen. Im Vergleich zum Vorjahr haben sich nur geringfügige methodische Änderungen ergeben. 
Bei der Abfalldeponierung (CRF-Kategorie 5.A) wurde die Gaserfassungsrate fortgeschrieben statt 
extrapoliert, was mit geringeren Fehlern begründet wird. Auch wurde die Methandichte konsolidiert. Bei 
der kommunalen Abwasserversorgung (CRF-Kategorie 5.D.1) wurde für die Methodik zur Ermittlung der 
Proteinmengen die Proteinversorgung an den tatsächlichen Proteinverbrauch angepasst. Aufgrund von 
aktuelleren Daten fand eine Anpassung des Anteils von mitbehandelten industriellen Abwässern statt. 
Die Änderungen haben nur geringe Auswirkungen auf die Berechnung der Vorjahresemissionen. 

Tabelle 6: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021gegenüber dem 
Vorjahr im Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges 

Abfallwirtschaft und Sonstiges  
 

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Destatis FS 19, R 1  

Umwelt, Abfallentsorgung 

FS 19, R 2.1.2 
Umwelt, Abwasserbehandlung und 
 -entsorgung 

FS 19, R 2.1.3 

Umwelt, Wasserwirtschaft 

FS 1, R. 1.3  

Bevölkerungsfortschreibung 

Verbände, 
Hersteller, 
Sonstiges 

FAO - Proteinversorgung 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

Im Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges ergaben sich 
gegenüber dem Vorjahr keine Änderungen der 
genutzten Datenquellen. 

 

Methoden zur Bestimmung der 
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF- Kategorien 

Übernahme aus dem 
Treibhausgasinventar des Vorjahres 

CRF 5.A 

CRF 5.D.1 

CRF 5.D.2 

Extrapolation aus historischen Daten 

 

CRF 5.A 

CRF 5.B 

CRF 5.D.1 

CRF 5.E.1 

Modellberechnung 

 

CRF 5.A 

CRF 5.D.2 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Bei der Abfalldeponierung (CRF 5.A) wurde die 
Gaserfassungsrate nur fortgeschrieben statt 
extrapoliert.  

• Die Methandichte wurde konsolidiert (CRF 5.A).  

• Bei der kommunalen Abwasserversorgung (CRF 
5.D.1) wurde für die Methodik zur Ermittlung der 
Proteinmengen die Proteinversorgung an den 
tatsächlichen Proteinverbrauch angepasst.  

• Aufgrund von aktuelleren Daten fand eine 
Anpassung des Anteils von mitbehandelten 
industriellen Abwässern statt (CRF 5.D.1). 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 
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Tabelle 7: Genutzte Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten sowie Zusammenfassung 
der Änderungen der Daten und Methoden für das Emissionsjahr 2021 gegenüber dem 
Vorjahr im Sektor LULUCF 

LULUCF  

Datenquellen für die Aktivitätsdaten 

Destatis FS 4 R 3.1 Produktionsmengen für 
Torf aus industriellem Torfabbau 

FS 3 R 3.3.1 Nationale 
Holzeinschlagstatistik 

FS 3 R 3.2.2 Weinerzeugung 

Verbände, 
Hersteller, 
Sonstiges 

Düngeverordnung 

Kartenmaterial 

Waldstatistiken 

Wesentliche Änderungen in Daten für das Emissionsjahr 
2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Aktualisierte Kartengrundlage und 
Landnutzungsmatrix 

• Neuer Wert für Kohlenstoff- und Stickstoffvorrat 
mineralischer Böden in der Verbleibkategorie 
Siedlungen 

• Neue Emissionsfaktoren für ober- und 
unterirdische Waldphytobiomasse, Totholz, die 
Biomasse bei Landnutzungsänderung der 
Kategorie Gehölze zu Wald, Lachgasemissionen 
aus organischen Böden unter Siedlung 

 

Methoden zur Bestimmung der 
Aktivitätsdaten für die verschiedenen CRF- Kategorien 

Verwendung von Daten aus 2021 CRF 4.A 

CRF 4.B 

CRF 4.C 

CRF 4.D 

CRF 4.E 

Extrapolation aus historischen Daten 

 

CRF 4.A 

CRF 4.B 

CRF 4.D 

CRF 4.G 

Wesentliche Änderungen in Methoden für das 
Emissionsjahr 2021 gegenüber dem Vorjahr (2020) 

• Neuer Algorithmus zur Berechnung der 
Methanemissionen aus der Kategorie Gewässer 

• Neue Modelle zur Berechnung und Nachverfolgung 
des Kohlenstoffvorrats in der Biomasse von 
perennierenden Pflanzen außerhalb des Waldes 

 

Eigene Darstellung auf Basis von Informationen des Umweltbundesamtes. 

24 Tabelle 7 zeigt die wesentlichen genutzten Daten und Methoden zur Bestimmung der Aktivitätsdaten im 
Sektor LULUCF, sowie die Änderungen, welche sich in Methoden und Daten in der 
Emissionsberichterstattung im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr 2021 ergeben haben.6 Im Sektor 
LULUCF wurde die Kartengrundlage zur Ermittlung der Aktivitätsdaten und die Landnutzungsmatrix 
aktualisiert. Der Wert für den Kohlenstoff- und Stickstoffvorrat mineralischer Böden in der 
Verbleibkategorie Siedlungen wurde korrigiert. Des Weiteren wurden neue Emissionsfaktoren für die 
ober- und unterirdische Waldphytobiomasse, für Totholz, für die Biomasse bei Landnutzungsänderung 
der Kategorie Gehölze zu Wald und für Lachgasemissionen aus organischen Böden unter Siedlung 
verwendet. Der Algorithmus zur Berechnung der Methan-Emissionen aus der CRF-Subkategorie 

 

6 Die Daten und Methoden, die im Sektor LULUCF genutzt werden, wurden im Prüfbericht 2021 (ERK 2021b) noch nicht betrachtet. Eine 
allgemeine Beschreibung dazu ist im Technischen Begleitdokument (ERK 2022, , Kap.A2.2) zu finden. 
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Gewässer wurde korrigiert. Des Weiteren wurden Modelle zur Berechnung und Nachverfolgung des 
Kohlenstoffvorrats in der Biomasse von perennierenden Pflanzen außerhalb des Waldes implementiert. 
Abgesehen von dieser kontinuierlichen Aktualisierung der Kartengrundlage und der 
Landnutzungsmatrix waren die Änderungen im Sektor LULUCF gering. Dies entsprach dem Vorgehen, 
das im Nationalen Inventarbericht beschrieben wird (UBA 2022c).  

2.3 Fazit zur Emissionsberichterstattung 

25 Änderungen gegenüber der Berechnung der Vorjahresemissionen haben sich in allen Sektoren außer 
der Energiewirtschaft in der genutzten Methodik und bis auf den Energiewirtschafts- und 
Gebäudesektor auch bei den genutzten Daten ergeben. Diese Änderungen sind zum einen auf nicht 
immer gleichbleibende Veröffentlichungszeitpunkte von Hersteller- und Verbandsdaten 
zurückzuführen, die für die Berechnungen für den Industriesektor verwendet werden. Dadurch sind die 
Datengrundlage und somit auch die Berechnungsmethode jedes Jahr davon abhängig, welche Daten 
bereits vorliegen. In der Berichterstattung für das Jahr 2021 war die Datengrundlage im Industriesektor 
umfangreicher als für das Jahr 2020. Im Industrie- und Gebäudesektor gab es zudem methodische 
Anpassungen, welche auf große Änderungen in den Absätzen an Gas und Mineralöl zwischen vorläufiger 
und endgültiger Energiebilanz der AGEB für das Jahr 2020 zurückzuführen sind. Die vorläufige 
Energiebilanz ist Grundlage für das Nationale Treibhausgasinventar, welches letztes Jahr als Grundlage 
für die Berechnung der Absätze an Gas und Mineralöl gedient hat. Zum Zeitpunkt der Erstellung der 
Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 war bereits bekannt, dass die Inventardaten 
veraltet sind und nicht genutzt werden sollten. Die methodischen Änderungen sind deswegen als 
nachvollziehbar und plausibel einzuschätzen (siehe RZ 14 für mehr Details). In einigen Sektoren konnte 
die Methode verbessert werden, u. a. indem zusätzliche oder aktualisierte Modellrechnungen genutzt 
wurden. Dies trifft vor allem auf den Verkehrs- und Landwirtschaftssektor zu, während die 
Modelländerungen im Sektor LULUCF eher geringe Auswirkungen auf das Ergebnis hatten. Im 
Landwirtschaftssektor gab es durch die Verwendung des neuen nationalen Emissionsfaktors für 
Lachgasemissionen in Folge der Ausbringung stickstoffhaltiger Substrate anstelle des Default-
Emissionsfaktors eine Verbesserung der Berechnung der Vorjahresemissionen. 

26 Insgesamt hat sich an der Aussage des Fazits gegenüber dem Prüfbericht 2021 nichts geändert (ERK 
2021b). Nur ein Teil der für die Berechnung der Vorjahresemissionen herangezogenen Daten beruht 
auf statistischen Daten und auch diese haben teilweise noch einen vorläufigen Charakter. Insbesondere 
bei der Aufteilung sektorenübergreifender Primärdaten auf einzelne im Bundes-Klimaschutzgesetz 
definierte Sektoren müssen in vielfältiger Form Annahmen getroffen werden. Das methodische 
Vorgehen des Umweltbundesamtes zur Ermittlung der Emissionsdaten für die Berechnung der 
Vorjahresemissionen ist konsistent mit der Inventarberichterstattung der Treibhausgase. Aufgrund des 
vorläufigen Charakters der genutzten Datenquellen sind allerdings zusätzliche methodische 
Anpassungen bei der Bearbeitung der Daten gegenüber dem Nationalen Treibhausgasinventar 
erforderlich.  

27 Die Aussagekraft der Berechnung der Vorjahresemissionen ist durch die mangelnde Verfügbarkeit von 
Datenquellen zum frühen Zeitpunkt ihrer Erarbeitung gegenüber späteren Versionen der Nationalen 
Treibhausgasinventare grundsätzlich eingeschränkt. Die vom Umweltbundesamt veröffentlichten 
Emissionsdaten für das Jahr 2021 müssen in allen Sektoren und in der Summe als vorläufig betrachtet 
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werden. Auf Grundlage der bisherigen Erfahrungen kann erwartet werden, dass es mindestens bis zur 
ersten Berichterstattung im Rahmen der Nationalen Treibhausgasinventare über das Jahr 2021 im Jahr 
2023 noch zu Anpassungsbedarf an den in der Berechnung der Vorjahresemissionen genannten Zahlen 
kommen wird (siehe Kapitel 4.1). 

28 Insgesamt erscheint das Vorgehen des Umweltbundesamtes vor dem Hintergrund der 
Rahmenbedingungen bei der Erstellung der Berechnung der Vorjahresemissionen sowie der 
eingeschränkten Datenlage der Aufgabenstellung angemessen. Nach derzeitigem Kenntnisstand nutzt 
das Umweltbundesamt alle dem Expertenrat für Klimafragen bekannten, relevanten und zum Zeitpunkt 
der Berechnung der Vorjahresemissionen verfügbaren Daten. 
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3 Prüfung 

3.1 Vorgehensweise bei der Prüfung der Berechnung der 
Vorjahresemissionen 

29 In der Berechnung der Vorjahresemissionen weist das Umweltbundesamt Emissionen für Kohlendioxid 
(CO2), Lachgas (N2O) und Methan (CH4) für zahlreiche Quellgruppen aus. Zusätzlich sind 
energiebedingte, brennstoffspezifische CO2-Emissionen sowie die Emissionen aus fluorierten 
Treibhausgasen (F-Gasen) angegeben. In Summe enthält die Berechnung der Vorjahresemissionen 
Emissionsangaben zu 92 Einzelkategorien. Die verwendeten Daten und Methoden unterscheiden sich 
dabei je Treibhausgas und Quellgruppe. Für viele Quellgruppen werden zudem eine Vielzahl von 
Datenquellen und komplexe Modelle genutzt, um die Emissionen zu bestimmen. In den Kapitel A.1 des 
Technischen Begleitdokuments (ERK 2022) wird das Vorgehen des Umweltbundesamtes bei der 
Berechnung der Emissionsdaten beschrieben. Wesentliche Aspekte davon, insbesondere die 
Änderungen gegenüber dem Vorjahr in Bezug auf verwendete Datenquellen sowie der Vorgehensweise 
bei der Berechnung der Vorjahresemissionen sind in Kapitel 2.2 dargestellt. Eine vollständige, 
systematische Dokumentation aller Datenquellen und Rechenschritte für den komplexen Vorgang der 
Vorjahresberichtserstellung ist nicht leistbar. Vor dem Hintergrund der begrenzten Zeit für die 
Erstellung dieses Prüfberichts sowie der beschriebenen Komplexität ist eine eingehende Prüfung der 
gesamten Berechnung der Vorjahresemissionen nicht möglich.  

30 Zur Erhärtung der in Kapitel 2 beschriebenen Gesamteinschätzung wurden stichprobenartige 
Detailprüfungen für einzelne Sektoren und Quellkategorien vorgenommen: Zum einen in dem Sektor, 
der auch im Jahr 2020 das im Bundes-Klimaschutzgesetz gesetzte Emissionsziel nicht erreicht hat 
(Sektor Gebäude), zum anderen in den Sektoren, die für 2020 noch nicht eingehend geprüft wurden 
(Landwirtschaft und Industrie), sowie im Verkehrssektor. Des Weiteren wurde mit der Hilfe des 
Umweltbundesamtes die Plausibilisierung der Bottom-up-Emissionsberechnungen anhand einer Top-
down-Betrachtung über den Primärenergieverbrauch nachvollzogen. 

31 Zur stichprobenartigen Prüfung der Treibhausgasemissionen wurden zwei unterschiedliche Ansätze 
genutzt. In den Sektoren Industrie (CRF-Kategorie 1.A.2), Gebäude (CRF-Kategorien 1.A.4.a i, 1.A.4.b i,) 
und Verkehr (CRF-Kategorie 1.A.3.b) wurde die Rechnung im persönlichen Austausch mit dem 
Umweltbundesamt nachvollzogen und im Nachgang anhand vonseiten des Umweltbundesamtes 
bereitgestellten Unterlagen die Berechnung schrittweise nachvollzogen und nachgerechnet. Eine 
methodische Anpassung hinsichtlich des Erdgasabsatzes, die die Sektoren Gebäude und Industrie 
betrifft, wurde ebenfalls umfassend erklärt und ist in Kapitel 2.2, insbesondere RZ 14, ausführlich 
dargestellt. Die eingehende Prüfung der Sektoren hat keine darüber hinausgehenden Erkenntnisse 
erbracht. Für den Sektor Landwirtschaft (CRF-Kategorien 3.A, 3.B, 3.D) erfolgte die Überprüfung im 
persönlichen Austausch mit dem Thünen-Institut für Agrarklimaschutz und dem Umweltbundesamt. Im 
Gebäude-, Verkehrs- und Industriesektor wurde die Berechnung der CO2 Emissionen geprüft. Im 
Landwirtschaftssektor lag der Fokus auf Methan und Lachgas, da CO2 hier nur eine untergeordnete Rolle 
in Bezug auf die Emissionshöhe spielt. Das Ziel der stichprobenartigen Prüfung bestand jeweils darin, 
die korrekte Verwendung der Primärdaten sowie eine fehlerfreie Rechenlogik festzustellen. Im 
Landwirtschaftssektor wurde zudem vertiefend das System zum Qualitätsmanagement der Berechnung 
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der Vorjahresemissionen begutachtet. Für eine Diskussion der vom Umweltbundesamt angewendeten 
Methode zur Berechnung der Emissionen des jeweiligen Sektors sowie der Neuerungen in Daten und 
Methoden im Emissionsjahr 2021 wird auf Kapitel 2.2 in diesem Dokument und Kapitel A.1 im 
Technischen Begleitdokument verwiesen. Ausführliche Prüfschemata für die geprüften Sektoren sind 
zusätzlich in Kapitel A.4 des Technischen Begleitdokumentes zu finden.  

3.2 Stichprobenhafte Prüfung einzelner CRF-Kategorien  

3.2.1 Prüfungen im Industriesektor (CRF-Kategorien 1.A.2) 

32 Die Prüfung im Industriesektor umfasste die CO2-Emissionen aus Verarbeitendem Gewerbe und 
Industriellen Feuerungen (CRF-Kategorie 1.A.2). Diese entsprechen 68 % der Gesamtemissionen des 
Sektors. Zunächst wurde die Berechnung in einem Termin mit dem Umweltbundesamt gemeinsam 
nachvollzogen. Anschließend wurden die Berechnungen in der Excel-Datei, in der diese vorgenommen 
wurden, im Detail geprüft. Soweit möglich wurde der richtige Übertrag der Primärdaten bestätigt. Alle 
Berechnungen, die vom Umweltbundesamt zur Verfügung gestellt wurden, konnten direkt 
nachgerechnet werden, sodass bestätigt werden kann, dass die Berechnungen keine relevanten Fehler 
beinhalten. Zudem wurde die Einschätzung aus Kapitel 2 bestätigt, dass das Vorgehen des 
Umweltbundesamtes als sinnvoll eingestuft werden kann, da alle bekannten Daten in ihrer aktuellsten 
verfügbaren Form genutzt wurden und zur Plausibilisierung der Aktivitätsdaten der Brennstoffmengen 
oder Emissionsfaktoren Berücksichtigung fanden. Freiheitsgrade in der Berechnung bestehen unter 
anderem durch Anpassungen der Aktivitätsdaten, die vorgenommen wurden, um unplausible Daten zu 
korrigieren. In diesen Fällen wurden Korrekturen basierend auf weiteren Datenquellen sowie 
Zeitreihenanalysen durchgeführt (ausführliche Erläuterungen zur Methodik sind in Kapitel 2.2 
nachzulesen). Hätte man die Korrekturen nicht oder anders vorgenommen, hätte man zu einem 
anderen Ergebnis kommen können. Allerdings wurden sie schlüssig begründet und sind 
nachvollziehbar. Der Expertenrat für Klimafragen kommt nicht zu der Einschätzung, dass ein anderes 
Vorgehen sinnvoller gewesen wäre. Tabelle 3 im technischen Begleitdokument zeigt eine 
zusammenfassende Übersicht der Prüfung der CRF-Kategorie 1.A.2. 

3.2.2 Prüfungen im Gebäudesektor (CRF-Kategorien 1.A.4.a.i und 1.A.4.b.i) 

33 Die Prüfung der Emissionen im Gebäudesektor umfasste die CO2-Emissionen aus stationären 
Feuerungsanlagen in Haushalten sowie Gewerbe, Handel, Dienstleistung (GHD). Diese entsprechen 
98 % der Gesamtemissionen dieses Sektors. Die Prüfung erfolgte in zwei Schritten. In einem Prüftermin, 
welcher als Videokonferenz stattfand, wurde die Berechnung der Emissionen Schritt für Schritt erklärt. 
Im Anschluss wurde die Excel-Tabelle zur Berechnung zur Verfügung gestellt und konnte nachvollzogen 
werden. Auch der richtige Übertrag der Primärdaten wurde überprüft. Insgesamt kann bestätigt werden, 
dass richtig gerechnet wurde, und dass, wie in Kapitel 2 dargelegt, die genutzten Methoden 
einschließlich der methodischen Änderungen plausibel sind und alle bekannten Daten genutzt wurden 
(siehe Kapitel 2.2, RZ 15 und 16). Tabelle 4 im Technischen Begleitdokument zeigt eine 
zusammenfassende Übersicht der Prüfung der CRF-Kategorie 1.A.4 a/b i. 
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3.2.3 Prüfungen im Verkehrssektor (CRF-Kategorien 1.A.3.b) 

34 Die stichprobenhafte Prüfung im Verkehrssektor umfasste die CO2-Emissionen des Straßenverkehrs. 
Diese entsprechen 97 % der Gesamtemissionen im Verkehrssektor. Die Emissionen wurden auf Basis 
der Absatzzahlen der Mineralölstatistik nachvollzogen und nachgerechnet. Der Straßenverkehr stellt, 
nach Abzug der Treibstoffmengen, die den anderen relevanten Verbrauchern im Verkehrssektor 
(Schienen- und Schiffsverkehr) sowie derjenigen Treibstoffmengen, die dem Industrie-, Landwirtschafts- 
und Gebäudesektor zugeordnet werden, einen Restposten dar. Die Treibstoffmengen, die anderen 
Sektoren zugeordnet werden (3 % der sektorspezifischen Treibhausgasemissionen), wurden innerhalb 
des Prüfprozesses keiner eingehenden Prüfung unterzogen. Die angewendete Methode ist hinsichtlich 
der Datenverfügbarkeit als sinnvoll einzuschätzen. Die größte Unsicherheit der Berechnung liegt folglich 
in der Vorläufigkeit der Amtlichen Mineralöldaten. Auf dieser Basis konnten 99 % der CO2-Emissionen 
im Straßenverkehr nachvollzogen und bestätigt werden. Tabelle 5 im Technischen Begleitdokument 
zeigt eine zusammenfassende Übersicht der Prüfung der CRF-Kategorie 1.A.3.b. 

3.2.4 Prüfungen im Landwirtschaftssektor (CRF Kategorien 3.A, 3.B, 3.D) 

35 Die Prüfung im Landwirtschaftssektor umfasste die Methan- und Lachgas-Emissionen dieses Sektors. 
Im Landwirtschaftssektor werden die Emissionen mit Ausnahme der CRF-Kategorie 1.A.4.c (stationäre 
und mobile Feuerung in der Landwirtschaft) am Thünen-Institut für Agrarklimaschutz mithilfe des 
institutseigenen, nicht öffentlichen Modells Py-GAS-EM berechnet und die Ergebnisse an das 
Umweltbundesamt übergeben. In Gesprächen mit dem Thünen-Institut für Agrarklimaschutz und dem 
Umweltbundesamt wurde das Vorgehen bei der Berechnung der Vorjahresemissionen nachvollzogen. 
Zusätzlich zu den vom Umweltbundesamt bereitgestellten Dokumenten lag dafür der Thünen-Report 
91 (Vos et al. 2022) vor, der die Vorgehensweise für die Berechnung der Emissionen des Nationalen 
Treibhausgasinventars sowie die Änderungen zum Vorjahr detailliert beschreibt. Des Weiteren wurde in 
einem Vor-Ort-Termin Einblick in die Datenbank des Umweltbundesamtes „Zentrales System 
Emissionen“ mit Bezug auf den Landwirtschaftssektor gewährt.  

36 Der Fokus der Prüfung lag auf den CRF Kategorien Fermentation bei der Verdauung (3.A), 
Wirtschaftsdünger-Management (3.B) und landwirtschaftliche Böden (3.D). Gemeinsam machen diese 
drei Kategorien rund 83 % der Emissionen im Landwirtschaftssektor aus. In die Berechnung der 
Emissionen für das Jahr 2021 geht eine Vielzahl der vom Statistischen Bundesamt erfassten Statistiken 
ein, die öffentlich verfügbar sind (siehe Tabelle 5).  

37 In Gesprächen hat das Thünen-Institut die Änderungen in der Methodik und in den zugrundeliegenden 
Datensätzen erläutert. Zusätzlich sind diese Aktualisierungen ausführlich im Thünen-Report 91 (Vos et 
al. 2022) und im Nationalen Inventarbericht (UBA 2022c) beschrieben. Bei den Änderungen handelt es 
sich um nachvollziehbare und sinnvolle Verbesserungen, die auf aktualisierten Daten und auf neuen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen (Mathivanan et al. 2021) basieren. Für diesen Prüfbericht wurde kein 
Einblick in das Py-Gas-EM Modell genommen, mit dem das Thünen-Institut für Agrarklimaschutz die 
Emissionen berechnet, weswegen die konkreten Rechenschritte nicht geprüft werden konnten.  

38 Im Rahmen der Prüfung wurde die zukünftige Nutzung von alternativen Vergleichsdaten wie von 
deutschlandweiten, unabhängigen Treibhausgasmessnetzwerken oder Fernerkundungsprodukten 
besprochen. Zur Verbesserung der Emissionsberechnung wird laut Thünen-Institut für 
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Agrarklimaschutz die Nutzung solcher unabhängig erhobenen Daten mittelfristig mit konkreten 
Forschungsprojekten angestrebt. 

39 Für das Qualitätsmanagement gibt es sowohl am Thünen-Institut für Agrarklimaschutz als auch am 
Umweltbundesamt festgelegte und intern dokumentierte Vorgehensweisen. Am Thünen-Institut für 
Agrarklimaschutz wird mit dem Vier-Augen-Prinzip an dem Modell und mit Checklisten zur 
Qualitätssicherung gearbeitet. Nach Übergabe der Daten in die Datenbank des Umweltbundesamtes 
(Zentrales System Emissionen) wird ein Plausibilitätscheck durchgeführt. Des Weiteren werden 
Berechnungen der Emissionen sowohl am Thünen-Institut für Agrarklimaschutz als auch am 
Umweltbundesamt mit den Aktivitätsdaten und Emissionsfaktoren im Zentralen System Emissionen 
durchgeführt und abgeglichen. Die Trendtabellen der Treibhausgasemissionen (UBA 2022d) werden 
direkt vom Zentralen System Emissionen ausgegeben. 

40 Der Landwirtschaftssektor zeichnet sich durch eine hohe Unsicherheit der sektoralen 
Treibhausgasemissionen von rund 25 % (±15,1 Mt CO2-Äq.) aus, aufgeteilt in Unsicherheiten der 
Emissionsfaktoren (24 %) und der Aktivitätsdaten (5 %). Hinzu kommt ein im Vergleich mit den übrigen 
Sektoren hoher durchschnittlicher Korrekturbedarf in Höhe von rund 5 %7 (Kapitel 4.2 & Kapitel 4.3). 
Den größten Einfluss auf den Korrekturbedarf hatten dabei methodische Änderungen der Annahmen 
hinter relevanten Emissionsfaktoren und Aktivitätsraten der Nicht-CO2-Emissionen. Zudem werden im 
Jahr 2023 die Treibhausgaspotenziale der Nicht-CO2-Emissionen an die des Fünften Sachstandsberichts 
(IPCC 2014) angepasst (RZ 9). Vor diesem Hintergrund muss der im Bundes-Klimaschutzgesetz 
(§ 4 Abs. 5 KSG) definierte Ausgleichsmechanismus über eine Zielwertanpassung der zulässigen 
Jahresemissionsmengen bewertet werden (Kapitel 5.2 & Kapitel 6.2.3). Die vom Thünen-Institut für 
Agrarklimaschutz durchgeführten Änderungen in den Daten und in der Methodik konnten 
nachvollzogen werden und werden als sinnvoll erachtet. Das Qualitätsmanagement konnte ebenfalls 
nachvollzogen werden und wird als wirksam erachtet. Tabelle 6 im Technischen Begleitdokument zeigt 
eine Zusammenfassung der Prüfung im Landwirtschaftssektor.  

3.3 Prüfung der iterativen Fehlerkorrektur impliziter brennstoffbezogener 
Emissionsfaktoren  

41 Das Umweltbundesamt berichtet die Emissionen aus der Verbrennung fossiler Brennstoffe (1.A) auf 
Basis der Bottom-Up ermittelten sektorspezifischen Aktivitätsdaten, welche anhand der Primärdaten 
validiert wurden. Die für die Bottom-up-Schätzung verwendeten impliziten Emissionsfaktoren 
entsprechend den Emissionsfaktoren des vorangegangenen Nationalen Treibhausgasinventars. Es 
liegen keine Erkenntnisse vor, dass von diesen abgewichen werden sollte.  

42 Zur Prüfung und Plausibilisierung der Bottom-up-Schätzungen nutzt das Umweltbundesamt eine Top-
down-Berechnung der impliziten Emissionsfaktoren auf Basis der im März herausgegebenen 
Energiebilanz (AGEB 2021b; 2022b). Aus den Abweichungen zwischen den impliziten Emissionsfaktoren 

 

7Der durchschnittliche Korrekturbedarf bezieht sich auf die Emissionsjahre 2010–2020 und ist definiert als die durchschnittliche 
betragliche Korrektur zwischen der Berechnung der Vorjahresemissionen und der ersten stabilen Schätzung. Nähere 
Ausführungen zu Methode und Zielsetzung der Analyse der historischen Korrekturbedarfe sowie zur Feststellung der ersten 
stabilen Schätzung (das zweite auf die Berechnung der Vorjahresemissionen nachfolgende Treibhausgasinventar (t+3)) sind in 
Kapitel 4.1 sowie in (ERK 2022, Kapitel A.2) enthalten. 
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auf Basis der Bottom-up- und der Top-down-Berechnungen lassen sich zusätzliche Implikationen und 
Auffälligkeiten einzelner Brennstoffe ableiten. Diese können darauf hindeuten, dass es noch zu weiteren 
Anpassungen der Aktivitätsdaten und folglich zu höheren, nachträglichen Korrekturen in nachfolgenden 
Nationalen Treibhausgasinventaren kommen kann. Diese treten vornehmlich aufgrund von 
Abgrenzungsproblemen in den Sektoren Industrie und Gebäude auf (ERK 2022, Kap.3.2.1). Dennoch hat 
das Umweltbundesamt anders als in den Vorjahren keine Korrekturen auf Basis der Top-down-
Berechnung in Verbindung mit Expert:innenwissen bezüglich der Bottom-up-Schätzung vorgenommen. 
Dieses Vorgehen erhöht zwar die Konsistenz der vorgelegten Daten, allerdings auf Kosten eines 
eventuellen höheren nachträglichen Korrekturbedarfs zum nachfolgenden Treibhausgasinventar 
(Kapitel 4.1)  

43 Die Plausibilisierung der Bottom-up-Daten der diesjährigen Berechnung der Vorjahresemissionen weist 
Auffälligkeiten des impliziten Emissionsfaktors in Bezug auf den Mineralölverbrauch auf, da dieser Faktor 
unter dem Minimum der Jahre 2009 bis 2019 liegt. Ein vergleichbarer impliziter Emissionsfaktor trat laut 
Umweltbundesamt im Jahr 2007 auf, welcher auf einen deutlichen Heizölrückgang durch die Erhöhung 
der Mehrwertsteuer zurückzuführen ist. Auch scheint laut Expert:inneninterview der implizite 
Emissionsfaktor für Erdgas auffällig zu sein. Dies weist mitunter auf eine statistische Differenz zwischen 
Bottom-up-Daten und dem Primärenergieverbrauch hin, die zu nachträglichen Korrekturen der 
Emissionswerte führt. Hiervon sind insbesondere die Bereiche Industrie, Haushalte und Gewerbe, 
Handel, Dienstleistungen betroffen, bei denen aufgrund der zum Zeitpunkt der Erstellung 
vorherrschenden Datenlage Schwierigkeiten in der sektoralen Abgrenzung bestehen.  

44 Da die Feststellung zur Zielerreichung durch den Expertenrat für Klimafragen auf Basis der vorläufigen 
Daten erfolgt, haben anschließende Korrekturen keine direkte Implikation auf die Zielverfehlung bzw. -
erreichung des Emissionsjahres, aber können gegebenenfalls die Zielwerte für künftige Jahre nach dem 
im Bundes-Klimaschutzgesetz (§ 4 Abs. 5 KSG) definierten Ausgleichsmechanismus beeinflussen.  

3.4 Fazit zur Prüfung 

45 Im Rahmen der stichprobenartigen Auseinandersetzung mit der komplexen Methodik zur Erstellung der 
Berechnung der Vorjahresemissionen wurde deutlich, dass bei der Erstellung der Emissionsdaten 
teilweise Freiheitsgrade bei einzelnen Prozessschritten bestehen. Die Setzungen beruhen bisweilen auf 
langjährigem Expert:innenwissen der verschiedenen Mitarbeitenden des Umweltbundesamtes und 
werden auf vielfältige Weise durch zusätzliche Datenquellen und den Vergleich mit Daten aus vorherigen 
Jahren plausibilisiert. Die getroffenen Annahmen, die Vorgehensweise und die Methodik wurden dem 
Expertenrat für Klimafragen auf Nachfrage an verschiedenen Beispielen ausführlich und transparent 
erläutert. Insgesamt kann bestätigt werden, dass das Umweltbundesamt zu keinem anderen Ergebnis 
hätte kommen müssen.  
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4 Gütebetrachtung 

4.1 Allgemeine Überlegungen  

46 Die sektoralen Emissionen im Nationalen Treibhausgasinventar und insbesondere in der Berechnung 
der Vorjahresemissionen stellen keine Messwerte dar, sondern Schätzungen, die vielfach auf vorläufigen 
Datenquellen basieren. Dabei stellt die fehlende Kenntnis des wahren Wertes einer Variable ihre 
Gesamtunsicherheit dar. Dabei kann die Genauigkeit der Schätzung sowohl durch zufällige Fehler als 
auch durch systematische Verzerrungen beeinflusst werden. Diese beiden Konzepte sind unabhängig 
voneinander zu betrachten. Der Umfang der Stichprobe ist an die Datenverfügbarkeit gekoppelt. Somit 
führt eine geringe Datenverfügbarkeit zu höherer Ungenauigkeit der Schätzung, also zu einer Zunahme 
an zufälligen Fehlern. Im Gegensatz dazu können systematische Verzerrungen aufgrund von 
Instrumentenfehlern auftreten oder wenn nicht alle relevanten Prozesse in Bezug auf räumliche oder 
zeitliche Abdeckung erfasst werden (IPCC 2006).  

47 Daraus ergeben sich zwei wichtige Fragen an die Güte der in der Berechnung der Vorjahresemissionen 
ausgewiesenen Emissionsdaten für die einzelnen Sektoren: (1) In welchem Umfang muss mit 
nachträglichen Korrekturen der Emissionsschätzungen gerechnet werden, sofern zu einem späteren 
Zeitpunkt detailliertere und präzisere Ausgangsdaten für das Jahr 2021 vorliegen? und (2) Wie präzise 
trifft die Berechnung der Vorjahresemissionen den wahren, unbeobachteten Emissionswert? Einer 
Antwort auf die erstgenannte Frage wird sich in Kapitel 4.2 genähert. Zunächst werden die bisherigen 
Korrekturbedarfe der Berechnungen der Vorjahresemissionen im Längsschnitt statistisch analysiert. 
Des Weiteren werden die Korrekturen zwischen den Emissionsschätzungen im Rahmen der Berechnung 
der Vorjahresemissionen und dem nachfolgenden Treibhausgasinventar für das Emissionsjahr 2020 
analysiert. Für die Beantwortung der zweiten Frage erfolgt eine Analyse der Angaben zu 
sektorspezifischen und sektorenübergreifenden Unsicherheiten des Umweltbundesamtes (UBA 2022c) 
(Kapitel 4.3) sowie ein statistischer Vergleich der Unsicherheiten mit dem beobachteten historischen 
Korrekturbedarf (Kapitel 4.4). 

4.2 Korrekturbedarfe  

4.2.1 Zielsetzung und Betrachtung historischer Korrekturbedarfe  

48 Die Qualität der berichteten Emissionsdaten nimmt im Zeitverlauf ausgehend von der Berechnung der 
Vorjahresemissionen (t+1)8 als erster Wert der Emissionsdaten hin zu den nachfolgenden 
Treibhausgasinventaren aufgrund der zunehmenden Verfügbarkeit aktueller Daten zu. Daraus ergeben 
sich im Vergleich der Emissionsdaten zur Berechnung der Vorjahresemissionen regelmäßig signifikante 
Korrekturbedarfe. Dabei berichtet die Berechnung der Vorjahresemissionen nur die 

 

8 Die Berechnung der Vorjahresemissionen wird, wie in Kapitel 2 dargestellt, zum 15.03, des dem Emissionsjahr folgenden Jahres 
veröffentlicht (t+1). Das zum Emissionsjahr korrespondierende Nationale Treibhausgasinventar wird jedoch erst mit einem 
zeitlichen Versatz von 2 Jahren (t+2) veröffentlicht. Im Rahmen der nachfolgenden Analyse wird das Treibhausgasinventar, welches 
drei Jahre nach dem Emissionsjahr publiziert wird (t+3), als erste stabile Schätzung und als zweites nachfolgendes 
Treibhausgasinventar bezeichnet.  
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Treibhausgasemissionen des zurückliegenden Jahres, wohingegen die Nationalen 
Treibhausgasinventare Emissionsdaten für die komplette Zeitreihe der Jahre ab 1990 bis zum aktuellen 
Emissionsjahr enthalten. Hierbei werden die Emissionsdaten rückwirkend für alle Jahre an die neusten 
Daten und Methoden angepasst. Daher ist zu erwarten, dass sich die Genauigkeit der berichteten 
Emissionen im Zeitverlauf erhöht und somit eine spätere Emissionsschätzung für dasselbe 
Emissionsjahr ein Gütekriterium darstellt (ERK 2022, Kapitel A.2).  

49 Um die Güte der Berechnung der Vorjahresemissionen zu bewerten, wurde im Rahmen des letzten 
Prüfberichts des Expertenrats für Klimafragen der beobachtete Korrekturbedarf der 
Treibhausgasinventare über die Zeit ermittelt. Emissionsdaten, die in den nachfolgenden 
Treibhausgasinventaren im Regelfall nur noch geringfügig korrigiert wurden, werden als stabile 
Schätzung bezeichnet. Die Korrekturen aufeinanderfolgender Treibhausgasinventare sowie die 
Korrekturen von der Berechnung der Vorjahresemissionen zur ersten stabilen Schätzung (t+3) werden 
dabei sowohl auf sektoraler Ebene als auch aggregiert ab dem Emissionsjahr 2010 analysiert. Für den 
aktuellen Bericht wurde eine Aktualisierung und Ergänzung um das Emissionsjahr 2020 vorgenommen 
(siehe (ERK 2022, Kapitel A.2.1)  

50 Wie bereits im Prüfbericht 2021 (ERK 2021b) festgestellt, gibt die Betrachtung der historischen 
sektoralen Erhöhungen und Reduktionen der Treibhausgasemissionen durch nachträgliche Korrekturen 
im Rahmen der Inventarberichterstattung der Treibhausgase keinen Anlass zur Annahme einer 
systematischen Über- oder Unterschätzung der Treibhausgasemissionen (ERK 2021b, RZ79). In den 
Sektoren Energiewirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft besteht ein nahezu gleichmäßiges Verhältnis 
von Emissionserhöhungen und -reduktionen, wohingegen für die Sektoren Gebäude und Industrie die 
historischen Emissionsmengen häufiger nach unten korrigiert wurden. Weiter unterscheidet sich in 
jedem Sektor die Höhe der relativen Korrekturbedarfe sowie deren Richtung im zeitlichen Verlauf (ERK 
2022, Kapitel A.2.1.1).  

51 Die Korrekturbedarfe nehmen in der Regel historisch ab, je weiter die berichteten Emissionsdaten und 
das Emissionsjahr auseinander liegen (siehe Abbildung 3). Sowohl die sektoralen als auch die 
Gesamtemissionen wurden nach dem zweiten nachfolgenden Treibhausgasinventar (t+3) im Regelfall 
nur noch geringfügig nachträglich korrigiert. Für die Sektoren Energiewirtschaft, Industrie und Verkehr 
betragen die mittleren Korrekturen unter 0,5 %, im Gebäudesektor 1 % und in der Landwirtschaft sowie 
Abfallwirtschaft und Sonstiges unter 3 % (UBA 2022a) (ERK 2021b).  

52 Das Nationale Treibhausgasinventar, welches drei Jahre nach dem Emissionsjahr publiziert wird (t+3), 
kann somit erneut als erste stabile Emissionsschätzung ausgewiesen werden. Diese Feststellung durch 
den Expertenrat für Klimafragen im Prüfbericht 2021 wird bestätigt (ERK 2021b). Folglich sollten alle 
vorherigen Emissionsdaten aufgrund vorläufiger, maßgeblicher Datenquellen unter dieser Prämisse 
bewertet werden. Diese Erkenntnisse sind auch auf die Berechnung der Vorjahresemissionen 2022 
übertragbar. Daher kann für die sektoralen Emissionsdaten mindestens bis zum zweiten auf das 
Emissionsjahr folgenden Nationalen Treibhausgasinventar (t+3) für das Jahr 2021 mit nachträglichen 
Korrekturen gerechnet werden. Dieses wird im Jahr 2024 zur Verfügung stehen.  

53 Die Sektoren Landwirtschaft sowie Abfallwirtschaft und Sonstiges waren bislang am stärksten von 
nachträglichen Korrekturen der Treibhausgasinventare betroffen. Ursache hierfür sind insbesondere 
Anpassungen bezüglich der Annahmen der Emissionsfaktoren der Nicht-CO2-Emissionen (Methan-, 
Lachgasemissionen) sowie eine zum Teil mit großer Zeitverzögerung berichtete Datenlage (Destatis 
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2021a; 2019; 2018). Es kann daher gerade in diesen Sektoren auch nach dem zweiten nachfolgenden 
Nationalen Treibhausgasinventar (t+3) zu substanziellen Korrekturen der Nicht-CO2-Emissionen und 
somit auch der CO2-äquivalenten Emissionen kommen.  

Abbildung 3: Relative Korrekturbedarfe (der Beträge) der Emissionsdaten gegenüber der jeweils 
vorgegangenen Emissionsschätzung der Emissionsjahre 2010–2020 

 
*Für den Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges sind einzelne Ausreißer über 25 % durch die gewählte Skalierung 
abgeschnitten.        
Eigene Darstellung nach eigenen Berechnungen auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen (BVE) und der 
Treibhausgasinventare (TI) des Umweltbundesamtes der Emissionsjahre 2010–2021.  

4.2.2 Korrekturbedarf für das Emissionsjahr 2020  

54 Der nachträgliche Korrekturbedarf für das Emissionsjahr 2020 zwischen der Berechnung der 
Vorjahresemissionen 2021 und dem Nationalen Treibhausgasinventar 2022 ist in Abbildung 4 
dargestellt. Die ausgewiesenen Gesamtemissionen zwischen den beiden Emissionsberechnungen 
wurden mit Veröffentlichung des nachfolgenden Treibhausgasinventars (t+2) um 10,8 Mt CO2-Äq. 
reduziert, was eine Verringerung der Gesamtemissionen um 1,5 % bedeutet. Die sektoralen Korrekturen 
teilen sich dabei wie folgt auf die verschiedenen Sektoren auf: Eine Reduzierung der ausgewiesenen 
Emissionen in der Energiewirtschaft um 0,5 Mt CO2-Äq. (0,2 %); eine Reduzierung der Emissionen im 
Industriesektor in Höhe von 6,2 Mt CO2-Äq. (3,5 %); eine Reduzierung der Emissionshöhe für den Sektor 
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Gebäude um 0,6 Mt CO2-Äq. (0,5 %); eine Erhöhung der Emissionen im Sektor Verkehr um 0,8 Mt CO2-
Äq. (0,6 %); eine Reduktion der Emissionen in der Landwirtschaft um 4,1 Mt CO2-Äq. (6,1 %) und eine 
Reduktion der Emissionen in der Abfallwirtschaft und Sonstiges in Höhe von 0,1 Mt CO2-Äq. (1,4 %). 
Hierbei lassen sich die nachträglichen sektoralen Korrekturen auf unterschiedliche Gründe 
zurückführen.  

55 Der größte Einfluss auf die nachträglichen Korrekturen in der Industrie war laut Umweltbundesamt eine 
negative Differenz (59 PJ) in der ausgewiesenen Erdgasmenge zwischen vorläufiger und endgültiger 
Energiebilanz der AGEB für das Jahr 2020. Diese lässt sich unter anderem auf Sondereffekte und eine 
erschwerte Zuordnung der Energiemengen zu den einzelnen Sektoren zurückführen und hat zu einer 
Rückrechnung in Höhe von 3,6 Mt CO2-Äq. in der Kategorie Verarbeitendes Gewerbe des 
Industriesektors und zu weiteren Rückrechnungen im Gebäudesektor geführt (siehe Kapitel 2.2, 3.2.1 
und 3.2.2). Die methodische Änderung zur Abschätzung der Erdgasabsätze auf Basis der BDEW-Daten, 
wie in RZ 14 und RZ 15) beschrieben, lässt sich auf diese statistische Abweichung zurückführen. Des 
Weiteren kam es zu einer nachträglichen Korrektur und Verringerung der Emissionen um rund 1,4 Mt 
CO2-Äq. in der Metallindustrie durch eine Verschiebung in der Produktion von Roheisen zu Sintern, 
welche im Rahmen der Berechnung der Vorjahresemissionen aufgrund der noch unvollständigen Daten 
unterschätzt worden war. Korrekturen in den übrigen CRF-Kategorien haben zusätzlich zu weiterer 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen im Industriesektor in Höhe von 1,3 Mt CO2-Äq. geführt.  

56 Im Sektor Landwirtschaft lassen sich die nachträglichen Korrekturen auf zwei unterschiedliche Gründe 
zurückführen. Die Anwendung neuer nationaler Emissionsfaktoren für direkte Lachgasemissionen 
führte, im Rahmen der Rückrechnung der Emissionen, zu einer Minderung von 5,7 Mt CO2-Äq. in der 
Ausbringung von Mineraldüngern, Wirtschaftsdüngern, Klärschlamm und Gärresten und aus 
Ernterückständen in der CRF-Kategorie Landwirtschaftliche Böden (3.D) (Mathivanan et al. 2021) (RZ 22, 
Kapitel 2.2 und RZ 39, Kapitel 3.2.4). Es kam allerdings auch zu einer Erhöhung der berechneten 
Emissionen im Landwirtschaftssektor um rund 1,7 Mt CO2-Äq., welche sich nach Erkenntnissen des 
Umweltbundesamtes auf höhere als die angenommenen Tierzahlen zurückführen lassen (Destatis 
2021b).  

57 Die Erhöhung der Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor lässt sich laut Umweltbundesamt auf ein 
höheres als das angenommene Verkehrsaufkommen im Emissionsjahr und somit auf die Vorläufigkeit 
der Amtlichen Mineralöldaten zurückführen (siehe RZ 34; Kapitel 3.2.3). Die nachträgliche Korrektur im 
Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges lässt sich durch geänderte Annahmen bezüglich der 
sektorspezifischen Konsolidierung der Dichte von Methan sowie einer Aktualisierung statistischer Daten 
erklären (UBA 2022c). 

58 Die wesentlichen Gründe für die hier berichteten Korrekturbedarfe sind vor allem in der Vorläufigkeit 
der zum Zeitpunkt der Berechnung der Emissionen des Vorjahres vorliegenden Datenquellen 
(Energiebilanz der AGEB, Produktionszahlen der Industrieverbände, Tierzahlen) begründet. Zusätzlich 
bedingte die methodische Änderung des Emissionsfaktors für Lachgasemissionen weitere signifikante 
Korrekturen, die in der Landwirtschaft die Anpassungen der Treibhausgasemissionen aufgrund der 
Tierbestände überkompensierte, und in Summe zu einer deutlichen Korrektur nach unten führte. Bis 
zur ersten stabilen Schätzung für das Emissionsjahr 2020 im Jahr 2023 kann mit weiteren sektoralen 
Korrekturen gerechnet werden.  
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Abbildung 4: Absolute und relative Korrektur der Emissionsdaten zwischen der Berechnung der 
Vorjahresemissionen (t+1) und dem nachfolgenden Treibhausgasinventar (t+2) für das 
Emissionsjahr 2020 

 
Eigene Darstellung auf Basis eigener Berechnungen zu der Berechnung der Vorjahresemissionen 2021 und des Nationalen 
Treibhausgasinventars 2022 des Umweltbundesamtes. Korrekturen werden in Einheiten von Mt CO2-Äq. (linke Achse, Balken) und 
als Prozentanteil der sektorspezifischen Emissionen (rechte Achse, Punkte) dargestellt.  

4.3 Unsicherheitsangaben des Umweltbundesamtes zur 
Emissionsberechnung 2021 

59 Zusätzlich zu den Emissionsdaten identifiziert das Umweltbundesamt sektorspezifische und 
sektorenübergreifende Unsicherheitsbereiche der Treibhausgasemissionen. Das Umweltbundesamt 
führt dementsprechend Unsicherheitsschätzungen aller Quellgruppen und Senken im Rahmen der 
Nationalen Inventarberichterstattung durch (UBA 2022c).9 

60 In Tabelle 8 sind die vom Umweltbundesamt angegebenen sektorspezifischen Unsicherheiten 
dargestellt, aufgeteilt nach Unsicherheiten bei den Aktivitätsraten, Emissionsfaktoren und auf Ebene der 
Gesamtemissionen. Die größten relativen Unsicherheiten (bezogen auf die Emissionsmengen) gibt es in 
den Sektoren Landwirtschaft (24,7 %), LULUCF (25,1 %) und, mit deutlichem Abstand, in dem Sektor 
Abfallwirtschaft und Sonstiges (196,9 %). In dem Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges ist das 

 

9 Nach den IPCC-Richtlinien können zwei Verfahren (Approach-1 und Approach-2) zur Aggregation von Unsicherheiten verwendet 
werden. Zur Bestimmung der Unsicherheit der Berechnung der Vorjahresemissionen wurde die Approach-1-Methode 
(Fehlerfortpflanzung) angewendet. Eine genauere Erläuterung dieses Vorgehens findet sich in (ERK 2022, Kap.3.2.) Für die 
Treibhausgasinventare wird zusätzlich die Approach-2-Methode zur Ermittlung von Unsicherheiten genutzt. Zweitere Methode 
trägt unterschiedlichen Verteilungsfunktionen Rechnung, indem auch asymmetrische Unsicherheitsangaben durch Aggregation 
mittels Monte Carlo Simulation berücksichtigt werden. Das Approach-2-Verfahren ist jedoch komplexer als die Fehlerfortpflanzung 
und erfordert zusätzlich die Ermittlung von Wahrscheinlichkeitsdichtefunktionen für Aktivitätsdaten und Emissionsfaktoren (UBA 
2022c). 
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Konfidenzintervall um ein Vielfaches größer als der geschätzte sektorale Emissionswert. Diese große 
Unsicherheit ist durch die Vielzahl und Heterogenität an Abfallarten zu erklären, die sich negativ auf die 
Datensicherheit auswirken (UBA 2022c, S. 130). Den Hauptbeitrag zur hohen Unsicherheit im 
Landwirtschaftssektor leisten die Nicht-CO2-Emissionen, insbesondere die Lachgasemissionen aus den 
CRF-Kategorien 3.B Düngermanagement und 3.D landwirtschaftliche Böden (UBA 2022c, S. 130). Die 
hohe sektorspezifische Unsicherheit im Sektor LULUCF ist auf die zum Zeitpunkt der Berechnung noch 
nicht vorliegenden Daten zurückzuführen (UBA 2022b).  

61 Die geringsten Konfidenzintervalle sowohl bei den Aktivitätsdaten als auch bei den Emissionsfaktoren 
werden in der Industrie und der Energiewirtschaft berichtet. Die niedrige sektorale Unsicherheit in der 
Energiewirtschaft lässt sich durch die frühe Verfügbarkeit zuverlässiger Daten erklären (UBA 2022b). Die 
niedrige sektorale Unsicherheit im Industriesektor lässt sich nach Angaben des Umweltbundesamtes 
auf die hohe Korrelation zwischen verfügbaren Produktionsdaten und dem Brennstoffeinsatz 
zurückführen (UBA 2022b). Dennoch sei hier darauf hingewiesen, dass der Industriesektor in der 
Vergangenheit hohen nachträglichen Korrekturen unterlag (siehe Kapitel 4.3).  

62 Die Angaben des Umweltbundesamtes zu den sektorspezifischen Unsicherheiten konnten mithilfe der 
IPCC-Richtlinien aus dem Jahr 2006 (IPCC 2006) unabhängig nachvollzogen und geprüft werden. Weiter 
wurde die Anwendung des Experten-Boosters mithilfe des Umweltbundesamtes nachvollzogen (ERK 
2022). Der vorläufige Charakter der Berechnung der Vorjahresemissionen wird zum einen durch die zur 
Unsicherheitsberechnung verwendete Methode, zum anderen bei der Anwendung des Experten-
Boosters deutlich (ERK 2022). Nach Einschätzungen des Umweltbundesamtes sollen die Unsicherheiten 
als qualitative Orientierungsgröße und nicht als trennungsscharfes Unsicherheitsband dienen. Dieser 
Charakter der Unsicherheitsberechnung konnte vonseiten des Expertenrats für Klimafragen 
nachvollzogen werden. Alle vom Umweltbundesamt zugrunde gelegten Annahmen und Berechnungen 
konnten nachvollzogen werden und werden für plausibel erachtet. 

Tabelle 8 : Unsicherheit der sektoralen und aggregierten Emissionsschätzungen nach Angaben des 
Umweltbundesamtes 

 
Emissionsschätzung Unsicherheiten 

Sektor nach Bundes-
Klimaschutzgesetz (KSG) 

[Mt CO2-Äq.] Aktivitätsdaten 
[%] 

Emissionsfaktoren 
[%] 

Emissionen 
[±Mt CO2-Äq.] 

Emissionen 
 [%] 

Energiewirtschaft 247,3 2,3 2,1 7,7 3,1 

Industrie 181,3 1,6 1,8 4,4 2,4 

Gebäude 115,5 4,5 6,0 8,7 7,5 

Verkehr 148,1 2,3 4,1 7,0 4,7 

Landwirtschaft 61,1 5,3 24,1 15,1 24,7 

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 

8,4 42,3 192,3 16,5 196,9 

LULUCF -11,5 5,9 24,4 -2,9 25,1 

Gesamtemissionen  
(ohne LULUCF) 

761,6 
  

26,5 3,5 

Eigene Darstellung auf Basis von UBA (2022d). 
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4.4 Einordnung und Vergleich von Unsicherheiten und Korrekturbedarfen 

63 Emissionen werden mit statistischen Methoden berechnet (siehe Kapitel 2 sowie Kapitel 2 in (ERK 2022)). 
Bei diesen Berechnungen entstehen zwangsläufig statistische Differenzen zum nicht messbaren 
tatsächlichen Emissionswert, welche sowohl von Unschärfen in den verwendeten Primärdaten 
(Aktivitäten, Emissionsfaktoren, siehe Kapitel 2.2) als auch von Unschärfen in der Berechnungsmethode 
(nachfolgend Schätzmethodik) verursacht werden. Gemäß IPCC-Richtlinie werden derartige Differenzen 
als „Unsicherheiten“ der Emissionsberechnung bezeichnet und sollen gemeinsam mit der 
Punktberechnung der Emissionen ausgewiesen werden, welche im Rahmen der 
Inventarberichterstattung der Treibhausgase erfolgt (siehe Kapitel 4.3). Aufgrund des frühen Zeitpunkts 
der Datenerhebung sind die Unsicherheiten der Emissionsdaten in der Berechnung der 
Vorjahresemissionen höher als für die Emissionsdaten der späteren Treibhausgasinventare (ERK 2022, 
Kapitel 3.2.2).  

64 Während die Unsicherheiten keinen Einfluss auf das in § 8 Abs. 1 KSG vorgesehene Steuerungssignal 
zum Auslösemechanismus eines Sofortprogramms haben, führen die Unsicherheiten dennoch dazu, 
dass die Feststellungen zur Über- oder Unterschreitung nur mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit 
getroffen werden können (siehe Tabelle 6). Insbesondere für die in § 8 Abs. 2 KSG vorgesehenen 
Beratungen der Bundesregierung stellen sie daher eine wichtige zusätzliche Information für die 
politische Entscheidungsfindung dar.  

65 Erkenntnisfortschritt in Bezug auf Primärdaten für weiter zurückliegende Zeiträume sowie 
Verbesserungen in der Berechnungsmethode führen regelmäßig zu nachträglichen Korrekturbedarfen 
in den Jahresemissionsmengen (siehe Kapitel 4.2). Statistisch können diese nachträglichen Korrekturen 
in der Regel als nachträgliche Auflösung eines Teils der zuvor festgestellten Unsicherheit interpretiert 
werden, insbesondere wenn sie auf spätere Verbesserungen der Primärdatenbasis zurückzuführen sind 
und keine substanziellen Methodenwechsel vorgenommen worden sind. Das Ausmaß der historisch 
tatsächlich beobachteten Korrekturen ist nach Ansicht des Expertenrats für Klimafragen ein weiteres 
wichtiges Kriterium bei der Bewertung der berichteten Emissionsdaten des Vorjahres im Hinblick auf 
deren Validität. 

66 In Abbildung 5 wird das vom Umweltbundesamt angegebene Konfidenzintervall für die Unsicherheiten 
in jedem Sektor mit einem entsprechenden Konfidenzintervall verglichen, das aus der Variabilität der 
Korrekturbedarfe von den Emissionsjahren 2010-2019 abgeleitet wird. Die Korrekturbedarfe werden 
zwischen den Berechnungen der Vorjahresemissionen und dem zweiten darauffolgenden 
Treibhausgasinventar berechnet, da dieses als erste stabile Schätzung definiert wurde (siehe Kapitel 
4.2.1). Somit werden methodische Änderungen ausgeschlossen, die zwei Jahre nach der Berechnung 
der Vorjahresemissionen entstehen. Es wird also hauptsächlich die Varianz derjenigen Korrekturbedarfe 
analysiert, die durch die vorläufige Datenbasis und entsprechende Schätzmethodik in der gemäß 
§ 5 Abs. 1 KSG vorgenommenen Berechnung der Vorjahresemissionen entstehen. Die Varianz aller 
Korrekturbedarfe wäre entsprechend höher. Die Informationen sowohl zu den Unsicherheiten als auch 
zu den Korrekturbedarfen könnten – wie erläutert – bei der politischen Entscheidungsfindung 
Berücksichtigung finden. 

67 Beim Vergleich der beiden Konfidenzintervalle zeigt sich für die Sektoren Energiewirtschaft, Gebäude, 
Verkehr, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft und Sonstiges ebenso wie für die Gesamtemissionen, dass die 
historischen Korrekturbedarfe nicht statistisch größer als die Konfidenzintervalle des 
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Umweltbundesamtes sind (Abbildung 5). Für den Industriesektor sind die historischen Korrekturen 
dagegen statistisch größer als das Unsicherheitsintervall. Das angegebene 95 %-Konfidenzintervall für 
die Unsicherheiten im Industriesektor beträgt ±4,4 Mt CO2-Äq., wohingegen das abgeleitete 
Konfidenzintervall für den Korrekturbedarf ±9,2 Mt CO2-Äq. beträgt und damit mehr als dem Doppelten 
des Konfidenzintervalls der sektorspezifischen Unsicherheiten entspricht. 

68 Die Berechnung der Unsicherheiten stellt eine Ex-ante-Schätzung dar, die ihrerseits wiederum mit 
Unsicherheiten behaftet ist. Da die tatsächlichen Emissionen zu keinem Zeitpunkt beobachtet werden 
können, kann die Güte der Unsicherheitsschätzung nicht direkt überprüft werden. Eine Prüfung ist 
allerdings näherungsweise durch Vergleich mit den historischen Korrekturbedarfen möglich. Dieses 
Vorgehen wird auch in den IPCC-Richtlinien vorgeschlagen. (IPCC 2006, Kapitel 3.1.5). Damit dieser 
Prüfansatz valide Ergebnisse liefert, müssen jedoch wichtige Voraussetzungen gegeben sein: Erstens 
müssen historische Korrekturen eine repräsentative Datenbasis für die zukünftigen Korrekturbedarfe 
darstellen, es darf also beispielsweise nicht zu tiefgreifenden Änderungen in der Datenbasis oder der 
Schätzmethodik für die Emissionsberechnung gekommen sein. Zweitens muss man davon ausgehen 
können, dass nachträglich durchgeführte Korrekturen die Emissionsberechnungen stets näher an den 
unbeobachteten tatsächlichen Wert heranführen. 

69 Ferner kann dieser Prüfansatz, selbst unter den beiden genannten Voraussetzungen, nur 
eingeschränkte Hinweise liefern, da auch die korrigierten Werte noch nicht sicher dem tatsächlichen 
Wert entsprechen. Die Streuung der beobachteten Korrekturbedarfe kann also selbst im besten Fall 
nicht die gesamte Bandbreite der Unsicherheiten abdecken. Insbesondere kann daher aus dem hier 
angestellten Vergleich keine Schlussfolgerung für die Bewertung der Güte der ausgewiesenen 
Unsicherheiten in den Sektoren Energiewirtschaft, Gebäude, Landwirtschaft, Abfallwirtschaft und 
Sonstiges gezogen werden. Der Vergleich für den Sektor Industrie bekräftigt allerdings die Feststellung 
aus dem Prüfbericht 2021 (ERK 2021b, RZ101), dass die angegebenen Unsicherheiten für den 
Industriesektor zu niedrig geschätzt sein könnten.10 Es ist statistisch nicht plausibel, dass bereits die 
Varianz der Korrekturbedarfe, welche annahmegemäß nur einen Teil der statistischen Unsicherheit 
erfasst, deutlich höher ausfällt als die gesamte Varianz der Emissionsdatenschätzung. 

70 Der Expertenrat für Klimafragen empfiehlt daher einerseits, die Berechnung der Unsicherheit für den 
Sektor Industrie zu überprüfen, und andererseits bei der politischen Bewertung der Zielerreichung 
dieses Sektors von einer höheren Varianz auszugehen als in der Berechnung der Vorjahresemissionen 
ausgewiesen (siehe dazu Kapitel 6). 

  

 

10 Da im Industriesektor keine dem Expertenrat für Klimafragen bekannten tiefgreifenden Änderungen in der Schätzmethodik oder der 
Datenbasis für das Emissionsjahr 2021 vorliegen, erfüllt dieser Sektor die oben genannten Voraussetzungen. 
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Abbildung 5: Vergleich zwischen den historischen Korrekturbedarfen und den durch das Umweltbundesamt 
übermittelten Unsicherheiten  

 

Das vom UBA angegebene Unsicherheitsintervall für die Berechnung der Vorjahresemissionen (rot, schraffiert) wird mit der 
Variabilität der Korrekturbedarfe (grau) verglichen. Beide Werte werden als 95 %-Konfidenzintervall angezeigt. Ein schwarzer Strich 
zeigt den Schwellenwert eines statistischen Tests: Wenn die Variabilität der Korrekturen oberhalb des Schwellenwerts liegt, ist die 
Variabilität der Korrekturen statistisch größer als die Unsicherheiten (mit 95 %-Konfidenzniveau, einseitiger Chi-Square-Test) (siehe 
dazu (ERK 2022, RZ51)). Korrekturbedarfe werden zwischen der Berechnung der Vorjahresemissionen und dem zweiten 
darauffolgenden Treibhausgasinventar für die Emissionsjahre 2010–2019 berechnet. Die einzelnen nachträglichen Korrekturen 
sind als graue Punkte für die jeweiligen Sektoren dargestellt. 
Eigene Darstellung. 
 
71 Insgesamt liegen die vom Umweltbundesamt ausgewiesenen Unsicherheiten in den Sektoren 

Energiewirtschaft sowie Industrie und Verkehr unter den durchschnittlichen jährlichen 
Minderungsmengen dieser Sektoren gemäß § 4 Abs. 3 und § 4 Anlage 2 KSG (Tabelle 9). Die 
ausgewiesene Unsicherheit der Jahresemissionsmenge im Verkehr entspricht in etwa der 
durchschnittlichen jährlichen Minderung. Im Gebäudesektor liegt die vom Umweltbundesamt bezifferte 
Unsicherheit bei etwa dem Doppelten der durchschnittlichen jährlichen Minderungsmengen, im 
Landwirtschaftssektor sowie im Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges sogar beim 12- beziehungsweise 
30-fachen der jährlichen Minderungsmenge. Die entsprechenden Verhältnisse sind in Tabelle 9 
dargestellt. Hieraus ergeben sich Fragen an die Treffgenauigkeit des im Bundes-Klimaschutzgesetz 
angelegten Mechanismus der Sofortprogramme (siehe dazu Kapitel 6.2.3).  
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Tabelle 9: Unsicherheitsangabe des Umweltbundesamtes im Vergleich zu durchschnittlichen jährlichen 
Minderungszielen gemäß der zulässigen Jahresemissionsmengen des Bundes-
Klimaschutzgesetzes  

 UBA-
Unsicherheit in 

Mt CO2-Äq. 

Durchschnittliche jährliche 
Minderung in Mt CO2-Äq. 

Verhältnis zwischen 
Unsicherheiten zu jährlichen 

Minderungen 

Energiewirtschaft 7,7 17,8* 0,4 

Industrie 4,4 7,1 0,6 

Gebäude 8,7 5,1 1,7 

Verkehr 7,0 6,7 1,0 

Landwirtschaft 15,1 1,2 12,1 

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 

16,5 0,5 30,1 

Gesamtemission 
(ohne LULUCF) 

26,5 38,6* 0,7 

* Für die Energiewirtschaft wurde ein extrapolierter Wert von 268,5 Mt CO2-Äq. angenommen.     
Eigene Darstellung auf Basis von ergänzenden Informationen des Umweltbundesamtes zu UBA (2022b) und des Bundes-
Klimaschutzgesetzes.  
 

72 Deutlich geringer als auf sektoraler Ebene fallen sowohl die Unsicherheiten als auch die nachträglichen 
Korrekturbedarfe auf der aggregierten Ebene der Gesamtemissionen aus. Das Umweltbundesamt gibt 
die Unsicherheit in Bezug auf die Gesamtemissionen mit ±3,5 % an (95 %-Konfidenzintervall, ±26,5 Mt 
CO2-Äq.). Die nachträglichen Korrekturen für die Emissionsjahre 2010-2019 liegen erkennbar in diesem 
Konfidenzintervall und liefern somit keinen Anlass, eine Unterschätzung der vom Umweltbundesamt 
ausgewiesenen Unsicherheit zu vermuten (siehe Abbildung 5).  

73 In der Schätzung zur Unsicherheit nimmt das Umweltbundesamt jedoch an, dass die einzelnen 
sektoralen Unsicherheiten nicht miteinander korreliert und jeweils normalverteilt sind (siehe dazu IPCC 
2006, Tier 1 (Fehlerfortpflanzung)). Sektorale Unsicherheiten wären insbesondere dann negativ 
korreliert, wenn sie sich durch Unsicherheiten bei der Zuordnung von Emissionen zu einzelnen Sektoren 
ergäben. Eine Prüfung der Korrekturbedarfe zwischen der Berechnung der Vorjahresemissionen und 
dem zweiten darauffolgenden Treibhausgasinventar für die Emissionsjahre 2010-2019 zeigt, dass die 
Korrekturen in den Sektoren Energiewirtschaft und Industrie mit 95 %-Konfidenzniveau negativ 
korreliert sind (r = –0.69). Falls die Unsicherheiten in den Sektoren Energiewirtschaft und Industrie 
ebenfalls negativ korreliert sind, könnten die Annahmen des Umweltbundesamtes zu einer 
Überschätzung der Unsicherheiten in den Gesamtemissionen führen. Der Expertenrat für Klimafragen 
empfiehlt eine Überprüfung der negativen Korrelation zwischen den Unsicherheiten in den Sektoren 
Energiewirtschaft und Industrie sowie die Anwendung von Methoden wie Monte-Carlo-Simulationen, die 
diese möglichen Korrelationen berücksichtigen können.  



Gütebetrachtung 

Prüfbericht zur Berechnung der deutschen Treibhausgasemissionen für das Jahr 2021 53 

74 Für die Gesamtemissionen entspricht der durchschnittlich beobachtete nachträgliche Korrekturbedarf 
einer Senkung der Emissionen um 0,4 % (-4,0 Mt CO2-Äq.). Diese durchschnittliche Korrektur ist 
allerdings nicht statistisch relevant. Es liegt daher kein Anhaltspunkt eines systematischen Fehlers in der 
Schätzung der Gesamtemissionen vor.  

4.5 Fazit zur Güte 

75 Die Emissionsdaten aus der Berechnung der Vorjahresemissionen und den Nationalen 
Treibhausgasinventare stellen zum überwiegenden Teil Schätzungen und keine Messungen dar. Auf 
Grundlage der bisherigen Erfahrungen kann erwartet werden, dass mindestens bis zur 
Inventarberichterstattung der Treibhausgase über das Jahr 2021 im Jahr 2024 noch weiterer 
Anpassungsbedarf an den in der Berechnung der Vorjahresemissionen genannten Emissionsdaten 
entsteht.  

76 Von 2010-2019 betrug der durchschnittliche Korrekturbedarf von der Berechnung der 
Vorjahresemissionen zum zweiten nachfolgenden Treibhausgasinventar (t+3) für die aggregierte 
Gesamtsumme der Emissionen durchschnittlich 0,8 % (entsprechend 7,3 Mt CO2-Äq.), unabhängig von 
der Richtung des Korrekturbedarfs. Die Werte lagen in einer Bandbreite von ungefähr 0,8 % 
(Energiewirtschaft und Verkehr), über 2,5 % (Industrie), 3,4 % (Gebäude), 4,5 % (Landwirtschaft) und bis 
zu 10,3 % (Abfallwirtschaft und Sonstiges). Ein Vergleich zeigt, dass der durchschnittliche historische 
Korrekturbedarf im Bereich Energiewirtschaft und Verkehr bei ungefähr einem Zehntel der jährlich 
festgeschriebenen Minderungsmengen der jeweiligen Sektoren liegt, bei Industrie bei der Hälfte und bei 
den Sektoren Gebäude, Landwirtschaft und Abfallwirtschaft und Sonstiges einem Mehrfachender 
jährlichen Minderungsmengen entspricht. 

77 Der Vergleich der historischen Korrekturbedarfe mit den jährlichen Minderungsmengen gemäß Bundes-
Klimaschutzgesetz zeigt, dass die Größenordnung des historischen Korrekturbedarfs in allen Sektoren 
relevant zu sein scheint im Kontext der Bewertung der vom Bundes-Klimaschutzgesetz vorgesehenen 
Rechtsfolgen. 

78 Das Umweltbundesamt weist im Einklang mit internationalen Standards Konfidenzintervalle für die 
jeweiligen Emissionsschätzungen aus. Die Vorgehensweise zur Ermittlung der Unsicherheiten steht im 
Einklang mit IPCC-Richtlinien. Auf Basis der Gegenüberstellung der historischen Korrekturbedarfe mit 
den Konfidenzintervallen des Umweltbundesamtes empfiehlt der Expertenrat für Klimafragen zum 
einen eine Überprüfung der Berechnung der Unsicherheit im Sektor Industrie und zum anderen in der 
politischen Bewertung der Zielerreichung dieses Sektors von einer höheren Varianz als in der 
Berechnung der Vorjahresemissionen ausgewiesen auszugehen. Außerdem empfiehlt der Expertenrat 
für Klimafragen eine Überprüfung der möglichen Korrelation zwischen den Unsicherheiten der Sektoren 
Energiewirtschaft und Industrie, welche zu einer niedrigeren Unsicherheit in den 
sektorenübergreifenden Emissionen führen könnte.  

79 Sowohl die zusätzliche Angabe der Unsicherheiten der Aktivitätsdaten und der Emissionsfaktoren durch 
das Umweltbundesamt als auch die Analyse der nachträglichen Korrekturbedarfe der 
Emissionsberechnungen im Zeitverlauf stellen eine wichtige zusätzliche Information für die politische 
Entscheidungsfindung dar.   
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5 Feststellung zur Berechnung der Vorjahresemissionen 

5.1 Feststellungen zur Zielerreichung 

80 Das Umweltbundesamt hat seinen Bericht zur Berechnung der Treibhausgasemissionen 2021 
fristgerecht vorgelegt. Zur Überprüfung der Daten fanden zahlreiche Validierungsgespräche mit dem 
Umweltbundesamt statt, in denen einzelne CRF-Kategorien und die Verwendung der einfließenden 
statistischen Daten erörtert wurden. Zudem wurden eigene Recherchen und Berechnungen 
durchgeführt. Aufbauend auf den vom Umweltbundesamt bereitgestellten Daten wird im Folgenden die 
durch das Umweltbundesamt durchgeführte Berechnung der Treibhausgasemissionen 2021 mit den 
Zielwerten des Bundes-Klimaschutzgesetzes nach Anlage 2 zu § 4 KSG verglichen. Die Zielerreichung 
wird nach den im Bundes-Klimaschutzgesetz definierten Sektoren aufgeschlüsselt und überprüft.  

81 Die vom Umweltbundesamt bereitgestellten Daten bestehen einerseits aus einem geschätzten 
Punktwert für die in der Berechnung der Vorjahresemissionen ermittelten 
Jahrestreibhausgasemissionen. Dieser Punktwert wird mit dem im Bundes-Klimaschutzgesetz 
festgelegten Sektorziel verglichen und bildet somit die Grundlage für den im Bundes-Klimaschutzgesetz 
angelegten Mechanismus zur Einleitung eines Sofortprogramms (§8 Abs. 1 KSG). Darüber hinaus stellt 
das Umweltbundesamt Unsicherheitsbandbreiten der Punktwertschätzungen bereit. In Tabelle 10 sind 
die im Bundes-Klimaschutzgesetz festgeschriebenen Zielwerte für die Jahresemissionsmenge, die 
berechneten Treibhausgasemissionen für das Jahr 2021 und die Bandbreite der Unsicherheiten in der 
Berechnung der Treibhausgasemissionen für das Jahr 2021 aufgeführt. Die Daten beziehen sich auf das 
Jahr 2021 und sind für jeden Sektor aufgeschlüsselt.  

82 Die Berechnungen des Umweltbundesamtes legen dar, dass in den Sektoren Industrie, Landwirtschaft 
sowie Abfallwirtschaft und Sonstiges die ermittelten Emissionspunktwerte unterhalb der im Bundes-
Klimaschutzgesetz für das Jahr 2021 festgelegten Sektorziele liegen. Im Gebäudesektor und im 
Verkehrssektor liegt der für die Emissionsmenge berechnete Punktwert über dem festgeschriebenen 
Sektorziel für das Jahr 2021. Für die Sektoren Energiewirtschaft und LULUCF sind für das Jahr 2021 keine 
Ziele im Bundes-Klimaschutzgesetz angegeben. 

83 Unter der Annahme, dass (1) die vom Umweltbundesamt vorgenommene Punktschätzung den 
Erwartungswert trifft und (2) die Fehler normalverteilt sind, können aus der Schätzung des 
Umweltbundesamtes die Wahrscheinlichkeiten abgeleitet werden, ob die einzelnen Sektoren tatsächlich 
das Sektorziel für 2021 erreicht haben (Tabelle 10). Danach kann für keinen Sektor11 praktisch sicher12 
davon ausgegangen werden, dass die tatsächlichen Emissionen unter den Zielvorgaben gelegen haben. 
Im Sektor Landwirtschaft ist eine Zielerreichung als sehr wahrscheinlich einzustufen, in den Sektoren 
Industrie und Abfallwirtschaft und Sonstiges als ebenso wahrscheinlich wie unwahrscheinlich, während 
in den Sektoren Gebäude und Verkehr die Zielerreichung als unwahrscheinlich eingestuft wird. 

 

11Für den Energie- und den LULUCF-Sektor liegen für das Jahr 2021 kein Ziele nach Bundes-Klimaschutzgesetz Anlage 2 vor.  
12Folgende Begriffe wurden verwendet, um die bewertete Wahrscheinlichkeit eines Ergebnisses anzugeben, wobei die IPCC-

Nomenklatur für die Beschreibung von Unsicherheiten verwendet wurde: praktisch sicher 99–100 %, sehr wahrscheinlich 90–
100 %, wahrscheinlich 66–100 %, etwa ebenso wahrscheinlich wie nicht wahrscheinlich 33–66 %, unwahrscheinlich 0–33 %, sehr 
unwahrscheinlich 0–10 %, besonders unwahrscheinlich 0–1 %. (Mastrandrea et al. 2010). 
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Tabelle 10: Zielwertvergleich der Emissionswerte aus der Berechnung der Vorjahresemissionen (BVE) des 
Umweltbundesamtes (UBA) für das Jahr 2020 mit den zulässigen Jahresemissionsmengen 
des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) 

Sektor Zielwert 
KSG 2021 

 
[Mt CO2-

Äq.] 

Berech-
nung UBA 

2021 

 
[Mt CO2-

Äq.] 

Änderung 
in 2021 

gegenüber 
2020 

[Mt CO2-
Äq.] 

KSG-Zielerreichung: 

Differenz 

BVE-Zielwert 

[Mt CO2-Äq.] 

Unsicherheit 
der BVE 
(95 %-

Intervall) 

[Mt CO2-Äq.] 

Wahrscheinlichkeit 
für das Erreichen des 
KSG Sektorziels auf 
Basis der IPCC-Skala 

(Siehe FN 12) 

Energiewirtschaft - 247,3 +27,3 - 240 - 255 - 

Industrie 182,0 181,3 +9,4 -0,7 177 - 186 ebenso 
wahrscheinlich wie 

nicht wahrscheinlich  

Gebäude 113,0 115,5 -3,9 2,5 107 - 124 unwahrscheinlich  

Verkehr 145,0 148,1 +1,7 3,1 141 - 155 unwahrscheinlich 

Landwirtschaft 68,0 61,1 -1,3 -6,9 46 - 76 sehr wahrscheinlich 

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 

9,0 8,4 -0,4 -0,6 (-8) - 25 ebenso 
wahrscheinlich wie 

nicht wahrscheinlich  

LULUCF - -11,5 -1 - (-9) - (-14) - 

Gesamt (ohne 
LULUCF) 
 

- 761,6  - 735 - 788 -  

 

BVE: Berechnung der Vorjahresemissionen, UBA: Umweltbundesamt, KSG: Bundes-Klimaschutzgesetz 
Daten basierend auf Berechnung der Vorjahresemissionen für das Emissionsjahr 2021 und den vom Umweltbundesamt 
angegebenen Unsicherheiten der Schätzung.  
Eigene Darstellung. 

84 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 liegen die Emissionen im Sektor 
Energiewirtschaft bei 247,3 Mt CO2-Äq. Für den Sektor Energiewirtschaft ist für das Jahr 2021 im Bundes-
Klimaschutzgesetz kein Zielwert definiert, sondern erst wieder für das Jahr 2022. 

Als Gründe für den Anstieg der Emissionen im Sektor Energiewirtschaft nennt das Umweltbundesamt 
zum einen eine verringerte Stromproduktion aus erneuerbaren Energien aufgrund der Witterung im 
Jahr 2021, welche größtenteils durch eine erhöhte Stromproduktion von Braun- und 
Steinkohlekraftwerken kompensiert wurde. Zusätzlich stieg der Stromverbrauch aufgrund 
voranschreitender Sektorenkopplung und der wirtschaftlichen Erholung gegenüber 2020. Außerdem 
nahm aufgrund steigender Preise der Einsatz von Erdgaskraftwerken in der zweiten Hälfte des Jahres 
2021 ab und wurde zum Teil durch Kohlekraftwerke ersetzt.  

Gütebetrachtung der Berechnung der Vorjahresemissionen: Im Sektor Energiewirtschaft entstammt der 
größte Teil der Treibhausgasemissionen aus der CRF-Kategorie 1.A.1 „Verbrennung von Brennstoffen in 
der Energiewirtschaft“ (97 %), für die Aktivitätsdaten größtenteils über die Monatserhebung über die 
Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung (Destatis 2022b) gegeben sind. Alle weiteren CRF-Kategorien haben 
einen deutlich geringeren Anteil an den Gesamtemissionen. Das Umweltbundesamt schätzt die 
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Zuverlässigkeit der Daten und der Methodik als sehr hoch ein (UBA 2022b, S. 17). Es gibt keine Hinweise 
dafür dies anders zu sehen. Da im Bundes-Klimaschutzgesetz für 2021 für den Energiesektor kein 
Emissionsziel angegeben ist, konnte für den Sektor keine Einordnung zur Zielerreichung vorgenommen 
werden. 

85 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 hat der Sektor Industrie das Ziel 
von 182 Mt CO2-Äq. eingehalten. Der Punktwert liegt 0,7 Mt CO2-Äq. unter dem Zielwert des Bundes-
Klimaschutzgesetzes. Die Zielerreichung im Industriesektor ist auf Basis der IPCC-Skala als ebenso 
wahrscheinlich wie nicht wahrscheinlich anzusehen. 

Für energetische Emissionen ist der größte Zuwachs gegenüber 2020 zu verzeichnen (+7,5 Mt CO2-Äq.). 
Die Prozessemissionen sind insgesamt um 3 Mt CO2-Äq. gestiegen, insbesondere in der Metallindustrie, 
in der die Rohstahlproduktion um 12 % zugenommen hat. Die Roheisenproduktion stieg, nach 
Rückgängen in den Jahren 2019 und 2020, im Vergleich zum Vorjahr um 14 %. Durch konjunkturelle 
Erholung stiegen außerdem die Produktionsmengen. Zusätzlich entstand aufgrund kühler Witterung ein 
höherer Wärmebedarf. Im Bereich fluorierter Treibhausgase entstand ein deutlicher Beitrag zur 
Emissionsminderung (-8,3 %) durch den Rückgang der Emissionen aus Schallschutzscheiben sowie 
durch sinkende Bestands- und Befüllungsemissionen in Kälte- und Klimaanlagen. Letztere Reduktion ist 
insbesondere auf den Rückgang der Pkw-Produktion zurückzuführen.  

Gütebetrachtung der Berechnung der Vorjahresemissionen: Im Sektor Industrie entstammt der größte 
Teil der Treibhausgasemissionen dem Einsatz fossiler Brennstoffe. Für die Brennstoffeinsätze der 
Industrie liegen zum Zeitpunkt der Berechnung der Emissionsdaten des Vorjahres keine statistischen 
Daten vor, sodass teilweise auf Absatzzahlen (Brennstoffe) oder Produktionsdaten (unter der Annahme 
der Korrelation von Produktionsmenge und Brennstoffeinsatz) verschiedener Branchen zurückgegriffen 
wird. Effizienzsteigerungen oder Verschiebungen im Brennstoffmix werden daher nicht berücksichtigt. 
Für die mineralische und petrochemische Industrie werden amtliche Statistiken verwendet (jedoch muss 
hier das vierte Quartal geschätzt werden). In der chemischen Industrie und der Metallindustrie können 
Daten von Herstellern und Verbänden für das Vorjahr verwendet werden. Die Emissionen fluorierender 
Treibhausgase werden durch Expert:innen des Umweltbundesamtes ermittelt. Daten zu stationär 
eingesetzten Schmierstoffmengen werden der amtlichen Statistik entnommen, liegen jedoch für 
einzelne Schmierstoffe nicht endgültig vor. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Datengrundlage 
im Industriesektor heterogen ist und von unterschiedlicher Qualität.  

Außerhalb der Beurteilung der Güte des Punktwerts bei der Berechnung der Vorjahresemissionen ist 
für den Sektor Industrie hervorzuheben, dass im Gegensatz zu allen anderen Sektoren die Variabilität 
der historischen Korrekturbedarfe in den Treibhausgasinventaren statistisch größer ist als das 
angegebene Konfidenzintervall. Daher wäre für die Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 
2021 im Sektor Industrie insbesondere aufgrund der vorläufigen Datenlage ein größerer 
Unsicherheitsbereich als der in der Berechnung der Vorjahresemissionen angegebene zu erwarten 
gewesen. Aufgrund der spezifischen Lage des Punktwerts im Vergleich zum Industrie-Zielwert würde ein 
solchermaßen erweiterter Unsicherheitsbereich in diesem Jahr nichts an der Feststellung zur 
Zielerreichung ebenso wahrscheinlich wie unwahrscheinlich ändern. Das Umweltbundesamt kommt, 
auf Grund der heterogenen Datenlage, hinsichtlich der Zuverlässigkeit der Daten und Methodik zu 
keinem abschließenden branchenübergreifenden Ergebnis (UBA 2022b, S. 22). Es gibt keine Hinweise 
dafür, dies anders zu sehen. 
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86 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 hat der Gebäudesektor das Ziel 
von 113 Mt CO2-Äq. mit einem Punktwert von 115,5 Mt CO2-Äq. nicht eingehalten. Der Punktwert liegt 
damit 2,5 Mt CO2-Äq. über dem Zielwert des Bundes-Klimaschutzgesetzes. Die Zielerreichung im Sektor 
Gebäude ist auf Basis der IPCC-Skala als unwahrscheinlich einzustufen. 

Während im Jahr 2020 ein höherer Bezug als Verbrauch von Heizöl erfolgte, wird davon ausgegangen, 
dass der Rückgang des Mineralölabsatzes von 2020 auf 2021 zu großen Teilen auf das Aufbrauchen 
dieser Lagerbestände zurückzuführen ist. Der Verbrauch an Erdgas ist im Jahr 2021 gegenüber 2020 
sogar angestiegen, weil 2021 ein vergleichsweise kälteres Jahr war (siehe auch Kapitel 6). Die 
Witterungsbedingungen spielen im Sinne der Grundprinzipien der Emissionsberichterstattung – also 
des Absatzprinzips – allerdings ebenso wenig eine Rolle für die Feststellung des Ergebnisses wie das 
Aufbrauchen von Lagerbeständen bei Heizöl. 

Gütebetrachtung der Berechnung der Vorjahresemissionen: Im Gebäudesektor entstammt ein Großteil 
der Emissionen aus stationären Feuerungsanlagen in Haushalten sowie Gewerbe, Handel, 
Dienstleistung (GHD), welche leichtes Heizöl und Gas nutzen (93,5 % der Gesamtemissionen). Eine 
sektorale Aufteilung der Absätze an Gas und leichtem Heizöl zwischen Gebäude- und Industriesektor ist 
zum Zeitpunkt der Berechnung der Vorjahresemissionen nicht bekannt und wird deswegen für Heizöl 
aus einem vorherigen Jahr übernommen und für Gas aus Daten des BDEW abgeleitet. Deswegen schätzt 
das Umweltbundesamt selbst die Zuverlässigkeit der Daten und Methodik als grundsätzlich mit hohen 
Unsicherheiten verbunden ein (UBA 2022b, S. 25). Es gibt keine Hinweise dafür, dies anders zu sehen. 

Insgesamt konnte in der stichprobenartigen Überprüfung der Treibhausgasemissionen im 
Gebäudesektor (siehe Kapitel 3.2.2) die Methodik des Umweltbundesamtes nachvollzogen werden. Im 
Gesamtergebnis liefert die durchgeführte Analyse für die Treibhausgasemissionen des Sektors Gebäude 
keinen Anhaltspunkt dafür, dass das Umweltbundesamt bei seiner Punktwertschätzung zu einem 
anderen Ergebnis hätte kommen müssen.  

87 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 hat der Verkehrssektor das Ziel 
von 145 Mt CO2-Äq. überschritten. Der Punktwert liegt 3,1 Mt CO2-Äq. über dem Zielwert des Bundes-
Klimaschutzgesetzes. Die Zielerreichung im Sektor Verkehr ist auf Basis der IPCC-Skala als 
unwahrscheinlich einzustufen. 

Vor allem am Jahresanfang 2021 wurden die Emissionen im Personenstraßenverkehr und im nationalen 
Flugverkehr weiterhin deutlich von den Eindämmungsmaßnahmen der Covid-19-Pandemie beeinflusst 
(siehe dazu Kapitel 6).  

Gütebetrachtung der Berechnung der Vorjahresemissionen: Im Verkehrssektor entstammt ein Großteil 
der Emissionen aus den Verbrennungsprozessen von Antrieben, welche Mineralöl (Benzin und Diesel), 
Kerosin und zu einem geringen Anteil Gas nutzen. Etwa 98 % der Treibhausgasemissionen im 
Verkehrssektor sind dem Straßenverkehr zu zuordnen. Die restlichen Emissionen werden durch den 
inländischen Bahn-, Flug- und Schiffsverkehr generiert. Etwa 99 % der Treibhausgasemissionen 
bestehen aus CO2, andere Treibhausgase wie Methan und Lachgas spielen im Verkehrssektor eine 
chemisch bedingt untergeordnete Rolle. Insgesamt konnten in der stichprobenartigen Überprüfung die 
CO2-Emissionen im Straßenverkehr nachvollzogen werden. Das Umweltbundesamt schätzt die 
Datenlage für den Sektor Verkehr zum Zeitpunkt der Berechnung der Vorjahresemissionen als 
vergleichsweise gut ein (UBA 2022b, S. 29). Es gibt keine Hinweise dafür, dies anders zu sehen.  
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88 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 hat der Landwirtschaftssektor das 
Ziel von 68 Mt CO2-Äq. eingehalten. Der Punktwert liegt 6,9 Mt CO2-Äq. unter dem Zielwert des Bundes-
Klimaschutzgesetzes. Die Zielerreichung im Sektor Landwirtschaft ist auf Basis der IPCC-Skala als sehr 
wahrscheinlich einzustufen. 

Für die Berechnung der Emissionen im Landwirtschaftssektor wurde für das Jahr 2021 erstmals anstelle 
des Default-Werts (IPCC 2006) ein neuer nationaler Emissionsfaktor für Lachgasemissionen aus der 
Ausbringung von Düngern und Gärresten aus Ernterückständen (Mathivanan et al. 2021) verwendet, 
wodurch diese Emissionen um rund 40 % sanken.  

Gütebetrachtung der Berechnung der Vorjahresemissionen: Im Sektor Landwirtschaft liegen teils 
vorläufige Aktivitätsdaten vor, welche in ein Berechnungsmodell zur Bestimmung der 
Treibhausgasemissionen einfließen. Dadurch können sich noch Änderungen in den Daten Mitte des 
Jahres ergeben, die aber in der Vergangenheit eher klein ausfielen. Das Umweltbundesamt schätzt die 
Zuverlässigkeit der Daten und Methodik der Aktivitätsdaten als relativ zuverlässig ein (UBA 2022b, S. 34). 
Die Daten der im Jahr 2020 durchgeführten Landwirtschaftszählung gingen erstmals in die Berechnung 
der Emissionen des Vorjahres ein und haben teilweise zu großen Änderungen der Emissionswerte 
geführt, da zuvor Daten aus der Agrarstrukturerhebung 2016 genutzt worden waren. Durch die Nutzung 
des neuen nationalen Emissionsfaktors für Lachgasemissionen als Folge der Ausbringung von 
stickstoffhaltigen Substraten wie Ernterückständen (Mathivanan et al. 2021) wurde diese Berechnung 
zuverlässiger. Insgesamt konnte für den Landwirtschaftssektor die Methodik nachvollzogen werden 
(Kapitel 3.2.4) und es gibt keine Hinweise darauf, dass das Umweltbundesamt zu einem anderen 
Ergebnis hätte kommen müssen. 

89 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 hat der Sektor Abfallwirtschaft 
und Sonstiges das Ziel von 9 Mt CO2-Äq. eingehalten. Der Punktwert liegt 0,61 Mt CO2-Äq. unter dem 
Zielwert des Bundes-Klimaschutzgesetzes. Die Zielerreichung im Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges 
ist auf Basis der IPCC-Skala als ebenso wahrscheinlich wie nicht wahrscheinlich einzustufen. 

Gütebetrachtung der Berechnung der Vorjahresemissionen: Die Emissionen im Sektor Abfallwirtschaft 
und Sonstiges werden vor allem durch historische Deponierung bestimmt. Der vom Umweltbundesamt 
berechnete Unsicherheitsbereich der Schätzung im Sektor Abfallwirtschaft und Sonstiges ist sowohl im 
Vergleich zu den anderen Sektoren als auch im Verhältnis zur Emissionsmenge sehr hoch. Das 
Umweltbundesamt schätzt die Zuverlässigkeit der Daten und Methodik der Aktivitätsdaten als 
vergleichsweise hoch ein (UBA 2022b, S. 39). Allerdings sind die sektoralen Emissionsfaktoren von einer 
vergleichsweise hohen Unsicherheit geprägt, da die Emissionen in diesem Sektor insbesondere aus 
biologisch dominierten Prozessen stammen. Auf Basis von Veränderungen des aktuellen 
Wissensstandes kann es zur Anpassung der Emissionsfaktoren kommen, was zu deutlichen 
Veränderungen der berichteten Emissionen führen kann. Es gibt keine Hinweise darauf, dass das 
Umweltbundesamt zu einem anderen Ergebnis hätte kommen müssen 

90 Auf Basis der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Jahr 2021 liegen die Emissionen im Sektor 
LULUCF bei -11,5 Mt CO2-Äq. Für den Sektor LULUCF ist für das Jahr 2021 kein Zielwert definiert, sondern 
erstmalig für das Jahr 2030 mit -25 Mt CO2-Äq. Die Senkenfunktion des LULUCF-Sektors ist wie im 
Vorjahr gering, was weiterhin größtenteils auf die durch Extremwettereignisse verursachten 
Waldschäden der letzten Jahre zurückzuführen ist. 
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Gütebetrachtung des Sektors LULUCF: Da einige wesentliche Statistiken für das Jahr 2021 noch nicht 
vorliegen (Holzeinschlagstatistik, Produktionsstatistik für Holzhalbwaren, vollständige Erntestatistik, 
Torfproduktionsstatistik), muss die Berechnung der Vorjahresemissionen laut Umweltbundesamt als 
sehr unsicher angesehen werden. Größere Änderungen werden im Kohlenstoffvorrat der Biomasse des 
Waldes erwartet. Um die Jahre zwischen den Waldinventuren zu überbrücken, wird die 
Holzeinschlagstatistik für diese Abschätzung genutzt, die laut Umweltbundesamt die 
Schadensereignisse der letzten Jahre nicht vollständig erfasst. Insgesamt schätzt das Umweltbundesamt 
(UBA 2022b, S. 46) die Emissionsdaten für den LULUCF-Sektor bezüglich der absoluten Größe der 
Nettoemission sowie des Trends als sehr unsicher ein. Es gibt keine Hinweise dafür, dies anders zu 
sehen. 

5.2 Aktualisierung der sektorspezifischen Jahresemissionsmengen aufgrund 
des Ausgleichsmechanismus des Bundes-Klimaschutzgesetzes (§ 4 Abs. 
3 KSG) 

91 Mit der Einführung sektorspezifischer Ziele im Bundes-Klimaschutzgesetz geht ein Mechanismus einher, 
der die in einem Emissionsjahr stattfindenden Abweichungen vom in Anlage 2 des Bundes-
Klimaschutzgesetz definierten Zielwert innerhalb eines Sektors (Unter- und Überschreitungen) 
gleichmäßig auf die Jahresemissionsmengen bis zum nächsten im Bundes-Klimaschutzgesetz 
genannten Zieljahr anrechnet (§ 4 Abs. 3 KSG). Basierend auf den Emissionswerten für das Jahr 2021 
kommt dieser Ausgleichsmechanismus erstmalig für die Folgejahre ab dem Jahr 2022 zum Tragen. 
Unter- und Überschreitungen der im Bundes-Klimaschutzgesetz ausgewiesenen Zielwerte in einem 
Sektor sind dem Mechanismus folgend ohne Verrechnung mit anderen Sektoren gleichmäßig auf die in 
der Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetz festgelegten sektorspezifischen Jahresemissionsmengen 
im verbleibenden Zeitraum bis zum Zieljahr 2030 anzurechnen. Entsprechend erhöhen (oder 
reduzieren) sich in den Folgejahren die angegebenen Ziele eines jeden betroffenen Sektors für den 
verbleibenden Zeitraum bis 2030. Die Anpassungen haben entsprechend auch Konsequenzen für den 
auf Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetz basierenden Auslösemechanismus für die Erstellung von 
Sofortprogrammen bei Zielwertüberschreitung (KSG § 8). 

92 Das Umweltbundesamt hat basierend auf der Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes einen 
Bilanzbogen veröffentlicht, der die durch den Ausgleichsmechanismus angepassten sektorspezifischen 
Jahresemissionsmengen enthält. Abweichungen von weniger als 1000 Tonnen CO2-Äq. wurden 
gerundet. Der vom Umweltbundesamt erstellte Bilanzbogen wurde vom Expertenrat für Klimafragen 
nachvollzogen, geprüft und um die Berechnung der neuen Summe der sektorspezifischen 
Jahresemissionsmengen für das Jahr 2030 ergänzt. Nach dieser erhöht sich das Ziel für die 
Gesamtemissionen für das Emissionsjahr 2030 um 0,3 Mt CO2-Äq. (Tabelle 11). 
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Tabelle 11: Angepasste sektorspezifische Jahresemissionsmengen für die Jahre 2022–2030 (in kt CO2-Äq.) 

Sektor nach Bundes-
Klimaschutzgesetz (KSG) 

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 

Energiewirtschaft 257.000 - - - - - - - 108.000 

Industrie 177.078 172.078 165.078 157.078 149.078 140.078 132.078 125.078 118.078 

Gebäude 107.727 101.727 96.727 91.727 86.727 81.727 76.727 71.727 66.727 

Verkehr 138.660 133.660 127.660 122.660 116.660 111.660 104.660 95.660 84.660 

Landwirtschaft 67.766 66.766 65.766 63.766 62.766 61.766 59.766 57.766 56.766 

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 

8.068 8.068 7.068 7.068 6.068 6.068 5.068 5.068 4.068 

Summe Jahresemissions-
menge, angepasst 

756.299 - - - - - - - 438.299 

Summe Jahresemissions-
menge, Anlage 2 KSG 

756.000 - - - - - - - 438.000 

Tabelle 4 in (UBA 2022b, 234), eigene Berechnungen. 

93 Tabelle 12 stellt die jährlichen Anpassungen der sektorspezifischen Jahresemissionsmengen für 2022-
2030 ins Verhältnis zu den ursprünglich in der Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes 
ausgewiesenen sektorspezifischen Jahresemissionsmengen. Die Anpassungen durch den 
Ausgleichmechanismus fallen im Vergleich zur Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes insgesamt 
relativ gering aus. Im Sektor Landwirtschaft erhöhen sich die jährlichen Ziele um 0,766 Mt CO2-Äq. pro 
Jahr bis 2030. Dies ist in absoluten Treibhausgasemissionen die größte Anpassung des jährlichen 
sektorspezifischen Jahresemissionsmengen für 2022-2030 und entspricht einem Anteil von rund 1,4 % 
des Sektorziels von 2030. Die im Absolutwert zweit- und dritthöchsten Anpassungen erfolgen in den 
Sektoren Verkehr (-0,340 Mt CO2-Äq. jährlich) und Gebäude (-0,273 Mt CO2 Äq., jährlich) und die 
sektorspezifischen Jahresemissionsmengen verringern sich dementsprechend bis 2030. Die 
Energiewirtschaft und LULUCF haben im Ausgleichsmechanismus eine Sonderrolle, da keine festen 
Jahresemissionsmengen (LULUCF) bzw. nur für das Jahr 2022 feste Jahresemissionsmengen 
(Energiewirtschaft) mit Ausnahme des Zielwertes für das Jahr 2030 festgelegt sind.13 Die ermittelten 
Werte für Energiewirtschaft und LULUCF für das Emissionsjahr 2021 führen daher zu keiner Anpassung 
der sektorspezifischen Jahresemissionsmengen in den Folgejahren. 

 

13 Für den Sektor Energiewirtschaft sind für die Jahre 2022 und 2030 maximale sektorspezifischen Jahresemissionsmengen festgelegt 
worden, wohingegen für den LULUCF Sektor (nach §3a Abs. 1 KSG) mindestens eine Treibhausgasemissionssenke von -25 Mt CO2-
Äq. bis zum Jahr 2030 erreicht werden soll.  
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Tabelle 12: Jährliche Anpassung der sektorspezifischen Jahresemissionsmengen im Verhältnis zur 
sektorspezifischen Jahresemissionsmenge in 2030 

Sektor nach Bundes-
Klimaschutzgesetz (KSG) 

Jährliche Anpassung der 
sektorspezifischen 

Jahresemissionsmenge*  
(kt CO2-Äq.) 

Ursprüngliches Ziel 
2030  

(kt CO2-Äq.) 

Jährliche 
Anpassung relativ 
zum Ziel 2030 (%) 

Energiewirtschaft - 108.000 0 % 

Industrie 78 118.000 0,1 % 

Gebäude -273 67.000 -0,4 % 

Verkehr -340 85.000 -0,4 % 

Landwirtschaft 766 56.000 1,4 % 

Abfallwirtschaft und 
Sonstiges 68 4.000 1,7 % 

Gesamtemissionen (ohne 
LULUCF) 299 438.000 0,1 % 

*Abweichungen von weniger als 1000 Tonnen CO2-Äq. werden gerundet. Negative (positive) Werte reduzieren (erhöhen) die 
sektorspezifischen Jahresemissionsmengen nach Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes in den verbleibenden Jahren bis 2030 
anteilig je Jahr. Anlage 2 KSG, eigene Berechnungen. 

94 In Summe führt die Anpassung der sektorspezifischen Jahresemissionsmengen durch den 
Ausgleichsmechanismus dazu, dass das sektorenübergreifende Jahresemissionsmenge für 2030 
basierend auf den Emissionswerten für das Jahr 2021 um knapp 0,3 Mt CO2-Äq. oberhalb des 
ursprünglich in Anlage 2 KSG definierten Jahresemissionsmenge von 438 Mt CO2-Äq liegt (Tabelle 12). 
Dies entspricht einer Erhöhung des ursprünglichen Emissionszielwerts für das Jahr 2030 um weniger als 
0,1 %.  

95 Es besteht bei der Anwendung des Ausgleichsmechanismus zur Aktualisierung der sektorspezifischen 
Jahresemissionsmengen Klärungsbedarf zu der verwendeten Datengrundlage und der Regelung bei 
Nicht-Erreichung des Ziels in 2030 (siehe hierzu Kapitel 7.3.3). 

5.3 Fazit zur Feststellung 

96 Die Berechnung der Vorjahresemissionen für das Emissionsjahr 2021 des Umweltbundesamtes wurde 
mit den Zielwerten des Bundes-Klimaschutzgesetzes verglichen und die Zielerreichung über die im 
Bundes-Klimaschutzgesetz definierten Sektoren hinweg aufgeschlüsselt und überprüft. Die Berechnung 
der Vorjahresemissionen besteht aus einem geschätzten Punktwert, der die Grundlage für den im 
Bundes-Klimaschutzgesetz angelegten Mechanismus zur Einleitung eines Sofortprogramms (§ 8 KSG) 
und den in Kapitel 5.2 beschriebenen Ausgleichmechanismus (§ 4 Abs. 3 KSG) bildet. Zudem gibt das 
Umweltbundesamt Unsicherheitsbandbreiten der Punktwertschätzungen an.  

Die wesentlichen Ergebnisse der Feststellung der Zielerreichung sind:  

i) Die sektorspezifischen Jahresemissionsmengen wurden basierend auf den derzeit vorhandenen 
Daten in den Sektoren Industrie (ebenso wahrscheinlich wie nicht wahrscheinlich), Landwirtschaft 
(sehr wahrscheinlich), Abfallwirtschaft und Sonstiges (ebenso wahrscheinlich wie nicht 
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wahrscheinlich) erreicht. In den Sektoren Gebäude und Verkehr wurden die Ziele nicht erreicht 
(Zielerreichung unwahrscheinlich). Für die Sektoren Energiewirtschaft und LULUCF sind im Bundes-
Klimaschutzgesetz für das Jahr 2021 keine Zielwerte definiert.  

ii) In den Sektoren Gebäude und Verkehr kommt somit der Mechanismus des Bundes-
Klimaschutzgesetzes (§ 8 KSG) zum Tragen, demgemäß legen die zuständigen Bundesministerien 
innerhalb von drei Monaten nach Erscheinen dieser Bewertung der Emissionsdaten ein 
Sofortprogramm für die jeweiligen Sektoren vor, über das die Bundesregierung nach einer Prüfung 
durch den Expertenrat für Klimafragen entscheidet.  

iii) In allen Sektoren, für die eine zulässige Jahresemissionsmenge Emissionsziel für das Jahr 2021 
festgelegt wurde, kommt auch erstmalig der in § 4 Abs. 3 KSG definierte Ausgleichmechanismus 
zum Tragen. Die mengenmäßigen Über- bzw. Unterschreitungen der im Bundes-Klimaschutzgesetz 
definierten sektorspezifischen Jahresemissionsmengen führten lediglich in der Landwirtschaft zu 
einer sichtbaren Anpassung der festgelegten Jahresemissionsmengen.  

iv) In allen Sektoren, für welche ein Emissionsziel für 2021 im Bundes-Klimaschutzgesetz festgelegt ist, 
liegt der jeweilige Zielwert innerhalb des 95 %-Unsicherheitsbereichs der Emissionsschätzung. 
Damit kann unter Berücksichtigung der Unsicherheiten in allen Sektoren eine Zielverfehlung nicht 
ausgeschlossen werden. Im Gegensatz zum vergangenen Jahr, in dem die Zielerreichung für die 
Sektoren Energiewirtschaft und Industrie als praktisch sicher eingestuft wurde, ist dies in diesem 
Jahr in keinem Sektor der Fall, für den die Anlage 2 des Bundes-Klimaschutzgesetzes einen Zielwert 
aufführt (ERK 2022). 

97 In Abbildung 6 sind die Daten für alle Sektoren graphisch dargestellt. Die sektorspezifischen 
Jahresemissionsmengen des Bundes-Klimaschutzgesetzes werden mit den ermittelten Punktwerten der 
Berechnung der Vorjahresemissionen des Umweltbundesamtes für das Emissionsjahr 2021 verglichen. 
Zusätzlich verdeutlichen die gelben Linien das Maximum und Minimum des 95 %-Konfidenzintervalls 
der Sektoren, in dem die Jahresemissionen laut Berechnung der Vorjahresemissionen des 
Umweltbundesamtes liegen. Für den Sektor Industrie ist in der Abbildung zusätzlich das 95 %-
Konfidenzintervall auf Basis der Variabilität der tatsächlich beobachteten Korrekturbedarfe der 
Emissionsjahre 2010 bis 2021 angezeigt (siehe Kapitel 4.4). Es wird ersichtlich, dass der obere Rand 
dieses Konfidenzintervalls höher ist als der Maximalwert des vom Umweltbundesamt angegebenen 
Unsicherheitsbands.  
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Abbildung 6: Zielwertvergleich der Emissionswerte aus der Berechnung der Vorjahresemissionen für das 
Emissionsjahr 2021 mit den zulässigen sektorspezifischen Jahresemissionsmengen des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes 

 
KSG: Bundes-Klimaschutzgesetz 
Eigene Darstellung basierend auf der Berechnung der Vorjahresemissionen für das Emissionsjahr 2021 des Umweltbundesamtes 
und den ausgewiesenen Unsicherheiten, die 2021 Zielwerte des Bundes-Klimaschutzgesetztes (KSG), sowie eigenen Berechnungen 
bezüglich der Variabilität der Korrekturbedarfe für die Industrie der Emissionsjahre 2010 bis 2019 (siehe Kapitel 4.4).  
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Teil II: Weiterführende Betrachtungen  

6 Entwicklung der Treibhausgasemissionen  

98 Im Bundes-Klimaschutzgesetz ist festgelegt, dass der Expertenrat für Klimafragen die durch das 
Umweltbundesamt vorgelegten Emissionsdaten prüft und der Bundesregierung und dem Deutschen 
Bundestag innerhalb von einem Monat nach Übersendung durch das Umweltbundesamt eine 
Bewertung der veröffentlichten Daten vorlegt (§ 12 Abs. 2 KSG). Diese Bewertung der vorgelegten 
Emissionsdaten wird innerhalb dieses Kapitels um eine erste qualifizierte Einschätzung ergänzt, in der – 
wie im Prüfbericht des Vorjahres für das Jahr 2020 – eine genauere Betrachtung der 
Treibhausgasemissionen im Jahr 2021 vorgenommen wird. Dabei wird zunächst eine Dekomposition 
der aggregierten, sektorenübergreifenden Emissionsdaten in wesentliche Treiber vorgenommen 
(Kapitel 6.1). Anschließend werden diejenigen Sektoren, die die jährlich zugelassene Emissionsmenge 
im Jahr 2021 überschritten (Gebäude, Verkehr) bzw. nur knapp eingehalten haben (Industrie), näher 
analysiert (Kapitel 6.2). Hierbei wird das Augenmerk auf solche Faktoren gelenkt, die die 
Emissionsentwicklung im Jahr 2021 in besonderem Maße beeinflusst haben. Eine Quantifizierung der 
betrachteten Effekte ist aufgrund der damit verbundenen hohen methodischen und datenseitigen 
Ansprüche im Rahmen dieses Berichts nur in einzelnen Fällen möglich. Die Betrachtung kann jedoch 
Anhaltspunkte für eine qualifizierte Einordnung der Zielerreichung bzw. Zielverfehlung in den drei 
genannten Sektoren liefern, wie sie im anschließenden Kapitel 6.2.3 im Hinblick auf eine mögliche 
Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes diskutiert wird.  

6.1 Sektorenübergreifende Dekompositionsanalyse der Entwicklung der 
Treibhausgasemissionen 

99 Im Jahr 2021 sind die gesamten Treibhausgasemissionen (ohne LULUCF) nach der 
Emissionsberechnung des Umweltbundesamtes (UBA 2022d) gegenüber dem Vorjahr von 729 Mt 
CO2-Äq. auf 762 Mt CO2-Äq. angestiegen, d. h. um rund 4,5 % oder knapp 33 Mt CO2-Äq., nachdem sie 
im Jahr 2020 noch um knapp 9 % zurückgegangen waren. Dies stellt gleichzeitig den höchsten 
prozentualen Anstieg der Treibhausgasemissionen gegenüber dem Vorjahr seit 1990 dar. Eine 
vergleichbare Entwicklung war nur im Jahr 2010 zu verzeichnen, als die Treibhausgasemissionen in der 
Folge der Finanzkrise im Jahr 2009 zunächst deutlich zurückgingen, um im Folgejahr um knapp 3,7 % zu 
steigen (siehe Abbildung 7). In absoluten Emissionsmengen gerechnet lagen die beiden höchsten 
Zunahmen in den Jahren 2021 und 2010 mit rund 33 Mt CO2-Äq. in der gleichen Größenordnung. 

100 Zur Einschätzung der unterschiedlichen Treiber dieser Entwicklung wird zunächst eine 
Komponentenzerlegung durchgeführt. Die sektorenübergreifende Dekompositionsanalyse zerlegt die 
Gesamtveränderung der Treibhausgasemissionen in die zentralen Einflusskomponenten; 
Bevölkerungsentwicklung (gemessen als Zahl der Einwohner), Wirtschaftsentwicklung (gemessen als 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf) sowie Emissionsintensität (gemessen als Treibhausgasemissionen pro 
Einheit Bruttoinlandsprodukt). Das Technische Begleitdokument (Kapitel A.3.1) und Shammugam et al. 
(2022) enthalten detaillierte Informationen zur Methodik der Dekomposition und zur verwendeten 
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Datengrundlage. Auf Basis der Dekomposition kann der, nach dem deutlichen Rückgang im Vorjahr 
wieder angestiegenen Wirtschaftsleistung im Jahr 2021 ein Anteil von knapp 60 % (19,5 Mt CO2-Äq.) an 
der Emissionssteigerung zugeordnet werden (siehe Abbildung 7). Die Bevölkerungsentwicklung blieb im 
Jahr 2021 weitgehend konstant (Destatis 2022c) und trug damit, wie bereits im Vorjahr, nicht zum 
Anstieg der Treibhausgasemissionen bei. Die verbleibenden rund 13 Mt CO2-Äq. sind daher auf die 
Zunahme der Emissionsintensität zurückzuführen. Damit wird der seit 2014 durchgängig – und auch in 
den meisten Jahren seit 1990 – beobachtete Trend eines emissionsmindernden Beitrags der 
Emissionsintensität gebrochen. Diese dritte Komponente stellt gemäß der Berechnungsformel den 
verbleibenden Treiber der Emissionsentwicklung in dieser Dekompositionsanalyse dar. Der 
beobachtete Anstieg dieses Treibers im Jahr 2021 kann vor allem auf eine Erhöhung sowohl der 
Energieintensität (gemessen als Primärenergieverbrauch pro Einheit Bruttoinlandsprodukt) als auch der 
auf den Primärenergieverbrauch bezogenen Emissionen zurückgeführt werden. Denn im Jahr 2021 lag 
das Wachstum des Bruttoinlandsproduktes mit 2,7 % (Destatis 2022h) unter der Wachstumsrate des 
Primärenergieverbrauchs, der gegenüber dem Jahr 2020 um 3,1 % zunahm (AGEB 2022b). Außerdem 
ist es in der Zusammensetzung der Primärenergieträger zu Verschiebungen gekommen, die zu höheren 
Treibhausgasemissionen je Einheit Primärenergie geführt haben (AGEB 2022b), nämlich unter anderem 
zu einer Abnahme des Anteils der erneuerbaren Energien (höherer Strombedarf und 
witterungsbedingte Verringerung der Volllaststunden erneuerbarer Energien) und einem Anstieg der 
Kohleverstromung im Vergleich zum Vorjahr (Agora Energiewende 2022; Fraunhofer ISE 2022; EWI 
2021).  

Abbildung 7 Dekomposition der Treibhausgasemissionen gesamt – Änderungen im Vergleich zum 
jeweiligen Vorjahr 

 
Die Abbildung zeigt eine Dekomposition der Änderung der gesamten jährlichen Treibhausgasemissionen (Kreis) in die 
Komponenten Bevölkerungsentwicklung (gemessen als Zahl der Einwohner), Wirtschaftsentwicklung (gemessen als 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf) und Emissionsintensität (gemessen als Treibhausgasemissionen pro Einheit Bruttoinlandsprodukt) 
in Bezug auf das jeweils vorhergehende Jahr.  
Eigene Darstellung. 
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101 Im gesamten Zeitraum von 1990 bis 2021 sind die Treibhausgasemissionen um knapp 39 % 
(487 Mt CO2-Äq.) gesunken (UBA 2022d). Dieser Rückgang ist das Ergebnis gegenläufiger Effekte bei den 
betrachteten Einflusskomponenten. Während das wirtschaftliche Wachstum und seit dem Jahr 2012 
auch die Zunahme der Bevölkerung zu einem Anstieg der Treibhausgasemissionen beitrugen, wurden 
diese Effekte durch die deutliche Verringerung der Emissionsintensität in den meisten Jahren und damit 
auch über den Gesamtzeitraum deutlich überkompensiert (siehe Abbildung 8). Vor diesem Hintergrund 
ist zu prüfen, inwieweit sich der erstmals seit dem Jahr 2013 wieder beobachtete Anstieg des Treibers 
Emissionsintensität als kritisch für die mittel- bis langfristige Erreichung der 
Treibhausgasminderungsziele erweisen könnte. Eine nähere Betrachtung dieser gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklungen behält sich der Expertenrat für Klimafragen für sein im Herbst 2022 vorgesehenes 
Gutachten zur Trendentwicklung der Treibhausgasemissionen vor. 

Abbildung 8: Dekomposition der Treibhausgasemissionen gesamt - Änderungen im Vergleich zu 1990 

 
Die Abbildung zeigt eine Dekomposition der Änderung der gesamten jährlichen Treibhausgasemissionen (Kreis) in die 
Komponenten Bevölkerungsentwicklung (gemessen als Zahl der Einwohner), Wirtschaftsentwicklung (gemessen als 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf) und Emissionsintensität (gemessen als Treibhausgasemissionen pro Einheit Bruttoinlandsprodukt) 
in Bezug auf das Jahr 1990.  
Eigene Darstellung. 

6.2 Sektorale Betrachtungen für das Emissionsjahr 2021 

6.2.1 Gebäude  

102 Der Gebäudesektor hat im Jahr 2021 laut der Emissionsberechnung des Umweltbundesamtes mit 
115,5 Mt CO2-Äq. Die maximal zulässige Jahresemissionsmenge um 2,5 Mt CO2-Äq. überschritten. Damit 
hat der Sektor das zweite Mal in Folge die jährlich zugelassene Emissionsmenge verfehlt (siehe Kapitel 5). 
Gegenüber dem Jahr 2020 sind die Treibhausgasemissionen um 3,3 % (3,9 Mt CO2-Äq.) gesunken. Die 
im letztjährigen Prüfbericht des Expertenrats für Klimafragen identifizierten Faktoren, die die 
Entwicklung der Treibhausgasemissionen in diesem Sektor im Jahr 2020 maßgeblich geprägt haben 
(siehe ERK 2021b, Abs. 149; Shammugam et al. 2022), wirkten auch im Jahr 2021 fort, allerdings teilweise 
mit unterschiedlichen Vorzeichen. Dazu gehören die Lagerhaltung von leichtem Heizöl, der 
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Witterungseinfluss, die weiter anhaltenden Auswirkungen von Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-
19-Pandemie sowie Preiseinflüsse. Diese Faktoren haben jedoch unterschiedliche Wirkungsmuster, so 
dass ihre Auswirkungen auf die Höhe der Treibhausgasemissionen im Jahr 2021 unterschiedlich zu 
bewerten sind. Denn anders als beispielsweise die Folgen der Covid-19-Pandemie sind die Lagerhaltung 
und die Witterung Einflüsse, die jedes Jahr erneut auftreten und stochastische Schwankungen der 
Emissionshöhe im Gebäudesektor in die eine oder andere Richtung bewirken können.  

103 Anders als im Jahr 2020 wirkte sich die Lagerhaltung im Jahr 2021 mindernd auf die 
Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor aus. Denn nach Angaben der AGEB wurden 2021 die 
Tankbestände von leichtem Heizöl um rund 113 PJ geleert. Dies wird vor allem auf den starken Anstieg 
der Energieträgerpreise sowie die kühlere Witterung zurückgeführt (AGEB 2022b). Damit hätte der 
tatsächliche Heizölverbrauch im Gebäudesektor im Jahr 2021 deutlich höher gelegen als die abgesetzte 
Menge an Heizöl, die in den Amtlichen Mineralöldaten erfasst wird und die damit auch der 
Emissionsberechnung des Umweltbundesamtes zugrunde liegt.14 Diese statistisch nicht dem Jahr 2021 
zugeordnete Menge an Heizöl würde zusätzlichen Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor von rund 
8 Mt CO2-Äq.15 entsprechen. 

104 Die Emissionsentwicklung im Gebäudesektor wird außerdem durch die Witterungsverhältnisse im 
jeweiligen Emissionsjahr beeinflusst. Im Jahr 2021 wirkte der Witterungseinfluss emissionssteigernd, da 
das Jahr 2021 ein eher kaltes Jahr war. Unterschiedliche Berechnungsmethoden und Annahmen führen 
zu einer Bandbreite einer überschlägig berechneten Emissionssteigerung gegenüber dem langjährigen 
Mittel (1990–2020) von rund 1–2 Mt CO2-Äq.16 Gegenüber dem Vorjahr 2020 (einem vergleichsweise 
warmen Jahr) ergibt sich überschlägig eine Emissionssteigerung von 10–14 Mt CO2-Äq.17 

105 Damit lässt sich feststellen, dass im Gebäudesektor sowohl die Lagerhaltung als auch die Witterung 
einen wesentlichen Einfluss auf die Höhe der vom Umweltbundesamt berechneten 
Treibhausgasemissionen haben. Dieser Einfluss ist jedoch stochastischer Art und kann daher von Jahr 
zu Jahr sowohl in der Höhe als auch in der Wirkungsrichtung sehr unterschiedlich ausfallen. Die 
Größenordnung dieser jährlich schwankenden Effekte lag damit im Jahr 2021 – wie auch schon im Jahr 
2020 – über dem Wert der jährlich zugelassenen Emissionsmenge im Gebäudesektor. Wie solche 
jährlichen Schwankungen der Emissionsentwicklung im Zusammenhang mit dem Mechanismus des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes, bei Zielüberschreitungen unmittelbar die Erstellung eines 

 

14Im Jahr 2020 hatte der Lagerhaltungseffekt ein umgekehrtes Vorzeichen. Denn die Heizöltanks wurden um 129 PJ gefüllt, was vor allem 
auf die zeitlich begrenzte Mehrwertsteuersenkung und die Ankündigung eines im Januar 2021 wirksam werdenden CO2-Preises 
zurückgeführt wurde (AGEB 2021a). Damit hätten die Treibhausgasmissionen im Gebäudesektor bei einer verbrauchsbezogenen 
Betrachtung im Jahr 2020 um rund 9,5 Mt CO2-Äq. unterhalb des absatzbasierten Wertes gelegen. [Anm. d. A.: Im Bericht des 
Vorjahres wurde ein Lagereffekt von 1,7 Mt CO2-Äq. berichtet. Dieser Wert muss an dieser Stelle auf Basis von Rücksprachen mit 
der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e. V. korrigiert werden.]  

15 Unter Annahme eines Emissionsfaktors von 74 t CO2/PJ für leichtes Heizöl. 
16 Die Aussage beruht auf folgenden Annahmen: 1,2 % mobile Verbraucher im Gebäudesektor; 80–90 % Heizwärmeanteil; Änderung 

gegenüber langjährigem Mittel 0,8 % (AGEB 2022b), BDEW (nach Einwohnerzahlen gewichtet 1991–2020 2,15 %) (BDEW 2021), 
Öko-Institut (langjähriges Mittel der letzten 20 Jahre 2,3 Mt CO2) (Matthes et al. 2022). 

17 Die Aussage beruht auf folgenden Annahmen: 1,2 % mobile Verbraucher im Gebäudesektor; 80–90 % Heizwärmeanteil; Änderung 
gegenüber Vorjahr 13,6 % (AGEB 2022b), BDEW (nach Einwohnerzahlen gewichtet 11,52 %) (BDEW 2021), BDEW (nach Gasabsatz 
gewichtet 11,6 %) (BDEW 2021) 
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Sofortprogramms auszulösen, einzuschätzen sind und welche weiteren Handlungsoptionen es noch 
geben könnte, wird im nachfolgenden Kapitel 7 diskutiert.  

106 Der regelmäßige, substanzielle Einfluss von Sondereffekten - darunter vor allem der Witterungseinfluss 
- erschwert insbesondere im Gebäudesektor die Deutung jährlicher Emissionswerte. Betrachtet man 
die Emissionsentwicklung in den letzten 10 bis 15 Jahren, so ist im Gebäudesektor vordergründig keine 
eindeutige Richtung erkennbar. Die Treibhausgasemissionen schwankten relativ stark und bewegten 
sich mal nach oben und mal nach unten. Allerdings hängen die jährlichen Schwankungen - wie oben 
dargestellt - unter anderem stark von den jeweiligen Witterungsbedingungen ab. In den vergangenen 
Jahren waren verstärkt Witterungsschwankungen zu beobachten. Welche Auswirkungen diese auf die 
Emissionsberechnung in einzelnen Jahren haben können, wird im Folgenden beispielhaft basierend auf 
Gradtagszahlen des Forschungszentrums Jülich illustriert (FZ Jülich 2022).18 So variierte die Gradtagszahl 
seit dem Jahr 2010 zwischen einem Minimum von 2.698 (2020) und einem Maximum von 3.769 (2010), 
was im Übrigen auch die Minima und Maxima seit 1990 sind. Mit einer Gradtagszahl von 3.229 lag das 
Jahr 2021 etwa in der Mitte dieser Minima und Maxima, aber leicht über dem langjährigen Mittel (1990–
2020). Eine vergleichbare Gradtagszahl hatte in der jüngeren Vergangenheit das Jahr 2009 mit 3.264. 
Die Treibhausgasemissionen des Gebäudesektors im Jahr 2009 lagen mit 139 Mt CO2-Äq. deutlich 
oberhalb des Wertes für 2021 (115 Mt CO2-Äq.), selbst bei einer Korrektur um den Lagereffekt. Dies 
deutet auf eine strukturelle Senkung der Gebäudeemissionen im vergangenen Jahrzehnt hin, auch wenn 
diese in der Emissionsberechnung von stochastischen Effekten überlagert wird. Nähere Betrachtungen 
behält sich der Expertenrat für Klimafragen für sein im Herbst 2022 vorgesehenes Gutachten zur 
Trendentwicklung der Treibhausgasemissionen vor. 

107 Neben den beschriebenen stochastischen Effekten wurde die Entwicklung der Treibhausgasemissionen 
im Gebäudesektor auch im Jahr 2021 durch die Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie 
beeinflusst. Dazu gehört insbesondere der Effekt einer Zunahme von Homeoffice. Dieser weist jedoch 
keine eindeutige Richtung auf, da sich unterschiedliche Wirkungen teilweise kompensieren (O'Brien und 
Yazdani Aliabadi 2020; Riley et al. 2021).19 Überlagert wird dieser Einfluss außerdem durch Preiseffekte. 
Denn im Jahr 2021 sind die Energiepreise für Endkunden deutlich gestiegen (BDEW 2022; BMWK 2022). 
Dazu hat neben marktgetriebenen Einflüssen nicht zuletzt das Brennstoffemissionshandelsgesetz 
(Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen - BEHG) beigetragen, mit 
welchem seit Januar 2021 ein CO2-Preis von zunächst 25 Euro pro Tonne CO2-Äq. eingeführt wurde. Ob 
und wie stark sich dieser Preiseffekt bereits kurzfristig im Jahr 2021 emissionsmindernd im 
Gebäudesektor auswirkte, kann zum derzeitigen Zeitpunkt jedoch nicht abgeschätzt werden. 

6.2.2 Verkehr 

108 Der Verkehrssektor hat im Jahr 2021 auf Basis der Emissionsberechnungen des Umweltbundesamtes 
mit 148,1 Mt CO2-Äq. sein Sektorziel um 3,1 Mt CO2-Äq. überschritten, während er im Jahr 2020 noch 

 

18 Die Darstellung erfolgt beispielhaft anhand der Gradtagszahlen des Forschungszentrums Jülich, da dort längere Zeitreihen zur 
Verdeutlichung des Effektes verfügbar sind als für die vom Umweltbundesamt für die Emissionsberechnung genutzten 
Gradtagszahlen des BDEW. 

19 Relative Einigkeit besteht lediglich darüber, dass die Effekte im privaten und gewerblichen Bereich entgegengesetzt ausfallen. Das 
heißt, dass tendenziell mit einem Anstieg der Emissionen in den Wohngebäuden zu rechnen ist, während die Emissionen in den 
Nicht-Wohngebäuden eher sinken. 
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um 4,4 Mt CO2-Äq. darunter lag. Auch schon zwischen den Jahren 2012 und 2019 sind die 
Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor – mit Ausnahme des Jahres 2018 – kontinuierlich 
angestiegen. In der Dekompositionsanalyse der Emissionsentwicklung sind die steigende 
Transportintensität (Personenkilometer pro Einwohner) und eine ebenfalls steigende 
Emissionsintensität (Treibhausgasemissionen pro Primärenergieverbrauch Verkehr) wichtige erklärende 
Faktoren dieser Entwicklung (siehe Abbildungen 23 und 24, ERK (2021b) und Shammugam et al. (2022)). 
Im Jahr 2020 verringerten sich die Treibhausgasemissionen vor allem durch die Effekte der Covid-19-
Pandemie deutlich (siehe ERK (2021b)), um im Jahr 2021 wieder um 1,2 % (1,7 Mt CO2-Äq.) anzusteigen. 
Die Auswirkungen der Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie spielten dennoch auch im 
Jahr 2021 noch eine wichtige Rolle. Sie werden daher im Folgenden näher betrachtet. Ein im Jahr 2021 
hinzukommender Aspekt sind die gestiegenen Energiepreise.  

109 Die Effekte der Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie waren insbesondere im 
Straßenverkehr, der 98 % der Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor umfasst (siehe Kapitel 2 
und 3), in den ersten Monaten des Jahres 2021 noch deutlich ausgeprägt. Im Verkehrsbarometer der 
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt 2022) lag die Entwicklung des Straßenverkehrs im gesamten Jahr 
2021 unter dem Wert von 2019 sowie die ersten drei Monate größtenteils unter dem Wert von 2020. 
Diese verminderte Mobilität ist auch deutlich an den monatlichen Otto- und Dieselkraftstoff-Absätzen 
erkennbar. Auf dieser Basis lässt sich eine vorsichtige Abschätzung des emissionsmindernden Covid-
19-Effekts in Höhe von mehreren Millionen Tonnen CO2-Äq. treffen. So wäre beispielsweise der jährliche 
Absatz bei Benzin um 4,6 % und bei Diesel um 3,7 % höher ausgefallen, wenn der Absatz im Januar und 
Februar 2021 so hoch gewesen wäre wie in den ersten zwei Monaten des Jahres 2020. Dies entspräche 
zusätzlichen Treibhausgasemissionen in Höhe von rund 6,6 Mt CO2-Äq. Insgesamt zeigten die 
Sommermonate 2021 eine fast vollständige Erholung auf das Niveau des Jahres 2019. Insbesondere die 
Mobilität auf längeren Distanzen lag in der ersten Jahreshälfte bis zu 40 % unter dem Wert des Jahres 
2019 (Destatis 2022d). Im Sommer hingegen lag nur die Kurzstrecke unterhalb der Mobilität im Jahr 
2019, was auf eine Verstetigung des Homeoffice-Verhaltens hindeuten könnte. Auch die 
Treibhausgasemissionen des nationalen Flugverkehrs lagen weiterhin unter den 
Treibhausgasemissionen des Jahres 2019 und verringerte sich nochmals im Vergleich zum Jahr 2020 
(UBA 2022d; siehe Destatis 2022i). Teilweise könnten sich diese besonderen Effekte zwar verstetigen, 
die Entwicklung des Treibstoffabsatzes deutet jedoch eher darauf hin, dass dessen Verringerung zeitlich 
sehr begrenzt an die Eindämmungsmaßnahmen gekoppelt war und eine Erholung schon in den 
Sommermonaten stattgefunden hat (siehe auch Creutzig et al. (2021)). 

110 Ein weiterer Sondereffekt des Jahres 2021 war – wie im Gebäudesektor – ein Preiseffekt. Dieser setzt 
sich aus der Einführung eines CO2-Preises im Rahmen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes in Höhe 
von 25 Euro pro Tonne CO2-Äq. und dem beobachteten marktgetriebenen Anstieg der Energiepreise 
zusammen. Daraus resultierten durchschnittlich 21,3 % bzw. 24,6 % höhere Kraftstoffpreise für Benzin 
und Diesel (ADAC 2022). Generell wirken solche Preissteigerungen vor allem mittel- und langfristig 
nachfrage- und somit emissionsmindernd (Edenhofer et al. 2019).  

111 Im Jahr 2021 haben mit den Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie und dem Anstieg 
der Kraftstoffpreise zwei Effekte die Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor 
besonders geprägt. Beide wirkten tendenziell emissionsmindernd. Eine erste vorsichtige Abschätzung 
der emissionsmindernden Wirkung der Covid-19-Eindämmungsmaßnahmen auf den Treibstoffabsatz 
in den ersten zwei Monaten des Jahres 2021 liegt in der Größenordnung von mehreren Millionen 
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Tonnen CO2-Äq. Daraus lässt sich ableiten, dass ohne den Covid-19-Effekt die Zielverfehlung im Sektor 
Verkehr tendenziell noch höher ausgefallen wäre.  

6.2.3 Industrie 

112 Der Industriesektor hat im Jahr 2021 mit 181,3 Mt CO2-Äq. die jährlich zulässige Emissionsmenge von 
182 Mt CO2-Äq. mit 0,7 Mt CO2-Äq. nur knapp unterschritten. Im Jahr 2021 stiegen die 
Treibhausgasemissionen erstmals seit dem Jahr 2017 wieder an. Gegenüber dem Jahr 2020 betrug der 
Anstieg 5,5 % (9,4 Mt CO2-Äq.). Die im letztjährigen Prüfbericht des Expertenrats für Klimafragen 
vorgenommene Dekompositionsanalyse (siehe ERK (2021b) und Shammugam et al. (2022)) zeigt, durch 
welche Faktoren sich diese Entwicklungen erklären lassen. Der wichtigste treibende Faktor ist die 
Produktionsentwicklung. Zusätzlich traten im Jahr 2021 zunehmend Liefer- und Ressourcenengpässe 
auf.  

113 Die andauernde Covid-19-Pandemie wirkte sich in Summe im Jahr 2021 – gemessen an 
Bruttoinlandsprodukt und Produktionsindex – im Vergleich zu den Werten des Vor-Pandemiejahres 
2019 mindernd auf die Produktionsmengen der Industrie aus. Nach dem starken Einbruch der 
Produktionsmengen mit Tiefpunkt im April des Jahres 2020 zeigt sich ein Wiederanstieg, der jedoch noch 
nicht das Niveau der Zeit vor der Pandemie erreicht hat (Destatis 2022f). Der Industriesektor weist 
zudem aufgrund der Vielzahl der Branchen und Produktionsprozesse eine hohe Heterogenität auf, die 
sich auch in sehr unterschiedlichen Emissionsintensitäten widerspiegelt. So ist beispielsweise in der 
emissionsintensiven chemischen Industrie der Produktionsindex im Jahr 2021 gegenüber dem Jahr 
2019 gestiegen. Auch die noch emissionsintensivere Rohstahlproduktion lag im Jahr 2021 mit 40,1 
Millionen Tonnen deutlich höher als im Jahr 2020 (35,7 Millionen Tonnen) und damit sogar etwas über 
dem Niveau von vor der Pandemie (Wirtschaftsvereinigung Stahl 2022). Demgegenüber lag der 
Produktionsindex in den deutlich weniger emissionsintensiven Branchen Maschinenbau sowie 
Kraftwagen- und Kraftwagenteile im Jahr 2021 noch unter dem Wert des Jahres 2019 (Destatis 2022j). 
Dabei ist allerdings auch der Rückgang der Pkw-Zulassungen in Deutschland um 10 % im Jahr 2021 im 
Vergleich zum Vorjahr zu berücksichtigen. Dies könnte darauf hindeuten, dass die Produktion in den 
betroffenen Branchen gar nicht mehr das Niveau des Vor-Pandemiejahres 2019 erreicht (VDIK 2022). 
Das Baugewerbe wiederum folgt weiterhin einem steigenden Trend (Destatis 2022f). Auch die im Jahr 
2021 vermehrt auftretenden Lieferengpässe aufgrund von Störungen in globalen Lieferketten (Destatis 
2022e) und die zunehmende Knappheit von Rohstoffen wirkten sich dämpfend auf die Produktion in 
einigen Branchen (wie Automobilindustrie und Maschinenbau) aus.  

114 Die Wirkung wichtiger treibender Faktoren auf die Emissionsentwicklung in der Industrie im Jahr 2021 
ist nicht eindeutig. Zwar wirkten einige tendenziell emissionsmindernde Sondereffekte als Folge der 
Covid-19-Pandemie weiter fort und wurden durch Liefer- und Ressourcenengpässen noch verstärkt. Auf 
der anderen Seite verlief die Entwicklung je nach Branche sehr unterschiedlich. Einige Branchen 
erreichten auch wieder das Produktionsniveau von vor der Covid-19-Pandemie, darunter auch 
emissionsintensive Branchen wie die Stahlindustrie. Wie sich die Treibhausgasemissionen in der 
Industrie im Jahr 2021 ohne diese Sondereinflüsse entwickelt hätten, lässt sich daher an dieser Stelle 
nicht eindeutig bewerten. 
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7 Ansätze zur Weiterentwicklung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes 

115 Die europäische Klimapolitik bildet mit der europäischen Klimaschutzverordnung den übergeordneten 
Rahmen für die deutsche Klimapolitik und somit auch für das Bundes-Klimaschutzgesetz. Die 
wichtigsten geltenden Instrumente darin sind das europäische Emissionshandelssystem (EU Emissions 
Trading System – EU-ETS), das wesentliche Emissionsanteile der Sektoren Energiewirtschaft und 
Industrie umfasst, sowie die europäische Lastenteilungsverordnung (Effort Sharing Regulation – ESR), 
mit der alle sonstigen Treibhausgasemissionen erfasst sind (bis auf LULUCF und nationaler Flugverkehr). 
Während sich aus dem EU-ETS keine festen Emissionszielwerte der adressierten Sektoren (bzw. der in 
diesen Sektoren adressierten Anteile) für Deutschland ergeben, schreibt die ESR für alle darin erfassten 
Emissionen in Summe jahresscharfe Zielwerte für Deutschland vor, aus deren Nichterreichen 
entsprechende Strafmaßnahmen bzw. die Verpflichtung zum Erwerb entsprechender Emissionsrechte 
im Ausgleich mit anderen europäischen Ländern resultieren. 

116 Ein zentrales Ziel jeder Klimapolitik ist die Begrenzung der Menge an Treibhausgasemissionen. Eine 
Klassifizierung klimapolitischer Instrumente ergibt sich aus dem grundlegenden Mechanismus zur 
Erreichung dieser Zielstellung. Instrumenten mit politisch vorgegebener fixer Mengenbegrenzung – sei 
es als Budget über einen definierten Zeitraum oder über jahresscharfe Mengen – und einem 
entsprechend etablierten Handelssystem zum Erwerb von Emissionsrechten (Zertifikaten) stehen 
Instrumente gegenüber, bei denen eine solche fixe Mengenbegrenzung nicht gegeben ist und bei denen 
durch unterschiedliche politische Maßnahmen politisch vorgegebene Mengenziele indirekt angesteuert 
werden. Auf europäischer Ebene ist der EU-ETS derzeit das einzige Instrument mit politisch 
vorgegebener fixer Mengenbegrenzung. Im Rahmen des Fit-for-55-Pakets der europäischen Union wird 
ein gleichartiges Instrument aktuell diskutiert, das ab 2026 gemeinsam für die Sektoren Gebäude und 
Verkehr gelten soll (EU-ETS 2); ob – und wenn ja mit welcher Ausgestaltung im Detail – eine Einführung 
erfolgen wird, ist derzeit noch nicht sicher absehbar. In den aktuellen Verhandlungen auf europäischer 
Ebene wird derzeit explizit der Vorschlag eines Preiskorridors mit Mindest- und Höchstpreis als 
Kompromiss verschiedener Ansätze diskutiert (Carbon pulse 2022).  

117 Seit 2021 gilt in Deutschland das Brennstoffemissionshandelsgesetz (Gesetz über einen nationalen 
Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen – BEHG), mit dem eine Bepreisung von 
Treibhausgasemissionen für Kraft- und Heizstoff, also vor allem für Emissionen in den Sektoren Verkehr 
und Gebäude, eingeführt wurde. Allerdings wurde für die Einführungsphase bis einschließlich 2025 
keine freie Preisbildung etabliert, sondern ein jährlich steigender Festpreis für Zertifikate gesetzlich 
festgelegt, der von 25 Euro pro Tonne CO2-Äq. im Jahr 2021 auf 55 Euro pro Tonne CO2-Äq. im Jahr 2025 
ansteigt (§ 10 Abs. 2 BEHG). Derzeit sieht das Gesetz ab 2026 eine Versteigerung von Zertifikaten vor, 
wobei für das Jahr 2026 ein Preiskorridor (55 bis 65 Euro pro Tonne CO2-Äq.) festgelegt ist. 

118 Während der EU-ETS und das Brennstoffemissionshandelsgesetz übergeordnete Instrumente zur 
Minderung von Treibhausgasemissionen darstellen, sind im Bundes-Klimaschutzgesetz die nationalen 
Klimaziele festgelegt. Das Bundes-Klimaschutzgesetz definiert dabei zunächst in § 3 KSG und § 3a KSG 
die klimapolitischen Ziele für Deutschland für die Jahre 2020–2040, 2045 und 2050. Ferner definiert das 
Gesetz für alle Emissionen außer LULUCF einen Steuerungsmechanismus, mit dem die Zielerreichung 
sichergestellt werden soll. Dazu werden die Emissionsziele für das Jahr 2030 aus § 3 KSG auf sechs 
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Sektoren aufgeteilt und für alle Sektoren (außer Energiewirtschaft) ein jahresscharfer Zielpfad von 2020 
bis 2030 definiert (Anlage 2 KSG). Dabei erfolgt eine Zuweisung der sektoralen Verantwortung für die 
Einhaltung der definierten Sektorziele an das jeweils zuständige Ministerium. Innerhalb des Bundes-
Klimaschutzgesetzes wird zwar im Hinblick auf möglicherweise notwendig werdende Zielanpassungen 
auf die Europäische Klimaschutzverordnung und die Europäische Emissionshandelsrichtlinie Bezug 
genommen (§ 4 Abs. 1 KSG). Weder die Zuschnitte der Sektoren noch die Steuerungslogik des Bundes-
Klimaschutzgesetzes nehmen jedoch auf den EU-ETS oder das Brennstoffemissionshandelsgesetz 
Bezug.  

7.1 Bedarf für eine Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

119 Der Expertenrat für Klimafragen sieht den Bedarf das Bundes-Klimaschutzgesetz weiterzuentwickeln, 
sowohl im Hinblick auf die bessere Einpassung in den europäischen Rahmen, die Schaffung einer 
direkten Verbindung zum Brennstoffemissionshandelsgesetz sowie einiger weiterer Aspekte seiner 
Ausgestaltung. Damit stimmt der Expertenrat für Klimafragen mit dem Koalitionsvertrag 2021–2025 
zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP überein, der eine Weiterentwicklung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes noch im Jahr 2022 vorsieht. Nachfolgend werden die vom Expertenrat 
wahrgenommenen Handlungsfelder beschrieben, anknüpfend an den Prüfbericht 2021 (ERK 2021b, 
Kap. 8) und den Bericht zum Sofortprogramm 2021 (ERK 2021a). Der Expertenrat für Klimafragen sieht 
die folgenden grundsätzlichen Handlungsfelder zur Weiterentwicklung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes:  

 Mangelnde Kongruenz zwischen dem Bundes-Klimaschutzgesetz und dem europäischen Instrument 
EU-ETS und den europäischen Zielvorgaben im Rahmen der ESR (siehe hierzu auch (ERK 2021b)):
  
Es besteht keine Kongruenz in der Aufteilung der Sektoren im Bundes-Klimaschutzgesetz mit dem 
übergeordneten europäischen Instrument des EU-ETS oder den europäischen Zielvorgaben der ESR. 
Daraus ergeben sich Probleme sowohl im Hinblick auf die Zieldefinition als auch im Hinblick auf die 
Steuerungslogik in einigen Sektoren. Während im Energiesektor bis auf die Jahre 2022 und 2030 
keine jährlichen Zwischenziele vorgesehen sind, besteht eine besonders große Inkongruenz für den 
Sektor Industrie, für den das Bundes-Klimaschutzgesetz jahresscharfe Ziele definiert, bei dem aber 
wesentliche Anteile unter das EU-ETS fallen und der die Entwicklung der europäischen und damit 
auch der deutschen Emissionen in den betroffenen Sektoranteilen bestimmt. Im Falle einer 
Überschreitung würde sich im Industriesektor ein sektorenbezogenes Sofortprogramm, wie es das 
Bundes-Klimaschutzgesetz vorsieht, mit durch den Emissionshandel verursachten Entwicklungen im 
Bereich der Emissionen überlagern. 

 Mangelnde Kongruenz zwischen dem Bundes-Klimaschutzgesetz und dem 
Brennstoffemissionshandelsgesetz:   
Es besteht keine Kongruenz in der Aufteilung der Sektoren im Bundes-Klimaschutzgesetz mit den 
durch das Brennstoffemissionshandelsgesetz adressierten Emissionen. Daraus ergeben sich bereits 
heute Probleme im Hinblick auf die Steuerungslogik in den betroffenen Sektoren und mit der 
möglichen, späteren Einführung einer fixen Begrenzung von Emissionen innerhalb des 
Brennstoffemissionshandelsgesetz oder des EU-ETS 2 auch Probleme im Hinblick auf die 
Zieldefinition in diesen Sektoren.   
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In Abbildung 9 sind die Emissionen des Jahres 2021 der sechs Sektoren des Bundes-
Klimaschutzgesetzes dargestellt und welche Anteile davon jeweils durch die Instrumente EU-ETS und 
Brennstoffemissionshandelsgesetz adressiert werden. Die Abbildung zeigt, dass die Sektoren 
Energiewirtschaft und Industrie anteilig am stärksten durch das EU-ETS adressiert werden, aber auch 
Emissionsquellen beinhalten, die unter das Brennstoffemissionshandelsgesetz fallen sowie 
Emissionsquellen, die durch keines dieser Instrumente erfasst werden („sonstige ESR“). Die 
Emissionsquellen der Sektoren Gebäude und Verkehr werden zu wesentlichen Teilen und diejenigen 
der Landwirtschaft zu kleinen Teilen durch das Brennstoffemissionshandelsgesetz adressiert. 
Lediglich die Emissionen des Sektors Abfallwirtschaft und Sonstige fallen unter keines der genannten 
Instrumente. 

 Auslösemechanismus für Sofortprogramme:  
In der gültigen Fassung des Bundes-Klimaschutzgesetzes ist die Verpflichtung zur Vorlage von 
Sofortprogrammen das einzige verpflichtende Instrument zur Nachsteuerung bei Zielüberschreitung 
einzelner Sektoren. Der Auslösemechanismus für diese Sofortprogramme scheint aus einer Reihe 
von Gründen verbesserungswürdig. Dazu gehören: i) die Unsicherheit der Datengrundlage, die die 
Grundlage für die Berechnung der Vorjahresemissionen bildet; ii) die Nichtberücksichtigung von 
jahresspezifischen Sondereffekten (wie Witterungseffekte oder Lagerhaltungseffekte im 
Gebäudesektor); iii) die ausschließliche Betrachtung von Emissionswerten ohne Einbeziehung 
weiterer für den jeweiligen Sektor relevanter Entwicklungen, die z. B. durch geeignete Indikatoren 
ermittelt werden könnten; iv) eine ausschließliche Berücksichtigung vergangener Entwicklungen (ex-
post) und entsprechend keine vorausschauende Perspektive (ex-ante). 

 Klärungsbedarf bei den Handlungsanforderungen, die sich aus dem Bundes-Klimaschutzgesetz 
ergeben:   
Das Bundes-Klimaschutzgesetz sieht Handlungsanforderungen in Form der Verpflichtung zur 
Vorlage von Sofortprogrammen bei der Überschreitung der Jahresemissionsmengen (Anlage 2 KSG) 
vor. Diese Sofortprogramme dienen dazu, die im Bundes-Klimaschutzgesetz angelegte politische 
Verpflichtung der Erreichung der Emissionsziele zu erfüllen. Es ist jedoch ungeregelt, wie die in § 8 
Abs. 1 KSG formulierte Anforderung an ein Sofortprogramm zur Einhaltung der künftigen 
Jahresemissionsmengen des Sektors zu interpretieren ist, und was konkrete, nachvollziehbare 
Kriterien für die Bewertung wären (ERK 2021a).  
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Abbildung 9: Abdeckung der Treibhausgasemissionen der Emissionsberechnung 2021 durch den 
europäischen Emissionshandel (EU-ETS) und dem Brennstoffemissionshandelsgesetz 
(BEHG)  

 
Die Anteile wurden aus dem Projektionsbericht 2021 für das Jahr 2025 übernommen (Öko‑Institut et al. 2021, S. 333 f.).  
Eigene Darstellung. 

120 Der Expertenrat für Klimafragen empfiehlt, die umfassenden Handlungsbedarfe in den genannten 
Handlungsfeldern zeitnah anzugehen, um das Bundes-Klimaschutzgesetz passgenau in den 
europäischen Rahmen einzubetten, die grundlegenden Fragen zur Zielstellung und der Rolle des 
intertemporalen Ausgleichsmechanismus zu klären und die Steuerungslogik sinnvoll mit den 
übergreifenden Instrumenten des EU-ETS und des Brennstoffemissionshandelsgesetzes zu verzahnen. 
Darüber hinaus sieht der Expertenrat für Klimafragen verschiedene kurzfristig umsetzbare 
Verbesserungsmöglichkeiten in der technischen Ausgestaltung des Auslösemechanismus und 
verschiedene weitere Optionen zur Weiterentwicklung im Sinne einer Vervollständigung der 
Transparenz zum Emissionsgeschehen und den dafür zugrundeliegenden strukturellen Entwicklungen. 

7.2 Die Bedeutung und Rolle von Sektoren 

121 Generell wäre ein stärkerer Abgleich der Ziele und der sektoralen Steuerung mit den übergreifenden 
Instrumenten EU-ETS und Brennstoffemissionshandelsgesetz – wie oben diskutiert – wünschenswert. 
Allerdings haben die Sektoren des Bundes-Klimaschutzgesetzes dennoch eine wichtige Funktion als 
Governance-Instrument, da sie die politische Verantwortung zur Einhaltung der Ziele unter 
Einbeziehung politischer und gesellschaftlicher Randbedingungen und Anforderungen an ein 
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zuständiges Ministerium verweisen. Auch bei einer bindenden Emissionsobergrenze, umgesetzt über 
Emissionshandelssysteme, bliebe die Notwendigkeit einer sektoralen Betrachtung bestehen. 

122 Im Rahmen des Bundes-Klimaschutzgesetzes und seiner Steuerungslogik haben die Sektoren in 
Verbindung mit den zulässigen Jahresemissionsmengen („Sektorziele“) eine wichtige Funktion als 
Governance-Instrument zur Erfüllung der nationalen sowie europäischen Klimaschutzziele. Sie 
ermöglichen die Zuweisung der politischen Verantwortung an ein zuständiges Ministerium und 
verweisen somit die Zuständigkeit zur Einhaltung der Ziele in das passende Politikfeld und das 
entsprechende Ministerium (§ 4 Abs. 4 KSG). Zur Umsetzung ist ein jährliches Monitoring auf Basis der 
Sektorziele vorgesehen (§ 5 Abs. 1 und 2 KSG) sowie die Nachsteuerung über die verpflichtende Vorlage 
eines Sofortprogramms durch das zuständige Ministerium als Entscheidungsvorlage der 
Bundesregierung bei Überschreiten dieser Jahresemissionsmengen (§ 8 Abs. 1 KSG). Neben den 
Sektorzielen verfolgt das Bundes-Klimaschutzgesetz implizit einen Budgetansatz (§ 4 Abs. 3 KSG), da die 
über- oder unterschrittene Emissionsmenge eines Sektors ab dem Jahr 2021 auf die darauffolgenden 
Jahre bis zu den nächsten Zieljahren (2030, 2040, 2045) angerechnet wird (Ausgleichsmechanismus). 

123 Eine grundsätzliche Alternative zur im Bundes-Klimaschutzgesetz angelegten Steuerungslogik ist die 
politisch vorgegebene fixe Begrenzung von Emissionsmengen in Verbindung mit der Etablierung eines 
entsprechenden Handelssystems. Aus wirtschaftstheoretischer Sicht könnten die übergreifenden 
Emissionsgrenzen aus § 3 Abs. 1 KSG dementsprechend durch eine bindende Emissionsgrenze für alle 
Emissionssektoren durchgesetzt werden. Gemäß den Erkenntnissen der Umweltökonomik sinken die 
Kosten der Emissionsminderung, je höher das Aggregationsniveau der Mengenbegrenzung ist (bspw. 
international statt national, sektorenübergreifend statt sektoral, firmenübergreifend statt 
firmenspezifisch etc.). Mit dem EU-ETS ist ein solcher Ansatz auf europäischer Ebene für große Teile der 
Sektoren Energiewirtschaft und Industrie durchgesetzt, allerdings aufgrund der innereuropäischen 
Wechselwirkungen nur mit unscharfer Steuerungswirkung für die nationalen Emissionen in den 
betroffenen Bereichen. Mit dem Brennstoffemissionshandelsgesetz sind in Deutschland weitere 
Sektoren, vor allem Verkehr und Gebäude, von einer Mengengrenze erfasst, welche aber gemäß 
§ 10 Abs. 2 BEHG bis einschließlich dem Jahr 2025 einen Festpreis hat und noch nicht einem 
vollständigen Marktprozess unterlegen ist und somit bisher nur ein Preis-, aber kein Mengeninstrument 
ist. Damit sind etwa 85 % der deutschen Treibhausgasemissionen zumindest perspektivisch von 
übergreifenden fix begrenzenden Mengeninstrumenten erfasst, siehe Abbildung 9.  

124 Wegen der scheinbaren theoretischen Überlegenheit (hinsichtlich der Vermeidungskosten) einer 
aggregierten Mengenbegrenzung im Vergleich zu einer differenzierten Instrumentierung wird daher die 
Sinnhaftigkeit der Steuerung nach sektoralen Teilzielen, wie sie im Bundes-Klimaschutzgesetz 
vorgesehen sind, regelmäßig in Frage gestellt. Bei Überlegungen hinsichtlich einer aggregierten 
Mengensteuerung als einzigem Steuerungsinstrument müssen allerdings folgende kritische Punkte 
berücksichtigt werden:  

•  Vermeidungskosten sagen nichts über Verteilungswirkungen aus. Nicht jede kosteneffiziente Lösung 
entspricht notwendigerweise den (politisch zu definierenden) Anforderungen an die 
Verteilungsgerechtigkeit. Wenn nicht nur Kosteneffizienz, sondern auch eine politisch definierte 
Verteilungsgerechtigkeit erreicht werden soll, müsste es also zudem zu einer verteilungspolitisch 
gewünschten Umverteilung kommen. Trotz vielfältiger Bemühungen zur Umverteilung zwischen 
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Haushalten und/oder Unternehmenstypen ist in der politischen Realität sicherlich weit von einer 
optimalen Lösung des Verteilungsproblems entfernt.  

•  Viele Annahmen des theoretischen Modells sind nicht ohne weiteres in der Realität gegeben. Das 
theoretische Modell geht unter anderem davon aus, dass vollständige, perfekte Märkte vorliegen. 
Diese Annahme ist in der Realität mit Nachdruck in Frage zu stellen, beispielsweise mit Blick auf einen 
realen, mengenbegrenzenden Zertifikatehandel. Mögliche Probleme sind beispielsweise i) keine 
vollständige Transparenz, ii) kein vollständiger Wettbewerb, iii) die Möglichkeit steigender Erträge, iv) 
mangelnde Liquidität auf Zertifikatmärkten, v) eine unzureichende Fähigkeit des Staats zur 
Selbstbindung und vi) Netzwerkeffekte in Bezug auf Infrastrukturen. Zudem verstärkt die 
Geschwindigkeit, mit der der klimagerechte Umbau der Wirtschaft und somit die Transformation des 
Kapitalstocks vonstattengehen soll, die Annahme, dass Marktkräfte allein nicht ausreichen werden. 
Beispielsweise ist in der Realität unklar, ob Gebäudeeigentümer:innen auf die Erwartung stark 
steigender CO2-Preise tatsächlich im optimalen Umfang investieren würden, sei es wegen des Mieter-
Vermieter-Dilemmas, oder wegen Restriktionen bei der Finanzierung, oder aufgrund sehr hoher 
privater Diskontraten, oder weil Zweifel an der langfristigen staatlichen Durchsetzung immer 
strengerer Klimaschutzvorgaben bestehen. Weitere Umsetzungsprobleme können sich daraus 
ergeben, dass aufgrund gegebener Begrenzungen keine ausreichend schnelle Marktreaktion 
erfolgen kann, beispielsweise durch eine Obergrenze bei der Leistungsfähigkeit des Bausektors. 
Dadurch kann die tatsächliche Investitionstätigkeit gegenüber der theoretisch optimalen 
zurückfallen, so dass Maßnahmen zur Minderung der Emissionen nicht im notwendigen Maß 
erfolgen, woraus erhebliche soziale Schieflagen resultieren können. 

125 Es erscheint daher offensichtlich, dass neben eine aggregierte Mengensteuerung eine zusätzliche 
politische Gestaltung der Transformation treten muss. Für diese Gestaltung benötigt der Staat 
zusätzliche, möglichst differenzierte Planungs- und Steuerungssignale. Eine sektorale Betrachtung für 
die einzelnen Wirtschaftssektoren, wie im Bundes-Klimaschutzgesetz vorgesehen, kann in diesem Sinne 
wertvolle Dienste leisten, indem sie i) Verteilungseffekte zwischen den Sektoren berücksichtigen kann 
(ex-ante bei der Festlegung und ex-post bei der nachträglichen Anpassung von Sektorzielen), ii) ein 
sektorales Monitoring des Fortschritts über die Zeit ermöglicht und iii) die Koordination der Planung z.B. 
von Infrastruktur erleichtern kann. Die Zuweisung der Verantwortlichkeiten für Sektorziele an einzelne 
Bundesministerien unterstützt dabei die Effizienz und Geschwindigkeit des Gesetzgebungsverfahrens 
sowie die Koordination innerhalb der Bundesregierung. Unabhängig von der allgemeinen Sinnhaftigkeit 
sektoraler Planung anhand von Sektorzielen ist allerdings zu prüfen, ob die Nutzung dieser 
Planungshilfen in Verbindung mit einer jahres- und sektorscharfen Steuerung, wie aktuell im Bundes-
Klimaschutzgesetz vorgesehen, effektivem und effizientem Klimaschutz dient – vor allem im 
Zusammenhang mit den sektorenübergreifenden Steuerungsinstrumenten des EU-ETS und des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes. Eine systematische Übersicht zum Mechanismus zur Erreichung 
von Emissionszielen, zur Rolle klimapolitischer Maßnahmen und Programme und zur Relevanz von 
Sektoren sowie einer sektoralen Betrachtung ist für eine grundlegende klimapolitische 
Instrumentierung mit und ohne fixe Mengenbegrenzung und Handelssystem in Tabelle 13 dargestellt. 
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Tabelle 13: Systematisierung von grundlegenden klimapolitischen Instrumenten (generisch)  
 

Grundlegende klimapolitische Instrumentierung  

Mit Mengenbegrenzung, Handelssystem 
und Preisbildung 

Ohne Mengenbegrenzung entlang von 
Sollzielen 

Mechanismus zur 
Erreichung von 
Emissionszielen 

• Durch Mechanismus gesichert 

• Kein Monitoring und keine Nachsteuerung 

• Monitoring der Zielerreichung (Soll-Ist-
Vergleich)  

• Nachsteuerung über klimapolitische 
Maßnahmen/Programme 

Rolle klimapolitischer 
Maßnahmen und 
Programme 

Flankierende Maßnahmen zum Ausgleich von 
Marktversagen, z.B.:  

• Mangelnde Transparenz  

• Mangelnder Wettbewerb  

• Netzwerkeffekte  

• Unzureichende Marktsteuerung angesichts 
hoher notwendiger Geschwindigkeit 

Zentrale Steuerungselemente zur Erreichung der 
klimapolitischen Ziele  

Steuerung auf Basis von Regelmechanismen 
und/oder wissenschaftlich basierter Analysen (ex-
post, ex-ante)  

Relevanz von Sektoren geringer höher 

Angepasste Politikmaßnahmen in Politikfeldern mit je eigenen Randbedingungen 
(Betroffene/Akteure, Zahlungsbereitschaften, Vermeidungskosten, Hemmnisse, …), z.B.  

• Adressierung von Verteilungsfragen/Abfederung sozialer Härten  

• Sicherstellung notwendiger Planung (z.B. im Infrastrukturbereich) 

• Flankierende Maßnahmen zur Unterstützung des Umbaus des Kapitalstocks 

• Verhinderung von Lock-in-Effekten 

Eigene Darstellung. 

7.3 Optionen zur Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

126 Grundsätzlich ist ein stärkerer Abgleich der Steuerungslogik des Bundes-Klimaschutzgesetzes mit den 
übergreifenden Instrumenten EU-ETS und Brennstoffemissionshandelsgesetz wünschenswert. 
Unabhängig von einer grundlegenden Überarbeitung des Steuerungsmechanismus des Bundes-
Klimaschutzgesetzes, kann eine zusätzliche Gliederung entlang der Instrumente EU-ETS, 
Brennstoffemissionshandelsgesetz und Sonstige bereits im Rahmen der heutigen Steuerungslogik 
unmittelbare Steuerungssignale bereitstellen. Diese wären vergleichsweise einfach umzusetzen, in den 
Sektoren, die auch durch das EU-ETS abgedeckt sind, beispielsweise durch nationale Auf-/Abschläge auf 
den ETS-Preis, im Brennstoffemissionshandelsgesetz (solange nicht mengenscharf gestellt) durch 
Erhöhung/Senkung des im Brennstoffemissionshandelsgesetz festgelegten Preispfades (siehe auch 
Kapitel 7.3.1).20 Sollte ab 2026 durch das Brennstoffemissionshandelsgesetz oder ein europäisches 
Handelssystem für die Sektoren Gebäude und Verkehr eine Instrumentierung mit fester 
Mengenvorgabe und entsprechendem Handelssystem für Zertifikate implementiert werden, wären – 

 

20 Ein Problem ist allerdings, dass die Daten für das Brennstoffemissionshandelsgesetz immer erst im Herbst zur Verfügung stehen, da 
die Erfüllungspflicht erst am 30. September des Folgejahres ausläuft (§ 8 BEHG), und damit ein größerer zeitlicher Verzug eintreten 
würde.  
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basierend auf heutigen Emissionsdaten – rund 85 % aller deutschen Treibhausgasemissionen von 
bindenden, sektorenübergreifenden Mengeninstrumenten abgedeckt. Die Steuerungsanforderungen 
an das Bundes-Klimaschutzgesetz wären damit massiv reduziert und grundsätzlich zu überarbeiten. 

127 Der Tatbestand zur Auslösung eines Sofortprogrammes weist auf Seiten des Steuerungssignals Mängel 
auf und ist zu mechanistisch in seiner Anwendung. Der Sinn der Steuerung nach den Sektorzielen 
besteht im Bundes-Klimaschutzgesetz in der Zuweisung von Teilzielen zu Ministerien: Wenn alle 
Sektorziele erreicht werden, werden auch die übergeordneten Klimaziele erreicht. Die Einführung von 
Jahreszielen für alle Sektoren außer Energiewirtschaft dient der möglichst zeitnahen Steuerung bei 
absehbaren Zielverfehlungen. Insofern wäre an das Auslösesignal die Anforderung zu stellen, dass es 
die Verfehlung des Ziels für 2030 oder des Zielpfads bis 2030 möglichst frühzeitig und zuverlässig 
anzeigt. Dieser Anforderung kann die einfache Gegenüberstellung von Emissionsdaten des Vorjahrs mit 
den jeweiligen Zielvorgaben nur in Ansätzen gerecht werden. Der Expertenrat für Klimafragen sieht 
zahlreiche Optionen zur Verbesserung des Steuerungsmechanismus. Einen systematischen Überblick 
über diese Optionen gibt Tabelle 14. Eine grundsätzliche Alternative zu einem regelbasierten 
Mechanismus, der eine Rechtsfolge bei gegebenem Auslösetatbestand impliziert (wie im 
Klimaschutzprogramm die Verpflichtung zur Vorlage eines Sofortprogramms bei Überschreitung des 
jährlichen Zielwerts) wäre eine Beurteilung auf Basis einer qualifizierten Bewertung der Emissionsdaten 
und ggf. weiterer Indikatoren, die weitergehenden Aufschluss über zugrundliegende Entwicklungen 
geben. Zudem könnte eine Betrachtung im Rückblick (ex-post), die sich auf Werte in der Vergangenheit 
stützt, durch eine Betrachtung in der Projektion (ex-ante) ergänzt oder auch ersetzt werden. Diese 
Optionen werden in Kapitel 7.3.1 und 7.3.2 näher beschrieben, einschließlich Beispielen für konkrete 
Verbesserungen. Darüber hinaus werden in Kapitel 7.3.3 weitere Hinweise für die Verbesserung der 
Monitoring-Funktion des Bundes-Klimaschutzgesetzes gegeben. 
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Tabelle 14: Systematisierung von Optionen zur Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes in 
Sektoren bzw. Sektoranteilen, die nicht durch ein Handelssystem mit fixer 
Mengenbegrenzung abgedeckt sind 

Auslösetatbestand Zeitliche Dimension Optionen 

Regelbasiert: Auslösung von 
Maßnahmen bzw. der 
Verpflichtung zur Vorlage von 
Programmen basierend auf einem 
Soll-Ist-Vergleich 

Ex-post: Rückblick auf 
empirische/gemessene/ 

beobachtete Werte 

Bereinigung der Daten, Umstellung auf Normjahre z.B. in Bezug 
auf Lagerhaltungs- und Witterungseffekte  

Verbesserung der Datengrundlage oder veränderter 
Berichtszeitpunkt 

Definition eines Korridors für die Zielüberschreitung  

Auslösung nur, wenn Überschreitung der 
Jahresemissionsmenge zwei Jahre hintereinander stattfindet 

Umstellung auf sektorale 3-Jahres-Budgets; Auslösung nur, 
wenn dieses Budget überschritten wird 

Prioritäre Nutzung der KSG-Flexibilitäten innerhalb der ESR  

Automatische Anhebung des BEHG Preises bei Überschreitung 
der Jahresemissionsmengen bei Verkehr und Gebäude 

Heranziehen von zusätzlichen Indikatoren zur Bewertung 

Ex-ante: Ausblick auf 
erwartete Werte 

Soll-Ist-Vergleich von künftigen Emissionsdaten auf Basis 
modellbasierter Projektionen (z.B. unter Nutzung der bereits 

etablierten Projektionsberichte) 

Qualifizierte Beurteilung durch ein 
externes Gremium  

Ex-post: Beurteilung auf 
Basis historischer 
Beobachtungen 

Definition eines Korridors für die Zielüberschreitung in 
Kombination mit zusätzlichen Entscheidungskriterien  

Trendanalysen: Analyse historischer Entwicklung von 
Emissionsdaten und Bewertung struktureller Entwicklungen 

Treiberanalysen: Analyse historischer Entwicklung wesentlicher 
Indikatoren 

Ex-ante: Beurteilung auf 
Basis erwarteter 
Entwicklungen 

Einbeziehung modellbasierter Projektionen von Emissionsdaten 
(z.B. unter Nutzung der bereits etablierten Projektionsberichte) 

Eigene Darstellung. 

7.3.1 Weiterentwicklung der Nachsteuerung auf Basis vergangener Zielverfehlungen (ex-
post Betrachtung)  

128 Die Datengrundlage, die für die Bestimmung der sektoralen Jahresemissionsmengen durch das 
Umweltbundesamt zum Zeitpunkt der Berichterstattung verwendet wird, basiert teilweise noch auf 
vorläufigen Daten. So werden beispielsweise die Primärenergiedaten der AGEB, die eine hohe Relevanz 
in der Emissionsschätzung haben, erst nachträglich final veröffentlicht. Dies führt im Ergebnis zu 
Korrekturbedarfen gegenüber der späteren Inventarberichterstattung der Treibhausgase. So kann es 
passieren, dass ein Sofortprogramm (nicht) ausgelöst wird, obwohl sich später im Rahmen des 
Nationalen Treibhausgasinventars herausstellt, dass das Sektorziel doch (nicht) eingehalten wurde (und 
umgekehrt). Zum anderen kann die Aussagekraft eines einzelnen Punktwertes beschränkt sein, da 
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Sondereffekte auftreten können (Einfluss der Witterung auf den Heizbedarf, Schwankungen in Bezug 
auf die Produktion aus Erneuerbaren Energien, konjunkturelle Schwankungen, Einfluss von 
unerwarteten externen Ereignissen wie Covid-19-Pandemie). Beispielsweise hätte der Verkehrssektor 
ohne die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie sein Sektorziel im Jahr 2020 sehr wahrscheinlich nicht 
erreicht, der Gebäudesektor allerdings schon (ERK 2021). Trotzdem wurde auf dieser Basis ein 
Sofortprogramm vorgelegt und verabschiedet. 

129 Eine Verbesserung des Steuerungssignals könnte beispielsweise über folgende Optionen erfolgen, die 
auch kombiniert werden können:  

 Umstellung auf Normjahre oder bereinigte Daten: Die vorgelegten Emissionsdaten könnten auf Basis 
einer wissenschaftlich abgesicherten Bereinigungsmethodik mit dem Ziel der Quantifizierung 
(einschl. qualitativer und wo möglich quantitativer Angaben zur Unsicherheit dieser Quantifizierung) 
von jahresspezifischen Sondereffekten bereinigt werden, die nicht auf menschlichem Handeln 
basieren. Diese könnten in der Energiewirtschaft das wetterbedingte Wind- und Solardargebot 
umfassen und im Gebäudesektor die Umstellung auf temperaturbereinigte Daten. So wichen in den 
letzten zehn Jahre die beobachteten Emissionen im Gebäudesektor teilweise um mehr als 
10 Mt CO2-Äq. von den temperaturbereinigten Daten ab (Matthes et al. 2022). Ebenso sollten 
Lagerhaltungseffekte, die insbesondere bei Heizöl auftreten, aus den Jahreswerten rausgerechnet 
werden (siehe Diskussion in Kapitel 6.2.1). Ziel ist es, die Emissionsdaten um Sondereffekte zu 
bereinigen und damit einen besseren Anhaltspunkt zu haben, inwieweit die Emissionsentwicklung 
auf strukturelle Ursachen zurückzuführen ist und inwieweit Sondereffekte maßgeblich waren. Dies 
erhöht die Aussagekraft im Hinblick auf die Notwendigkeit zur Vorlage eines Sofortprogramms. Diese 
Bereinigung kann sowohl automatisiert erfolgen (bei Lagerhaltungs- oder Witterungseffekten) oder 
über eine Treiberanalyse durch ein externes Gremium, wodurch weitere Einflüsse, wie z.B. 
Konjunkturschwankungen mit einbezogen werden können. 

 Erhöhung der Datenverfügbarkeit: Prüfung, ob ein Vorziehen bestimmter amtlicher Berichtspflichten 
des statischen Bundesamts, der statistischen Landesämter und/oder der Energiedaten der AGEB 
möglich und sinnvoll umsetzbar wäre, ohne die Qualität der Daten maßgeblich zu verschlechtern. 
Alternativ könnte eine etwas spätere Veröffentlichung der Emissionsdaten durch das 
Umweltbundesamt erwogen werden, z.B. erst Mitte April, wenn die Daten für den EU-ETS mit 
einbezogen werden können, die ab 1. April zur Verfügung stehen. 

 Definition eines Korridors: Es könnten zu definierende Unsicherheitsbereiche bei Über- oder 
Unterschreitung eines Sektorziels berücksichtigt werden, um in gewissem Maße den methodischen 
Unsicherheiten Rechnung zu tragen, die auf der Punktschätzung der Emissionsdaten beruhen (siehe 
auch die Diskussion in Kapitel 4.3). Eine Option hierfür wäre, einen festen Korridor von z.B. 1–2 % des 
Zielwerts oder Toleranzbänder in Abhängigkeit von der Unsicherheit um die Punktschätzung zu 
definieren, bei dem eine vertiefte Betrachtung mit zusätzlichen Entscheidungskriterien 
heranzuziehen ist (beispielsweise durch ein unabhängiges Gremium), ob ein Sofortprogramm von 
Nöten ist. 

 Es kann passieren, dass ein Sofortprogramm auf Basis der Emissionsdaten des Vorjahres vorgelegt 
werden muss, obwohl sich später im Nationalen Treibhausgasinventar herausstellt, dass doch keine 
Überschreitung der Jahresemissionsmenge stattgefunden hat. Eine mögliche Abhilfe wäre, dass ein 
Sofortprogramm nur noch dann vorgelegt werden muss, wenn zwei Jahre hintereinander das Ziel 
verfehlt wird. Als weitergehende Option könnte auch ein sektorales 3-Jahres-Budget abgeleitet 
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werden, bei dessen Überschreitung die Vorlage eines umfassenden Klimaschutzprogramms – und 
nicht nur eines Sofortprogramms – im betreffenden Sektor notwendig wird. Vorteil wäre in beiden 
Fällen, dass dann teilweise schon das Treibhausgasinventar und damit eine bessere Datengrundlage 
zur Verfügung steht. Zudem würden Sondereffekte, wie z.B. Lagerhaltungs- und Temperatureffekte 
im Gebäudesektor (siehe Kapitel 6.2.1), besser abgebildet werden können und nicht „zufällig“ die 
Verpflichtung zur Vorlage eines Sofortprogramms ausgelöst. Der Nachteil in beiden Fällen wäre, dass 
mit größerer Zeitverzögerung auf Zielverfehlungen reagiert würde.  

130 Im Bundes-Klimaschutzgesetz gibt es eine Überlagerung von jährlichen Sektorzielen und der 
europäischen Pflicht, das jährliche ESR-Ziel in der Summe für die Sektoren Verkehr, Gebäude, Teile 
Industrie, Landwirtschaft und Abfall in Summe einzuhalten. Eine Option könnte daher sein, bestehende 
Flexibilitäten im Bundes-Klimaschutzgesetz innerhalb der ESR-Sektoren zunächst prioritär zu nutzen 
(siehe Diskussion in Kapitel 7.1). So können auch bisher schon intersektorale Flexibilitäten genutzt 
werden (§ 8 Abs. 2 KSG). Wegen der EU-Regulierung bestehen allerdings nur begrenzte Flexibilitäten 
zwischen der ESR und dem EU-ETS, dem große Teile der Sektoren Energiewirtschaft und Industrie 
zugeordnet sind. Konkret könnte der Auslösemechanismus geändert werden z.B. durch den Tausch der 
Paragraphen § 8 Abs. 1 und § 8 Abs. 2 KSG, da dadurch die Priorität zunächst auf Nutzung intersektoraler 
Flexibilitäten innerhalb der ESR-Sektoren liegen würde. Nachteil wäre, dass hier die 
Verantwortungsfunktion der Sektorziele (siehe RZ 122) aufgeweicht wird. 

131 Insbesondere wenn der Verkehrs- und der Gebäudesektor ihr Ziel in Summe verfehlen, könnte eine 
zeitlich geeignet gestaffelte Anhebung des BEHG-Preises stattfinden (siehe Agora Energiewende 2021)). 
Diese Option würde zugleich eine stärkere Anbindung an das übergeordnete Instrument des 
Brennstoffemissionshandelsgesetzes bedeuten (siehe Kapitel 7.1).  

7.3.2 Weiterentwicklung der Nachsteuerung auf Basis möglicher künftiger 
Zielverfehlungen (ex-ante Betrachtung)  

132 Zur Unterstützung des Planungsprozesses zur Erreichung der Klimaziele gibt es diverse 
Berichtspflichten auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene auf unterschiedlichen 
Zeitskalen (jährlich, 2-, 5-jährlich, siehe Abbildung 10). Daraus entstehen in den allermeisten Fällen 
allerdings keine Handlungspflichten z. B. bei Nichterreichung der Ziele im Soll. Klimaschutzprogramme 
oder andere für die Minderung von Treibhausgasemissionen relevante Gesetzgebungsverfahren 
werden bislang in unregelmäßigen Abständen auf Initiative der jeweils zuständigen Ministerien auf den 
Weg gebracht, sind aber nicht verbindliche Rechtsfolge von gesetzlich definierten Auslösetatbeständen. 
Anders verhält es sich im Bundes-Klimaschutzgesetz bei Überschreitung der sektoralen 
Jahresemissionsmengen mit der Pflicht zur Vorlage eines Sofortprogramms durch das zuständige 
Ministerium. 
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Abbildung 10: Berichtspflichten der Bundesregierung auf nationaler und europäischer Ebene.  

Eigene Darstellung basierend auf Informationen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV).  

133 Die Verpflichtung zur Vorlage von Sofortprogrammen wird bisher nur auf Basis in der Vergangenheit 
liegender Zielverfehlung ausgelöst und es sind keine Elemente einer vorausschauenden ex-ante 
Steuerung enthalten. Das kann dazu führen, dass strukturelle Fehlentwicklungen in einem Sektor zu 
spät erkannt werden und immer nur mit kleinteiligen Sofortprogrammen nachgesteuert wird. Die 
Steuerung könnte daher um eine vorausschauende ex-ante Steuerung ergänzt werden, um auch 
strukturelle Zielverfehlungen frühzeitig zu adressieren. Wenn der derzeitige Mechanismus der 
jährlichen Nachsteuerung abgelöst werden sollte, dann müsste die (Nach-)Steuerung an einen anderen 
verpflichtenden Mechanismus auf Basis der Berichterstattung gekoppelt werden. Basis für die 
Auslösung eines Klimaschutzprogramms könnte beispielsweise ein Soll-Ist-Vergleich von künftigen 
Emissionsdaten auf Basis modellbasierter Projektionen sein, z.B. unter Nutzung der bereits etablierten 
Projektionsberichte. Auch bei einer solchen ex-ante-Steuerung stellt die Festlegung eines geeigneten 
Kriteriums (oder eines Kriterienkatalogs) für die Auslösung eine Herausforderung dar. Dabei könnte eine 
qualifizierte Einordnung möglicherweise durch ein externes Gremium erfolgen. 

134 Eine weitere Option für eine stärker auf die Zukunft gerichtete (ex-ante) Betrachtung wäre eine 
Trendanalyse auf Basis einer Überprüfung anhand transparenter Kriterien (z.B. bestimmter (Früh-) 
Indikatoren), die belastbare Hinweise auf strukturelle Entwicklungen geben, verbunden mit einer 
qualifizierten Beurteilung durch ein externes Gremium. Wichtig ist hierbei, dass die Einschätzung nach 
einer kurzen zeitlichen Vorgabe von wenigen Wochen erfolgt, um möglichst wenig Zeit bei der 
Nachsteuerung zu verlieren. Hierfür müssten zunächst für jeden Sektor geeignete Indikatoren 
identifiziert bzw. entwickelt werden (siehe z.B. Matthes et al. 2022; Fietze et al. 2021; Flachsland et al. 
2021; WPKS 2022). Zudem müsste sichergestellt werden, dass für die als geeignet identifizierten 
Indikatoren auch die zur Berechnung erforderlichen Daten zur Verfügung stehen. Hier bestehen 
teilweise noch große Datenlücken. Dies betrifft beispielsweise die Daten im Gebäudesektor, die benötigt 
werden, um regelmäßig den Fortschritt klimapolitischer Maßnahmen im Gebäudesektor (wie 
energetische Gebäudesanierung) messen zu können. Abhilfe könnte hier beispielsweise durch ein 
bundesweites Gebäude- und Wohnungsregister geschaffen werden. 
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135 Bei den verschiedenen Optionen der Weiterentwicklung des Nachsteuerungsmechanismus (über eine 
Anpassung des Steuerungssignals oder des Handlungsmechanismus) entfernt man sich von dem 
bestehenden Mechanismus, der allein auf der Berechnung der Vorjahresemissionen beruht. 
Insbesondere bei einem Übergang von diesem regelbasierten Mechanismus zu einer qualifizierten 
Bewertung durch ein externes Gremium oder zu einer ex-ante Betrachtung auf Basis modellbasierter 
Projektionen (Kapitel 7.3.2) käme zwar einerseits ein differenzierteres Bild über das Emissionsgeschehen 
zum Tragen, andererseits würde man sich aber von der Eindeutigkeit des Regelmechanismus entfernen, 
und es entstünde ein gewisser Ermessensspielraum bei der Beurteilung der Notwendigkeit einer 
Nachsteuerung. In der Konsequenz bedeutete das eine größere Herausforderung in Bezug auf die 
Herstellung einer bindenden Verpflichtung für die Politik, wie sie im Bundes-Klimaschutzgesetz derzeit 
in Form einer Selbstbindung durch § 8 Abs. 1 KSG gegeben ist. Damit hätte ein solcher geänderter 
Mechanismus möglicherweise eine geringere Bindungswirkung für die Politik.  

7.3.3 Weiterentwicklung des Monitorings und weitere Klärungsbedarfe  

136 Seit diesem Jahr gibt es nach § 5 Abs. 2 zusätzliche Berichtspflichten, u.a. für die Emissionen aus dem 
LULUCF Sektor und die Emissionsdaten aufgeschlüsselt nach EU-ETS und nicht-EU-ETS. Für ein 
Gesamtbild sollten im Rahmen des Monitorings folgende Daten zusätzlich berichtet werden:  

• Emissionen, die vom Brennstoffemissionshandelsgesetz abgedeckt sind, sollten nach Sektoren 
getrennt dargestellt werden, auch um potenziell eine Steuerung entlang dieser Dimension zu 
ermöglichen (siehe Kapitel 7.1). 

• Da klimapolitische Maßnahmen territoriale Verlagerungseffekte zur Folge haben können, die 
möglicherweise das übergeordnete Ziel einer Minderung globaler Emissionen relativieren, sollten 
zudem importierte und exportierte Emissionen in der Berichterstattung nachrichtlich ergänzt 
werden.  

• Zudem gewinnen perspektivisch negative Emissionen an Relevanz und sollten spätestens ab 2030 
als Sektor in der Berichterstattung mit aufgenommen werden.  

137 Im LULUCF-Sektor gibt es bisher keine jahresscharfen Ziele, sondern es erfolgt ab 2030 lediglich die 
Festlegung eines Zielkorridors, der sich aus dem Mittelwert der jährlichen Emissionsbilanzen des 
jeweiligen Zieljahres (2030, 2040, 2045) und der drei vorhergehenden Kalenderjahre ergibt. Die 
gegebene Datenbasis ermöglicht jedoch keine zeitnahe und ausreichend abgesicherte Erhebung im 
Rahmen der Berechnung der Vorjahresemissionen. Die derzeit in größeren Abständen erfolgenden 
Erfassungen, wie zum Beispiel die nur alle zehn Jahre erfolgende umfassende Waldbestandsinventur, 
reichen hierfür nicht aus. Neben einer erweiterten Berichterstattung zu LULUCF sollte zudem auch 
dieser Sektor bei nicht erfolgter Zielerreichung mit einer Verpflichtung zu einem geeigneten 
Nachsteuern belegt werden.  

138 Weitere Vorschläge wurden durch den Expertenrat für Klimafragen schon im vergangenen Jahr 
hinsichtlich der Verbesserung der Datenerhebung für die Vorjahresschätzung gemacht (ERK 2021b, Kap. 
8), die bisher nicht aufgegriffen wurden. Hier wäre es wünschenswert, einen Prozess zu definieren, wie 
diese Punkte Eingang in den im Bundes-Klimaschutzgesetz hinterlegten Mechanismus bekommen 
können.  
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139 Das Gesetz sieht in § 4 Abs. 3 KSG vor, dass bei Zielüber- oder –unterschreitungen in einem Sektor die 
Differenzmenge auf die verbleibenden Jahresemissionsmengen des Sektors bis zum nächsten Zieljahr 
gleichmäßig angerechnet wird (Ausgleichsmechanismus). In diesem Jahr hat das Umweltbundesamt die 
entsprechend aktualisierte Tabelle (UBA 2022d, Tabellenblatt 13 Daten Zielpfadgraphik) vorgelegt. 
Bisher ist im Gesetz lediglich vorgesehen, dass das Umweltbundesamt die angepassten 
Jahresemissionsmengen veröffentlicht (§ 5 Abs. 2 KSG), allerdings geht daraus nicht eindeutig hervor, 
dass diese damit verbindlich sind und wo die aktualisierte Tabelle von Anlage 2 KSG geführt wird. Es 
sollte im Gesetz ein Passus hinzugefügt werden, der vorschreibt, dass das Umweltbundesamt die 
Tabelle mit den jeweils aktuellen Werten führt (mit Angabe einer konkreten Internetseite), um auch 
juristisch diese Unklarheit auszuräumen. 

140 Weiterhin ist ungeklärt, welche Daten in den Folgejahren zur Berechnung der Jahresemissionsmengen 
herangezogen werden. Zunächst stehen nur die am 15. März für das Vorjahr nach § 5 Abs. 1 KSG 
ermittelten Emissionsdaten zur Verfügung, die nach § 4 Abs. 3 KSG zu einer Anpassung der 
Jahresemissionswerte führen. Allerdings ist nicht auszuschließen, dass im Folgejahr auf der Basis des 
Nationalen Treibhausgasinventars abweichende Werte ermittelt werden, die dann auf einer 
verlässlicheren Datenbasis beruhen und die tatsächlichen Entwicklungen besser beschreiben. Daher 
stellt sich die Frage, ob die zunächst auf Basis der Emissionsberechnung des Vorjahres nach § 5 KSG 
gemäß § 4 Abs. 3 KSG geänderten Jahresemissionswerte auch dann maßgeblich sein sollen, wenn die 
Werte des Nationalen Treibhausgasinventars vorliegen. Das Gesetz regelt diese Frage nicht ausdrücklich 
und schafft damit Rechtsunsicherheit. Die Aktualisierung der Zielwerte entsprechend Anlage 2 KSG 
sollte deshalb jährlich mit der Veröffentlichung der Emissionsberechnung des Umweltbundesamtes auf 
Basis der dort veröffentlichten Daten für alle zurückliegenden Jahre erfolgen. Dadurch wird erreicht, 
dass die im Gesetz angestrebte vollständige und sachlich richtige Berücksichtigung der tatsächlichen 
Emissionen bestmöglich – also immer auf Basis der jüngsten vorliegenden Werte – erreicht wird. Hier 
wäre eine Klarstellung im Gesetz oder eine Rechtsverordnung wichtig, um für alle Akteure Transparenz 
zu gewährleisten.  

141 In Folge des im Bundes-Klimaschutzgesetz implementierten Ausgleichsmechanismus werden bis 
einschließlich zum Jahr 2029 Über- und Unterschreitungen auf die verbleibenden Folgejahre bis zum 
Zieljahr 2030 angerechnet. Das Bundes-Klimaschutzgesetz sieht bislang jedoch keine Regelung dafür 
vor, was passiert, wenn das Budget eines Sektors oder aller Sektoren in Summe zum Zieljahr 2030 nicht 
getroffen wird. Es liegt nahe, die entsprechenden Differenzen in diesem Fall auf die nächste Dekade 
anzurechnen; hierzu wäre im Gesetz Klarheit herzustellen. Außerdem sollte ein entsprechender 
Handlungsmechanismus für diesen Fall definiert werden.  

7.4 Fazit zur Weiterentwicklung des Bundes-Klimaschutzgesetzes 

142 Der Expertenrat für Klimafragen empfiehlt einen koordinierten Prozess zur Weiterentwicklung des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes im laufenden Jahr. Damit sollte minimal der Anspruch verfolgt werden, den 
derzeitigen Handlungsmechanismus durch Nutzung zusätzlicher bzw. angepasster Steuerungssignale 
zu verbessern. Im Kontext dieser Weiterentwicklung könnte zugleich eine Reihe weiterer technischer 
Verbesserungen und Ergänzungen im Bereich der betrachteten Sektoren und Daten erfolgen.  

143 Darüber hinaus sieht der Expertenrat für Klimafragen die Möglichkeit, dass zusätzlich zu rückblickenden 
Betrachtungen (ex-post) auch Betrachtungen im Ausblick (ex-ante) bei der Entwicklung klimapolitischer 
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Maßnahmen im Kontext des Bundes-Klimaschutzgesetzes einbezogen werden. Ebenfalls könnte das 
bislang ausschließliche Monitoring der sektoralen Emissionswerte durch die Einbeziehung weiterer 
Schlüsselindikatoren erweitert werden, die eine Abschätzung zu strukturellen Wirkungen 
klimapolitischer Maßnahmen erlauben.  

144 Schließlich gibt es erheblichen Spielraum für eine grundsätzliche Weiterentwicklung des Bundes-
Klimaschutzgesetzes mit dem Ziel, dass  

• das Bundes-Klimaschutzgesetz passgenau in den europäischen Rahmen eingebettet wird,  

• sich das Bundes-Klimaschutzgesetz sowohl im Hinblick auf das Monitoring der Zielerreichung als 
auch auf die Steuerungslogik zusätzlich an den übergeordneten, mehrere Sektoren betreffenden 
Instrumenten EU-ETS und Brennstoffemissionshandelsgesetz orientiert und  

• die grundlegenden Fragen zur Zielstellung und der Rolle des intertemporalen 
Ausgleichsmechanismus geklärt werden.  

145 Aus Sicht des Expertenrats für Klimafragen wäre grundsätzlich eine umfassende Weiterentwicklung des 
Bundes-Klimaschutzgesetzes entlang aller hier skizzierten Handlungsfelder wünschenswert. Wie 
dargelegt besteht aber auch die Möglichkeit, die Bearbeitung der Handlungsfelder zeitlich zu staffeln. 
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